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               Zusammenfassung 

Zusammenfassung

Der Begriff „Staatenlosigkeit“ ist völkerrechtlich defi-
niert: Als staatenlos gelten Menschen, die kein Staat 
nach seinem Recht als eigene Staatsangehörige an-
sieht (Art.  1 Abs.  1 des Übereinkommens über die 
Rechtsstellung der Staatenlosen – StaatenlÜbk). Per-
sonen, deren Staatenlosigkeit nicht nachgewiesen ist 
bzw. die potenziell Angehörige eines anderen Staates 
sind, werden von den Behörden in Deutschland zum 
Teil als Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit 
eingestuft. Anders als offiziell anerkannte Staaten-
losigkeit ist ungeklärte Staatsangehörigkeit kein 
rechtlich definierter Begriff, aus dem sich bestimm-
te Rechtsfolgen ergeben. Vielmehr handelt es sich 
um einen Arbeitsbegriff; die als vorübergehend ge-
dachte Kategorisierung „ungeklärte Staatsangehö-
rigkeit“ bedeutet, dass der Prozess der Klärung der 
Staatsangehörigkeit noch nicht abgeschlossen ist. 

Nicht wenige Menschen verbleiben jedoch über Jahre 
und Jahrzehnte in diesem prekären Status.

Staatenlosigkeit kann prinzipiell in jedem (Ver-
waltungs-)Verfahren festgestellt werden, in dem die 
Identität und Staatsangehörigkeit einer Person ge-
prüft wird. In der Praxis sind insbesondere die Auslän-
derbehörden mit dieser komplexen Prüfaufgabe kon-
frontiert, da sie für die Bearbeitung von Anträgen auf 
einen Reiseausweis für Staatenlose zuständig sind. 
Über die Entscheidungspraxis deutscher Ausländer-
behörden im Kontext von Staatenlosigkeit gibt es 
bislang jedoch keine systematischen Erkenntnisse. 
Hier setzt die vorliegende Studie an: Mithilfe qua-
litativer Interviews unter Behördenmitarbeitenden 
untersucht sie den Umgang mit dem Thema Staaten-
losigkeit in der Verwaltungspraxis. Sie beleuchtet die 
konkreten Ansätze und Praktiken zur Feststellung von 
Staatenlosigkeit und analysiert die verschiedenen 
Herausforderungen, die sich dabei ergeben.

Das Wichtigste in Kürze
	 Die Verwaltungspraxis ist entsprechend he-
terogen: Behörden stellen unterschiedliche 
Ansprüche an die Mitwirkung der Betroffenen 
und definieren die Grenzen der Zumutbarkeit 
uneinheitlich. Hinzu kommen Hürden wie z. B. 
die fehlende Kooperation von potenziellen Her-
kunftsstaaten oder Kapazitätsengpässe in den 
Behörden. Häufig kann die Staatenlosigkeit 
nicht abschließend festgestellt werden – der 
prekäre Status „ungeklärt“ bleibt ein Dauer
zustand.

	 Um die Situation von Personen ohne Staats-
angehörigkeit in Deutschland zu verbessern, 
müssen gesetzliche und verwaltungsrechtliche 
Regelungen angepasst werden. Vordringlich ist 
zudem die Entwicklung eines Regelverfahrens 
zur Feststellung von Staatenlosigkeit, das mög-
lichst zentral (z. B. auf Bundes- oder Landes
ebene) durchgeführt wird.

	 Aus der Anerkennung von Staatenlosigkeit fol-
gen bestimmte Rechte, die in internationalen 
Übereinkommen festgelegt sind. Ungeklärte 
Staatsangehörigkeit ist hingegen nur ein Ar-
beitsbegriff zur vorläufigen Einordnung durch die 
Behörden, mit dem meist eingeschränkte Mobi-
litäts- und Teilhabemöglichkeiten einhergehen.

	 Für die Klärung der Identität und der Staatsan-
gehörigkeit spielen die Ausländerbehörden ei-
ne zentrale Rolle, insbesondere, wenn jemand 
einen Reisepass für Staatenlose beantragt. Bei-
des kann auch in anderen Zusammenhängen 
wichtig werden, beispielsweise der Einbürge-
rung oder der Eheschließung.

	 Die Klärung ist rechtlich und verfahrenstech-
nisch komplex und es mangelt an einem 
etablierten und bewährten Feststellungsver-
fahren. Das führt häufig zu Verunsicherung auf-
seiten der Betroffenen wie bei den Mitarbeiten-
den der Behörden. 
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Die Interviews zeigen: Die Feststellung von Staa-
tenlosigkeit ist rechtlich und verfahrenstechnisch 
sehr komplex. Das führt häufig zu großer Verunsi-
cherung, sowohl aufseiten der Betroffenen als auch 
bei den Mitarbeitenden der beteiligten Behörden. 
Zudem fehlen klare Bestimmungen und Informa-
tionen zur Feststellung von Staatenlosigkeit. Zwar 
gibt es bestimmte Schritte, die alle Behörden unter-
nehmen. So wird z. B. ein Erstgespräch geführt, um 
die Aktenlage und den Sachverhalt zu klären. Darüber 
hinaus werden die Antragstellenden zum Teil aufge-
fordert, Negativbescheide einzuholen oder sich nach-
registrieren zu lassen, um eine potenzielle Staats-
angehörigkeit (wieder) zu erlangen. Im Detail wird 
der Prozess jedoch sehr unterschiedlich gehandhabt. 
Dies betrifft vor allem die Frage, welche Mitwirkungs-
pflichten und Beweislasten den Betroffenen auferlegt 
werden bzw. wann Zumutbarkeitsgrenzen als erreicht 
angesehen werden. Eine Herausforderung aus der Per-
spektive der Ausländerbehörden ist die bisweilen feh-
lende Mitwirkung der Betroffenen wie auch der (mut-
maßlichen) Herkunftsstaaten bei der Klärung einer 
möglicherweise bestehenden Staatsangehörigkeit. 
Erschwerend kommt die flächendeckende allgemeine 
Überlastung der Ausländerbehörden hinzu, über die 
aktuell viel berichtet wird. All dies führt häufig dazu, 
dass die Staatsangehörigkeit oder Staatenlosigkeit ei-
ner Person nicht (eindeutig) festgestellt werden kann. 
Entsprechend werden solche Fälle entweder gar nicht 
oder nur sehr verzögert bearbeitet, und die Entschei-
dungen sind zudem uneinheitlich und fehleranfällig. 

Es braucht daher dringend Konzepte für den 
Umgang mit ungeklärter Staatsangehörigkeit und 
Staatenlosigkeit, um die behördliche Praxis besser 
zu strukturieren und zu vereinheitlichen, die über-
lasteten Behörden zu unterstützen sowie den Be-
troffenen einen besseren Zugang zu ihren Rechten 
zu ermöglichen. Ein zentraler Schritt dafür ist die 
Einführung eines formalisierten Regelverfahrens 
zur Feststellung von Staatenlosigkeit (statelessness 
determination procedure, SDP). Das erfordert u. a. 
eine klare Definition von Zuständigkeiten, Mitwir-
kungspflichten und Grenzen der Zumutbarkeit; ge-
setzlich geregelte Fristen könnten verhindern, dass 
sich der Prozess über Jahre oder gar ein ganzes Leben 
erstreckt. Zudem sollte im Anschluss an die Feststel-

lung von Staatenlosigkeit ein Aufenthaltsrecht ge-
währt werden, das im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 
verankert wird, um dem Ziel und Zweck des Staaten-
losenübereinkommens zu entsprechen. 

Ein weiterer wichtiger Schritt ist eine Zentrali-
sierung des Prozesses, um Wissen und Handeln zu 
bündeln. Das schont zum einen Ressourcen. Zum 
anderen vermeidet es Fehler und Unsicherheiten, 
wenn solche Fälle von eigens dafür zuständigem 
und entsprechend geschultem Personal bearbeitet 
werden. In Deutschland kann eine Zentralisierung 
aufgrund der föderalen Struktur entweder auf Bun-
des- oder auf Landesebene erfolgen. Beispielsweise 
könnte eine zentrale Stelle in einer nachgeordneten 
Bundes- oder Landesbehörde geschaffen werden, 
die alleinig für die Feststellung von Staatenlosigkeit 
zuständig ist. Ihre Entscheidung wäre dann für alle 
weiteren behördlichen Prozesse bindend, z. B. für 
die Ausstellung von Reiseausweisen, den Einbürge-
rungsprozess oder standesamtliche Eheschließun-
gen. Sollte der politische Wille für die Einrichtung ei-
ner solchen Stelle fehlen, könnte auch eine zentrale 
Ansprech- bzw. Servicestelle geschaffen werden, die 
Informationen sammelt und den zuständigen Auslän-
derbehörden gebündelt zur Verfügung stellt, jedoch 
selbst keine Entscheidungsbefugnis hat.

Ein Feststellungsverfahren, das auf die Anerken-
nung der Rechtsstellung als staatenlos gerichtet ist, 
ist jedoch nicht für alle Gruppen sinnvoll. Das gilt be-
sonders für Menschen, die in Deutschland geboren 
und aufgewachsen sind und deren Familie womöglich 
schon seit mehreren Generationen ohne Staatsange-
hörigkeit in Deutschland lebt. Sie sollten aktiv über 
die Möglichkeiten der Einbürgerung aufgeklärt und ihr 
Zugang zur deutschen Staatsangehörigkeit so weit wie 
möglich vereinfacht werden. Wenn anerkannt Staa-
tenlose seit mindestens fünf Jahren in Deutschland 
leben, sollten z. B. ihre Kinder bei der Geburt automa-
tisch die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten. Bei 
in Deutschland geborenen volljährigen Personen mit 
ungeklärter Identität und Staatsangehörigkeit sollte 
zudem von dem Grundsatz abgewichen werden kön-
nen, dass die Identität für eine Einbürgerung lückenlos 
geklärt sein muss – denn etwaige Versäumnisse der 
Elterngeneration dürfen nicht zulasten der in Deutsch-
land geborenen bzw. aufgewachsenen Kinder gehen.
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1 Neues Staatsangehörigkeitsgesetz: 
Lösungen auch bei Staatenlosigkeit?1

Gemäß Art. 15 der – nicht rechtsverbindlichen – Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR)2 hat 
jede Person das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 
Für die meisten Menschen ist es selbstverständlich, 
dass sie einem bestimmten Staat angehören, mit 
dem sie durch wechselseitige Pflichten und Rechte 
verbunden sind. Anders verhält es sich bei Personen, 
die entweder keine Staatsangehörigkeit besitzen 
oder deren Staatsangehörigkeit als ungeklärt gilt. 

Staatenlosigkeit gilt international als unerwünscht 
und soll nach Möglichkeit vermieden bzw. verringert 
werden. Auch Deutschland hat ein entsprechendes 
internationales Übereinkommen unterzeichnet (vgl. 
hierzu Kap. 2.1). Über die damit verbundenen Proble-
me und Herausforderungen wird in der Öffentlichkeit 
und in der Politik jedoch bisher kaum diskutiert – ob-
wohl Staatenlosigkeit die Rechte der Betroffenen und 
ihre gesellschaftliche Teilhabe einschränkt und sie 
daher als besonders verletzlich gelten (Müller 2023; 
Statefree 2023).3 Zudem ist die Zahl der in Deutsch-
land lebenden Personen ohne oder mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit in den letzten Jahren stark ge-
stiegen (s. u.). Hier besteht also Handlungsbedarf.

Politische und mediale Aufmerksamkeit gewann 
das Thema in Deutschland zuletzt im Zusammenhang 
mit dem Gesetz zur Modernisierung des Staatsange-
hörigkeitsrechts (StARModG) (vgl. z. B. Deutschland-
funk Kultur 2021; tagesschau.de 2023; Wattenberg 
2022a; ZDF heute 2023; BT-Drs. 20/6463). Dies ist u. a. 
der Arbeit von Nichtregierungsorganisationen zu ver-

1	 Diese Studie wurde begleitet von Prof. Dr. Winfried Kluth, Mitglied des Sachverständigenrats für Integration und Migration (SVR). 
Verantwortlich für diese Veröffentlichung ist der wissenschaftliche Stab der SVR-Geschäftsstelle. Die Argumente und Schluss-
folgerungen spiegeln nicht notwendigerweise die Meinung des SVR wider. Der Autor dankt Prof. Dr. jur. Holger Hoffmann und 
Statefree für die wertvolle Unterstützung und den Austausch. 

2	 Resolution 217 A (III) der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 10.12.1948.
3	 Menschen ohne Staatsangehörigkeit können sich beispielsweise in Gefahren- und Ausnahmesituationen nicht auf staatlichen 

Schutz berufen und sind nirgendwo auf der Welt wahlberechtigt. Zudem ist ihnen oft der Zugang zu Reise- und Identitätsdo-
kumenten verwehrt oder erschwert. Das wiederum erschwert eine Einbürgerung und auch andere, zum Teil alltägliche Dinge 
wie Reisen oder die Eröffnung eines Bankkontos (Süddeutsche Zeitung 2021; taz.de 2022; Wattenberg 2022c). Betroffene sind 
damit von diesen Bereichen häufig ausgeschlossen. Hinzu kommen psychische Folgen, etwa ein Gefühl der Ausgrenzung und 
Nichtzugehörigkeit und vor allem die ständige Angst, durch falsches Verhalten den eigenen Aufenthaltsstatus zu gefährden 
(Reichel/Perchinig 2015: 33; Süddeutsche Zeitung 2021; Wattenberg 2022b). Besonders bedenklich ist dies bei Menschen, die in 
Deutschland geboren, aufgewachsen und sozialisiert sind und zum – oft nur vermuteten – Geburts- oder Herkunftsland der Eltern 
oder gar der Großeltern oft weder einen Bezug haben noch die dortige Sprache sprechen.

danken, die sich für Betroffene in Deutschland ein
setzen (Info-Box 1).

Mit dem StARModG bot sich eine Gelegenheit, 
Normen zum Umgang mit bzw. zur Verringerung von 
Staatenlosigkeit im Staatsangehörigkeitsgesetz zu 
berücksichtigen und die uneinheitliche Praxis bei der 
behördlichen Anerkennung von Staatenlosigkeit an-
zugehen. Dies hatten verschiedene Seiten gefordert 
(s.  z. B. Rat für Migration 2023; Statefree 2023). Der 
SVR etwa hatte sich dafür ausgesprochen, dass in 
Deutschland geborene Kinder von Staatenlosen auto-
matisch die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten, 
wenn die Eltern seit mindestens fünf Jahren recht-
mäßig in Deutschland leben (s. dazu SVR 2023: 6–7). 

Die Chance, Staatenlosigkeit bei der kürzlich er-
folgten Reform zu berücksichtigen, wurde jedoch 
verpasst. Der Innenausschuss widmet dem Thema 
in seiner Beschlussempfehlung zwar mehrere Ab-
sätze; seine Aussagen und Aufforderungen sind 
jedoch vage. Beispielsweise fordert er das Bundes-
ministerium des Innern und für Heimat (BMI) auf, „für 
die Themen der Staatenlosigkeit ansprechbar zu sein“ 
(BT-Drs. 20/10093: 10); was diese „Ansprechbarkeit“ 
beinhalten soll, wird jedoch nicht konkretisiert. Eben-
so allgemein bleibt die Aufforderung, das BMI solle 
die Vollzugspraxis für das Thema sensibilisieren und 
„hinsichtlich der Besonderheiten für Staatenlose in 
staatsangehörigkeitsrechtlichen Verfahren entspre-
chende Informationen zur Verfügung [...] stellen“ 
(BT-Drs. 20/10093: 10). 

Grundsätzlich geht der Deutsche Bundestag da-
von aus, dass Deutschland seine völkerrechtlichen 
Verpflichtungen in Bezug auf Staatenlosigkeit bereits 

               Neues Staatsangehörigkeitsgesetz: Lösungen auch bei Staatenlosigkeit? 
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Info-Box 1  Statefree e. V.

4	 In den letzten zwei Jahren organisierte sie z. B. mehrere Community Labs, bei denen insgesamt über 40 Staatenlose aus sechs 
verschiedenen Ländern zusammenkamen, um über Politik zu diskutieren und Ideen für Veränderungen zu entwickeln (s.  
https://community.statefree.world/news-updates-2/community-lab-recognition-is-acceptance-belonging-and-being-human-272? 
tid=272&fid=2, 06.05.2024).

5	 Vgl. https://community.statefree.world/news-updates-2/first-statefree-dinner-politicians-commit-to-standing-up-for-stateless- 
people-and-including-statelessness-in-the-law-242 (06.05.2024).

6	 Dazu gehören auch Interviews in Podcast-Formaten und Informationsmagazinen, beispielsweise bei The Pioneer Briefing 
und im ARD-Mittagsmagazin (s. z. B. https://www.ardmediathek.de/video/ard-mittagsmagazin/zu-gast-christiana-bukalo 
-eine-staatenlose-frau-mit-einer-besonderen-lebensgeschichte/das-erste/Y3JpZDovL21kci5kZS9iZWl0cmFnL2Ntcy81Mzk3ZjA2Zi1i 
NTY4LTQ5ZmEtOTdjMS1lNGE1ZWNmM2U4M2I, 06.05.2024).

Statefree ist die erste in Deutschland ansässige 
Menschenrechtsorganisation, die sich umfassend 
dem Thema Staatenlosigkeit widmet. Ihr Ziel ist, 
Staatenlosen Gleichberechtigung zu verschaf-
fen und ihnen Zugehörigkeit und Teilhabe zu 
ermöglichen. Dafür arbeitet sie gemeinsam mit 
Betroffenen sowie Akteurinnen und Akteuren 
aus Politik, Verwaltung, Wissenschaft und Zivil-
gesellschaft daran, die Rechte von Staatenlosen 
zu verbessern. 

Die praktische Arbeit der Organisation gliedert 
sich in drei strategische Säulen: Erstens arbeitet 
Statefree durch Community-Building gegen die 
Isolation und die gesellschaftliche Marginalisie-
rung staatenloser Menschen. Dabei werden so-
wohl online als auch offline Räume angeboten, in 
denen Staatenlose miteinander und auch mit an-
deren Akteurinnen und Akteuren in Kontakt tre-
ten können.4 Darüber hinaus organisiert Statefree 
Veranstaltungsformate, um Betroffene gezielt 
mit politischen Entscheidungstragenden in Dialog 
zu bringen. So trafen sich beispielsweise beim 
Statefree Dinner 5 im Juni 2023 erstmals Abgeord-
nete des Deutschen Bundestags mit in Deutsch-
land lebenden Staatenlosen, um gemeinsam über 
(Teilhabe-)Hürden für Staatenlose zu sprechen 
und über Lösungsansätze zu diskutieren.

Zweitens erfolgt Kampagnenarbeit rund um 
das Thema Staatenlosigkeit. Dadurch werden die 
Betroffenen sichtbarer, und die Organisation will 
durch Aufklärung der breiten Öffentlichkeit das 

Problemverständnis verbessern und den politi-
schen Willen für Veränderung ermöglichen. Bei-
spielsweise konnte sie das Thema Staatenlosig-
keit erfolgreich in deutschen (FAZ 2024; ZDF heute 
2023) sowie ausländischen (Forbes 2024) Medien 
platzieren, die über Staatenlosigkeit und die Ar-
beit von Statefree berichteten.6

Drittens vertritt Statefree die Interessen und 
Belange von Staatenlosen im politischen Kontext. 
So reichte die Organisation 2023 zum Entwurf des 
Gesetzes für eine Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts eine Stellungnahme ein (vgl. State-
free 2023) und beriet sich mit den Berichterstat-
tenden der Ampelkoalition regelmäßig darüber, 
wie der Umgang mit Staatenlosigkeit verbessert 
werden kann. Schließlich wurde Christiana Bu-
kalo, Gründerin und Erste Vorsitzende von State-
free, als Sachverständige zum deutschen Staats-
angehörigkeitsgesetz eingeladen und angehört. 
Der Innenausschuss des Deutschen Bundestages 
nahm das Thema Staatenlosigkeit daraufhin in 
den Entschließungsantrag zum Gesetz auf (BT-
Drs. 20/10093).

Darüber hinaus vermittelt die Organisation 
ihr Fachwissen zu Staatenlosigkeit in Schulungen 
u. a. an den Verein Refugee Law Clinics Deutsch-
land sowie verschiedene Flüchtlingsräte weiter 
und unterhält Partnerschaften mit anderen Orga-
nisationen, wie dem European Network on State-
lessness (ENS) und dem Institute on Statelessness 
and Inclusion (ISI).

https://community.statefree.world/news-updates-2/community-lab-recognition-is-acceptance-belonging-and-being-human-272?tid=272&fid=2
https://community.statefree.world/news-updates-2/community-lab-recognition-is-acceptance-belonging-and-being-human-272?tid=272&fid=2
https://community.statefree.world/news-updates-2/first-statefree-dinner-politicians-commit-to-standing-up-for-stateless-people-and-including-statelessness-in-the-law-242
https://community.statefree.world/news-updates-2/first-statefree-dinner-politicians-commit-to-standing-up-for-stateless-people-and-including-statelessness-in-the-law-242
https://www.ardmediathek.de/video/ard-mittagsmagazin/zu-gast-christiana-bukalo-eine-staatenlose-frau-mit-einer-besonderen-lebensgeschichte/das-erste/Y3JpZDovL21kci5kZS9iZWl0cmFnL2Ntcy81Mzk3ZjA2Zi1iNTY4LTQ5ZmEtOTdjMS1lNGE1ZWNmM2U4M2I
https://www.ardmediathek.de/video/ard-mittagsmagazin/zu-gast-christiana-bukalo-eine-staatenlose-frau-mit-einer-besonderen-lebensgeschichte/das-erste/Y3JpZDovL21kci5kZS9iZWl0cmFnL2Ntcy81Mzk3ZjA2Zi1iNTY4LTQ5ZmEtOTdjMS1lNGE1ZWNmM2U4M2I
https://www.ardmediathek.de/video/ard-mittagsmagazin/zu-gast-christiana-bukalo-eine-staatenlose-frau-mit-einer-besonderen-lebensgeschichte/das-erste/Y3JpZDovL21kci5kZS9iZWl0cmFnL2Ntcy81Mzk3ZjA2Zi1iNTY4LTQ5ZmEtOTdjMS1lNGE1ZWNmM2U4M2I
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umfassend erfüllt.7 Diese Feststellung ist kritisch zu 
hinterfragen (Müller 2023: 13; Statefree 2023: 7–9, 19). 
So hat Deutschland sich mit der Unterzeichnung des 
Staatenlosenübereinkommens beispielsweise ver-
pflichtet, „so weit wie möglich […] die Einbürgerung 
von Staatenlosen [zu erleichtern]“ (Art.  32 Staatenl
Übk). Vor der Verabschiedung des StARModG konnte 
bei Staatenlosen der erforderliche rechtmäßige Auf-
enthalt im Land von acht auf sechs Jahre gesenkt 
werden (StAR-VwV Nr.  8.1.3.1; VAH-StAG Nr.  8.1.3.9.1, 
10.2.1.2.1); das trug Art.  32 StaatenlÜbk Rechnung 
(Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundes-
tags 2019: 5). Mit Inkrafttreten des StARModG haben 
Staatenlose zwar genau wie alle anderen ausländi-
schen Staatsangehörigen einen Anspruch auf Einbür-
gerung nach fünf statt acht Jahren, wenn bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind (s. Kap. 2.3). Um Art. 32 
StaatenlÜbk auch weiterhin gerecht zu werden, müss-
te aber in den Verwaltungsvorschriften (StAR-VwV) 
oder Anwendungshinweisen (VAH-StAG) des BMI zum 
Staatsangehörigkeitsgesetz u. a. festgeschrieben wer-
den, dass die bisherige Besserstellung (verkürzte Vor-
aufenthaltszeit) weiterhin gilt (Statefree 2023: 24–25). 
Inwiefern die neue Rechtslage die Einbürgerung von 
Staatenlosen erleichtert und beschleunigt, muss sich 
erst erweisen.8 

7	 So formuliert der Ausschuss für Inneres und Heimat in seiner „Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Inneres und 
Heimat“ zum StARModG, dass in „Bezug auf Staatenlose […] Deutschland bereits die internationalen Verpflichtungen aus den ver-
schiedenen Abkommen [erfüllt] (UN-Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen von 1954, UN-Übereinkommen 
zur Verminderung der Staatenlosigkeit von 1961, Europäisches Übereinkommen über die Staatsangehörigkeit von 1997, Artikel 7 
UN-Kinderrechtskonvention)“ (BT-Drs. 20/10093: 9).

8	 Hinzu kommt, dass Deutschland im Rahmen des Universal Periodic Review des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen 
im Februar 2024 drei Empfehlungen bezüglich Staatenlosigkeit unterstützt: erstens die Einführung eines Nationalen Aktions-
plans zum Schutz der Rechtsstellung von Staatenlosen (140.23), zweitens die Schulung von Beamtinnen und Beamten in Fra-
gen der Staatsangehörigkeit und der Staatenlosigkeit auf allen Verwaltungsebenen und öffentliche Bereitstellung umfassender 
nationaler Daten zur Verbesserung des Schutzes von Staatenlosen im Land (140.24) sowie drittens verstärkte Anstrengungen 
zur Dokumentation und Bekämpfung von Staatenlosigkeit (140.25) (vgl. https://upr.info/sites/default/files/country-docu-
ment/2024-04/A_HRC_55_10_Add.1_AV_Germany_E.pdf, 06.05.2024; s. dazu auch Statefree/European Network on Statelessness/
Institute on Statelessness and Inclusion 2023).

9	 Die genaue Zahl lässt sich nur schwer feststellen. Zum einen veröffentlicht etwa die Hälfte aller Staaten keine Daten zu Staaten-
losigkeit, zum anderen wird diese unterschiedlich definiert und ermittelt. Zudem sind in den Zahlen des UNHCR beispielsweise 
Palästinenserinnen und Palästinenser nicht enthalten, da sie offiziell nicht unter die Definition aus Art. 1 des StaatenlÜbk fallen 
(Art. 1 Abs. 2 StaatenlÜbk). Die Zahlen dürften also deutlich höher liegen. Einen Versuch, den tatsächlichen Umfang zu schätzen, 
hat das Institute on Statelessness and Inclusion 2014 unternommen. Danach gibt es rund vierzig Länder, in denen sehr viele 
staatenlose Menschen leben: zwischen über zehntausend und über einer Million. Zu diesen Ländern gehören die Dominikanische 
Republik, Estland, Äthiopien, der Irak, Kenia, Lettland, Madagaskar, Malaysia, Myanmar, Nepal, Russland, Saudi-Arabien, Südafri-
ka, Schweden, Syrien, Thailand, die Ukraine und Usbekistan (vgl. https://www.institutesi.org/what-is-statelessness, 06.05.2024).

Staatenlosigkeit und ungeklärte Staatsangehörigkeit 
in Deutschland
Staatenlosigkeit ist ein weltweit auftretendes Pro-
blem, das verschiedene Ursachen hat (s.  für einen 
Überblick Rosa-Luxemburg-Stiftung 2020; Wattenberg 
2022b; Info-Box 2). Schätzungen zufolge sind welt-
weit zehn bis fünfzehn Millionen Menschen von 
Staatenlosigkeit betroffen (Institute on Stateless-
ness and Inclusion 2014; 2020; Rosa-Luxemburg-Stif-
tung 2020: 11). Allerdings sind nur etwas über vier 
Millionen beim Hohen Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen (UNHCR) offiziell als staatenlos 
registriert (UNHCR 2023: 43).9 Auch in Deutschland 
ist das Phänomen nicht neu. Bei der Gründung des 
deutschen Nationalstaats im 19. Jahrhundert wurden 
beispielsweise Sinti und Roma systematisch von der 
deutschen Staatsbürgerschaft ausgeschlossen (BMI 
2021: 53–54, 59–61; Zentralrat Deutscher Sinti und 
Roma 2023). Und das NS-Regime bürgerte Tausende 
von Menschen aus und machte sie damit staatenlos, 
vor allem Jüdinnen und Juden (Hanewinkel/Watten-
berg 2022).

Zuletzt hat Staatenlosigkeit im Rahmen der Flucht-
zuwanderung seit 2014 empirisch wieder an Bedeu-
tung gewonnen. In dieser Zeit hat sich die Zahl in 
Deutschland mehr als verdoppelt: 2014 galt bei etwa 
43.000  Personen die Staatsangehörigkeit als unge-
klärt; Ende 2023 waren es mit über 96.000 mehr als 
doppelt so viele. Die Zahl der Personen ohne Staats-
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angehörigkeit hat sich im selben Zeitraum ebenfalls 
verdoppelt: von rund 15.000 auf 29.500 (Müller 2023; 
Statistisches Bundesamt 2024b).10 Im Jahr 2023 wur-
de ein Allzeithoch verzeichnet; seitdem scheinen die 
Zahlen langsam wieder zu sinken: Am Stichtag 29. Fe-
bruar 2024 lagen sie bei den Staatenlosen wie auch 
bei den Personen mit ungeklärter Staatsangehörig-
keit erstmals seit 2014 wieder leicht unter denen des 
Vorjahres (BAMF 2024; BT-Drs. 20/6463: 2–6). 

Ein Teil des Anstiegs in den letzten Jahren ist 
darauf zurückzuführen, dass Personen neu nach 
Deutschland kamen, die bereits in ihren Herkunfts-
ländern als Staatenlose gelebt hatten (z. B. kurdische 
und palästinensische Volkszugehörige aus Syrien 
oder dem Libanon) oder Schwierigkeiten haben, ihre 
Staatsangehörigkeit oder Staatenlosigkeit und Identi-
tät nachzuweisen (Müller 2023), nicht zuletzt, weil sie 
keine Pässe oder Personenstandsurkunden haben. 
Zudem ist es auch für Geflüchtete11 aus anderen Her-
kunftsregionen bisweilen schwierig, ihre Staatsange-
hörigkeit oder Identität nachzuweisen (Farinha 2022: 
800). Staatenlosigkeit und ungeklärte Staatsange-
hörigkeit treten zudem keineswegs nur im Kontext 
von (Flucht-)Zuwanderung auf. Ebenso stetig steigt 
die Zahl der Menschen ohne Staatsangehörigkeit, 
die bereits in Deutschland geboren sind oder den 
Großteil ihres Lebens hier verbracht haben (sog. In-

10	 Die Erfassung in den Kategorien „staatenlos“ und „ungeklärte Staatsangehörigkeit“ ist allerdings nicht zwingend vollständig, 
denn die Staatenschlüssel sind zum Teil unklar definiert und werden unterschiedlich angewendet. Das kann zu Verzerrungen 
und Fehlern im AZR führen (Statefree/European Network on Statelessness/Institute on Statelessness and Inclusion 2023: 3). 
Tatsächlich dürfte die Zahl der staatenlosen Personen in Deutschland höher sein. Denn erstens beinhaltet die verwendete 
Staats- und Gebietssystematik der öffentlichen Statistik Staatsangehörigkeiten von Staaten, die teils nicht mehr existieren und 
teils von Deutschland nicht anerkannt sind; bei diesen ist unklar, wie viele Staatenlose sie enthält, deren Staatenlosigkeit nicht 
festgestellt wurde (Hintergrundgespräch mit Statefree am 07.03.2023). Dazu gehören beispielsweise das ehemalige Jugoslawien 
und die ehemalige Sowjetunion (vgl. Statistisches Bundesamt 2023). Zweitens werden Personen aus den Palästinensischen 
Autonomiegebieten in der deutschen Statistik unter dem Länderschlüssel 459 („Palästinensische Gebiete“) geführt, auch wenn 
ihre Staatenlosigkeit behördlich festgestellt wurde (Rundschreiben des BMI vom 18.06.2020: Personen mit palästinensischer 
Volkszugehörigkeit, Az. M3-20302/2#1). Laut BMI sind „hierunter […] alle Personen zu verstehen, für die die Staatenlosigkeit 
gemäß des StaatenlÜbk festgestellt wurde und die Dokumente (insbesondere Pässe bzw. Passersatzpapiere) vorlegen können, 
die von der Palästinensischen Behörde ausgestellt wurden, soweit die (Serien- bzw.) Identitätsnummer mit den Ziffern 4, 8 oder 
9 beginnt“ (Rundschreiben des BMI vom 18.06.2020: Personen mit palästinensischer Volkszugehörigkeit, Az. M3-20302/2#1: 6). 
Im AZR waren zum Stichtag 29.02.2024 über 7.000 Personen unter diesem Länderschlüssel erfasst (BAMF 2024). Sie müssten 
dementsprechend ebenfalls zur Gruppe der Staatenlosen gezählt werden.

11	 In der vorliegenden Studie wird der Begriff „Geflüchtete“ im Allgemeinen für geflohene Menschen verwendet, die ihr Herkunfts-
land aus verschiedenen Gründen verlassen und aus humanitären Gründen um Aufnahme ersucht bzw. einen Antrag auf inter-
nationalen Schutz gestellt haben. Alternativ zu „Geflüchtete“ ist im (wissenschaftlichen) Diskurs auch der Begriff „Flüchtlinge“ 
verbreitet. Im juristischen Sinne bezeichnet dieser Begriff jedoch eine Person, die nach den Kriterien der Genfer Flüchtlingskon-
vention als Flüchtling anerkannt wurde.

12	 Gleichzeitig ist Deutschland das zweithäufigste Geburtsland von allen in der Gruppe der im AZR erfassten Personen, die nicht 
über eine (geklärte) Staatsangehörigkeit verfügen (allerdings wird das Geburtsland erst seit Ende 2022 verpflichtend erfasst) 
(vgl. BT-Drs. 20/6463: 4).

13	 Übereinkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen (Staatenlosenübereinkommen) vom 28.09.1954, in Kraft getreten am 
06.06.1960; gilt in Deutschland seit dem 26.10.1976 (BGBl. II Nr. 22 S. 473 vom 22.04.1976).

situ-Staatenlosigkeit) (vgl. Statefree 2023: 4). Rund 
ein Drittel aller, die im Ausländerzentralregister (AZR) 
als Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit re-
gistriert sind, wurde in Deutschland geboren; bei den 
Staatenlosen sind es rund 17 Prozent (BAMF 2024).12 
Sie erben die fehlende Staatsangehörigkeit von ihren 
Eltern. Zu den steigenden Zahlen trägt darüber hinaus 
auch bei, dass die Feststellung von Staatenlosigkeit 
schwierig und langwierig ist und das wiederum eine 
Einbürgerung erschwert.

1.1 Staatenlosigkeit versus ungeklärte Staatsan-
gehörigkeit: eine folgenreiche Unterscheidung

Der Begriff „Staatenlosigkeit“ ist völkerrechtlich 
definiert: Als staatenlos gelten Personen, die kein 
Staat nach seinem Recht als eigene Staatsangehö-
rige ansieht (Art. 1 Abs. 1 StaatenlÜbk13). Eine Person 
hat also ab dem Moment als staatenlos zu gelten, 
in dem diese Voraussetzung erfüllt ist (sog. De-jure- 
Staatenlosigkeit).

Wenn die Staatenlosigkeit einer Person nicht 
nachgewiesen ist bzw. sie einem anderen Staat an-
gehören könnte, wird sie in der Regel zunächst als 
Person mit ungeklärter Staatsangehörigkeit einge-
stuft. Diese Einordnung wählen die Behörden vor al-
lem dann, wenn sie zwar Anhaltspunkte dafür haben, 
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Info-Box 2  Diskriminierung als zentrale Ursache von Staatenlosigkeit

14	 Kinder, die auf der Flucht geboren werden, haben ein besonders hohes Risiko für Staatenlosigkeit, vor allem, wenn der Erwerb 
der Staatsangehörigkeit restriktiv geregelt ist oder die entsprechenden Optionen sich gegenseitig ausschließen (ius soli und ius 
sanguinis). Beispielsweise kann ein Kind staatenlos werden, wenn es im Ausland geboren wird und weder über das Abstam-
mungsprinzip noch über das Geburtsortprinzip eine Staatsangehörigkeit erhält.

15	 Die Gründe für den Verlust oder den Erhalt einer Staatsangehörigkeit sind komplex, da jedes Land dafür eigene Gesetze hat.
16	 Dafür gibt es viele historische wie auch aktuelle Beispiele. In Belarus etwa kann seit einer Gesetzesänderung von Anfang 2023 

Belarussinnen und Belarussen die Staatsbürgerschaft aberkannt werden, wenn sie offiziell als Extremistinnen oder Extremisten 
geführt werden (vgl. taz.de 2023). 

17	 Dieser Begriff ist jedoch im Gegensatz zu Staatenlosigkeit (Art. 1 Abs. 1 StaatenlÜbk) in keinem internationalen Rechtsinstrument 
definiert und die betreffende Gruppe somit auch nicht konkret und verbindlich bestimmt. Lediglich in der Schlussakte des Über-
einkommens von 1961 zur Verminderung der Staatenlosigkeit wird darauf Bezug genommen und empfohlen, die Bestimmungen 
des Übereinkommens zugunsten des Erwerbs einer „effektiven Staatsangehörigkeit“ auch auf diese Gruppe anzuwenden 
(UNHCR 2016a: Rn. 7). 

Staatenlosigkeit hat verschiedene Ursachen. In 
erster Linie entstand und entsteht sie mit der 
Gründung von (neuen) Nationalstaaten. In die-
sem Kontext müssen Staaten definieren, wer ihre 
Staatsangehörigkeit bekommt und wer nicht. Oft 
werden als Staatsangehörige diejenigen definiert, 
die zu einem bestimmten Zeitpunkt auf dem Ter-
ritorium des (neuen) Staates ihren dauernden 
Wohnsitz haben oder, wenn sie sich im Ausland 
befinden, sich bei der diplomatischen Vertretung 
des neuen Staates innerhalb einer bestimmten 
Frist als Staatsangehörige registrieren lassen. Ins-
besondere ethnische, religiöse oder sprachliche 
Minderheiten wurden und werden dabei häufig 
diskriminiert und von der Staatsangehörigkeit 
ausgeschlossen, was bis heute manchen Bevölke-
rungsgruppen den Zugang zu einer Staatsangehö-
rigkeit erschwert bzw. versperrt (Heuer 2016: 269; 
Siegelberg 2020; Spiro 2011; Vink/Bauböck 2013: 
623). Dieses Phänomen zeigt sich weltweit, in 
Europa etwa bei den Nachfolgestaaten des ehe-
maligen Jugoslawiens oder auf dem afrikanischen 
Kontinent z. B. bei der Gründung der Republik 
Südsudan im Jahr 2011. 

Darüber hinaus hat Staatenlosigkeit verschie-
dene andere Ursachen, die sich zum Teil gegen-
seitig verstärken, etwa (geschlechtsspezifische) 
diskriminierende Regelungen in den Staatsan-
gehörigkeitsgesetzen der (Herkunfts-)Länder 
oder eine unvollständige Registrierung von Ge-
burten (Institute on Statelessness and Inclusion/
European Network on Statelessness/European 
Roma Rights Centre 2017; Rosa-Luxemburg-Stif-
tung 2020).14 Beispielsweise gibt es nach wie vor 
24  Staaten, in denen Frauen ihre Staatsangehö-
rigkeit nicht an ihre Kinder weitergeben können 
oder  in denen ganze Bevölkerungsgruppen per 
Gesetz ohne Staatsangehörigkeit leben (watson 
2022; s. für einen Überblick Rosa-Luxemburg-Stif-
tung 2020). Manche Menschen haben auch eine 
früher bestehende Staatsangehörigkeit im Le-
benslauf verloren, ohne eine neue zu erwerben 
(Hoffmann 2017: 325).15 Das kann etwa gesche-
hen, wenn ein Land den Entzug der Staatsange-
hörigkeit als Mittel nutzt, um gegen politische 
Gegnerinnen und Gegner vorzugehen.16

dass die betreffende Person einem Staat angehört, 
dies jedoch nicht hinreichend sicher belegt ist (z. B. 
durch Reisepass oder Personalausweis) (Hoffmann 
2017: 329). Darunter fallen auch Personen, die zwar 
grundsätzlich eine Staatsangehörigkeit besitzen, sich 
aber außerhalb ihres Heimatstaats befinden und von 

diesem Staat keinen Schutz erhalten können oder 
dies aus berechtigten Gründen nicht wollen. Hier 
wird häufig von De-facto-Staatenlosigkeit gespro-
chen (Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bun-
destags 2019: 3).17 Das können z. B. Personen sein, 
die im Herkunftsland politisch verfolgt werden, oder 
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Personen aus Ländern ohne funktionierende staatli-
che Strukturen. 

Ein fehlender Pass ist allerdings nicht gleichbe-
deutend mit Staatenlosigkeit. Das Fehlen oder der 
Verlust solcher Dokumente kann jedoch zu Staaten-
losigkeit führen, wenn die betreffende Person nicht 
mehr beweisen kann, dass sie einem Staat ange-
hört, und wenn dieser sie ohne entsprechende Pa-
piere auch nicht anerkennt.18

Die Unterscheidung zwischen Staatenlosigkeit 
und ungeklärter Staatsangehörigkeit ist sowohl für 
die Betroffenen als auch für die behördliche Praxis 
von zentraler Bedeutung, denn aus dem jeweiligen 
Status ergeben sich unterschiedliche Rechte und 
Pflichten, aber auch lebenspraktische Hürden. Im Ge-
gensatz zu offiziell (de jure) anerkannter Staaten-
losigkeit ist ungeklärte Staatsangehörigkeit kein 
rechtlich geregelter Begriff, mit dem sich bestimm-
te Rechtsfolgen verbinden; es ist vielmehr ein Ar-
beitsbegriff, um einen vorläufigen Zustand zu be-
zeichnen (vgl. Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), 
Urt. v. 25.07.2000, 9  C  42.99; Hoffmann 2017: 329). 
Konkret bedeutet das: Personen mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit, inklusive der De-facto-Staaten-
losen, fallen in Deutschland nicht unter die offizielle 
Definition von Staatenlosigkeit nach Art.  1 Staatenl
Übk; somit haben sie auch keinen Anspruch auf die 
Rechtsfolgen nach dem völkerrechtlichen Abkommen 
zur Rechtsstellung und Verminderung von Staatenlo-
sigkeit oder anderen Abkommen (Farinha 2022: 803; 
s. Kap. 2). Die zuständigen Behörden stehen also vor 
der Aufgabe, gemeinsam mit den Betroffenen zu 
klären, ob eine Staatsangehörigkeit besteht und ggf. 
welche, oder De-jure-Staatenlosigkeit festzustellen 
und sie nach Möglichkeit zu beenden. 

Dennoch verbleiben in der Realität viele Betrof-
fene mehrere Jahre oder gar ihr Leben lang in dem 
prekären und unsicheren Status der ungeklärten 
Staatsangehörigkeit und vererben diesen sogar wei-
ter (Farinha 2022: 800). Die Feststellung von Staaten-
losigkeit oder einer ausländischen Staatsangehörig-
keit durch eine deutsche Behörde hat für sie somit 
zentrale Bedeutung.

18	 Vgl. https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/staatenlose/unsichtbare-minderheit (06.05.2024).

1.2 Im Fokus der Studie: der behördliche Um-
gang mit Staatenlosigkeit

In Deutschland sind die mit der Ausführung des Auf-
enthaltsrechts und des Staatsangehörigkeitsrechts 
befassten Behörden, vor allem die Ausländerbehör-
den, für die Anerkennung von Staatenlosigkeit wich-
tige Akteurinnen. Ihr Handeln bestimmt die Rechts-
stellung und die Lebenspraxis von Staatenlosen bzw. 
von Menschen, deren Staatsangehörigkeit ungeklärt 
ist. Dennoch wurde bisher kaum empirisch unter-
sucht, wie die Feststellung von Staatenlosigkeit in der 
behördlichen Praxis konkret erfolgt, wer für die Be-
hörden wann als staatenlos gilt, welche Ermessens-
spielräume es dabei gibt, welche Herausforderungen 
sich stellen und welche Konsequenzen die Entschei-
dung sowohl für die Betroffenen als auch für die 
Behörden hat. Die behördliche Praxis in Bezug auf 
Staatenlosigkeit wird daher als ‚Blackbox‘ bezeich-
net (Farinha 2022: 810). Allerdings kann die Arbeits-
weise der deutschen Ausländerverwaltungen und 
deren Umgang mit unterschiedlichen Herausforderun-
gen auch grundsätzlich als untererforscht gelten; bis-
lang gibt es dazu nur wenige wissenschaftliche Stu-
dien (z. B. Bauer/Schreyer 2019; Eule 2014; Lamroubal 
2023; Schlee/Schammann/Münch 2023). Hier setzt die 
vorliegende explorative Studie an.

Ziel der Studie
Die Studie beleuchtet den praktischen Umgang mit 
Staatenlosigkeit und ungeklärter Staatsangehörig-
keit in verschiedenen deutschen Ausländerbehörden. 
Denn der Weg von ungeklärter Staatsangehörigkeit 
zu De-jure-Staatenlosigkeit ist nicht nur abhängig von 
den rechtlichen Rahmenbedingungen (s. Kap. 2), son-
dern mindestens ebenso stark vom behördlich-insti-
tutionellen Umgang mit den Rechtsnormen und völ-
kerrechtlichen Vorgaben (s.  Kap. 3). Leitend für die 
Untersuchung sind folgende Fragen, die eng zusam-
menhängen: 
1.	 Wie gehen Ausländerbehörden in ihrer alltägli-

chen Praxis grundsätzlich mit dem Thema Staa-
tenlosigkeit um? 

https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/staatenlose/unsichtbare-minderheit
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2.	 Wie gehen sie bei der Feststellung von Staaten-
losigkeit konkret vor und welche Herausforderun-
gen ergeben sich dabei für die Mitarbeitenden?

Die Perspektive der Ausländerbehörden und deren 
Umgang mit den rechtlichen und rechtspolitischen 
Rahmenbedingungen bildet somit den Schwerpunkt 
der Studie. Die Perspektiven der Betroffenen sowie 
anderer Akteurinnen und Akteure werden nur ergän-
zend einbezogen. Das Thema Staatenlosigkeit spielt 
auch in anderen staatlichen Kontexten und Behörden 
eine Rolle, z. B. in Einbürgerungsbehörden, Sozialbe-
hörden, Arbeitsagenturen bzw. Jobcentern, den Stan-
desämtern oder beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF); diese können jedoch im Rahmen 
der Studie nicht berücksichtigt werden.

Methodisches Vorgehen
In einem ersten Schritt fand ein geschlossener Work-
shop mit Expertinnen und Experten aus Politik, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft statt. Damit sollten 
Herausforderungen in der behördlichen Praxis iden-
tifiziert und Leitfragen für die Interviews formuliert 
werden. Zusätzlich wurden Hintergrund- und Infor-
mationsgespräche mit Expertinnen und Experten ge-
führt, insbesondere von der Nichtregierungsorganisa-
tion Statefree (Info-Box 1). 

Den Kern der Untersuchung bildet eine qualitative 
Interviewstudie, die im zweiten Schritt erfolgte. Da-
für wurden zwischen September und Dezember 2023 
fünf semistrukturierte, themenfokussierte Interviews 
mit (leitenden) Mitarbeitenden von Ausländerbehör-
den bzw. in einem Fall einer Einbürgerungsbehörde19 
geführt. Die Interviews dauerten zwischen 45 Minu-
ten und 1,5  Stunden und wurden leitfadengestützt 
geführt, teils per Videokonferenz, teils in persönlicher 
Anwesenheit. 

Ausgewählt wurden die betreffenden Personen 
nach mehreren Kriterien: Erstens sollten die Fallzah-
len von Staatenlosen und Personen mit ungeklärter 

19	 Die betreffende Person hatte eine Doppelrolle inne, die sowohl Staatsangehörigkeits- als auch Ausländerangelegenheiten um-
fasst. Aufgrund dieser Expertise wurde sie trotz ihrer anderen Zuständigkeit in die Studie einbezogen.

20	 Insgesamt kamen von den angeschriebenen Behörden nur wenig Rückmeldungen und überwiegend Absagen. Als Gründe wur-
den vor allem aktuelle Arbeitsbelastung und die schon bestehende Teilnahme an einem anderen Forschungsprojekt genannt. 
Die Interviews sind somit in gewisser Weise selektiv. Dennoch kann davon ausgegangen werden, dass sie einen realistischen 
Einblick in die behördliche Praxis des Umgangs mit Staatenlosigkeit bieten.

Staatsangehörigkeit zusammen auf Kreisebene über 
500 liegen. Zweitens sollten Behörden sowohl aus 
ländlichen und städtischen Kreisen als auch aus Ost- 
und Westdeutschland vertreten sein. Insgesamt wur-
den 32 Ausländerbehörden angeschrieben.20 Letztlich 
konnten Personen aus fünf Behörden befragt wer-
den. Diese verteilen sich auf drei Bundesländer, ein 
ostdeutsches und zwei westdeutsche. Ähnlich ist die 
Verteilung auf städtische und ländliche Gebiete: Eine 
der Behörden liegt in einem Landkreis, vier in kreis-
freien Städten. 

Ausgewertet wurden die Interviews nach der qua-
litativen Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2016) mithilfe 
der Codierungssoftware MAXQDA. Bei dieser Ana-
lysemethode werden die Gespräche anhand eines 
Codierschemas systematisch aufbereitet, um sicher-
zustellen, dass die daraus gewonnenen Erkenntnisse 
und Thesen möglichst plausibel und nachvollziehbar 
sind. Die Ergebnisse werden im Folgenden paraphra-
siert wiedergegeben und durch anonymisierte Inter-
viewausschnitte veranschaulicht. Diese Zitate sind 
inhaltlich unverändert wiedergegeben, sie wurden 
nur zugunsten der Lesbarkeit sprachlich leicht geglät-
tet. Außerdem wurden daraus manchmal einzelne 
Sätze getilgt, die sich inhaltlich mit vorhergehenden 
oder nachfolgenden Äußerungen decken oder sich 
auf andere Themen beziehen. Solche Auslassungen 
sind durch […] gekennzeichnet. Ebenfalls mit eckigen 
Klammern sind kurze redaktionelle Ergänzungen mar-
kiert, die helfen sollen, die Zitate besser zu verstehen. 

Ergänzend wurden die zuständigen Ministerien 
der Länder angeschrieben mit den Fragen, welche 
Verwaltungsvorschriften, Erlasse oder Behördenemp-
fehlungen sie in diesem Zusammenhang herausge-
geben haben und ob es einheitliche Leitlinien für die 
Feststellung gibt oder Bestrebungen bestehen, diese 
auf Landesebene zu vereinheitlichen. Zudem wurde 
nach formalisierten Foren des Austauschs und bishe-
rigen Initiativen im Bundesrat zum Thema Staatenlo-
sigkeit und ungeklärte Staatsangehörigkeit gefragt.

               Neues Staatsangehörigkeitsgesetz: Lösungen auch bei Staatenlosigkeit? 
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Weiterhin wurden auf der Basis einer Sonderaus-
wertung des Ausländerzentralregisters (AZR) Daten 
zur soziodemografischen Zusammensetzung sowie 
zur rechtlichen Situation von Personen ohne und mit 
ungeklärter Staatsangehörigkeit ausgewertet und 
eingearbeitet. 

Aufbau der Studie
Im Zentrum der Studie steht die behördliche Praxis in 
Ausländerbehörden und damit vor allem aufenthalts-
rechtliche Aspekte. Dabei spielt sowohl die natio
nale und internationale rechtliche Ausgangslage als 
auch die praktische Umsetzung eine Rolle. Deshalb 
gibt Kap. 2 zunächst einen Überblick über die rechtli-
chen Rahmenbedingungen. Kap. 3 bildet den Haupt-
teil der Studie: Hier wird empirisch beleuchtet, wie 
Ausländerbehörden als zentrale aufenthaltsrechtliche 
Behörden in der Praxis mit Fällen von ungeklärter 
Staatsangehörigkeit und der Anerkennung von Staa-
tenlosigkeit umgehen. Dabei werden die Herausfor-
derungen benannt, die sich im behördlich-institutio
nellen Handeln stellen, die Vorgehensweisen der 
Behörden beschrieben und die zugrunde liegenden 
Handlungslogiken analysiert. Die empirische Grund-
lage dafür bilden die durchgeführten qualitativen Ex-
perteninterviews. Kap. 4 resümiert die zentralen He-
rausforderungen und formuliert aus den empirischen 
Ergebnissen abgeleitete Handlungsempfehlungen.

2 Rechtlicher Status und Rahmen
bedingungen bei Staatenlosigkeit 

Die Staatsangehörigkeit bildet eine rechtliche Ver-
bindung zwischen Staat und Individuum, die dem 
Individuum bestimmte Rechte und Freiheiten ga-
rantiert, ihm Pflichten auferlegt und ihm Schutz 
gewährt. Dazu gehören in Deutschland beispiels-
weise das Wahlrecht oder das Aufenthaltsrecht. Sie 
ist somit die Voraussetzung wesentlicher Rechte und 
regelt den rechtlichen Status einer Person sowohl 
im Inland als auch im Ausland. Ist dagegen keine 

21	 S. Fn. 13.
22	 Dem Abkommen sind bisher 98 Staaten beigetreten (vgl. https://treaties.un.org/pages/ViewDetailsII.aspx?src=TREATY&mtdsg_

no=V-3&chapter=5&Temp=mtdsg2&clang=_en#4, 06.05.2024). 

Staatsangehörigkeit vorhanden oder ist die Staats-
angehörigkeit unwirksam oder ungeklärt, haben 
die Betroffenen zu sämtlichen daran gebundenen 
Rechten keinen Zugang. In dem Fall sind sie oft 
ihrer grundlegendsten Rechte beraubt. Sie können 
sich z. B. in Gefahren- und Ausnahmesituationen nicht 
auf staatlichen Schutz berufen und sind nirgendwo 
auf der Welt wahlberechtigt. Deshalb wird Staaten-
losigkeit allgemein als unerwünscht angesehen. Die 
internationale Staatengemeinschaft hat entspre-
chend völkerrechtliche Regelungen getroffen, um die 
Rechtsstellung von Staatenlosen zu bestimmen und 
um Staatenlosigkeit zu vermeiden bzw. zu verringern 
(Hoffmann 2004: 5; s. Kap. 2.1).

Im Kontext des deutschen Migrationsrechts spie-
len Staatenlosigkeit und ungeklärte Staatsangehörig-
keit vor allem für aufenthaltsrechtliche Fragen eine 
Rolle (insbesondere die Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis) und im Asyl- und Staatsangehörigkeitsrecht 
(s. Kap. 2.2 und 2.3). Sie sind aber auch für andere Be-
hörden eine Herausforderung. Denn in Bereichen wie 
Personenstands-, Namens- oder Sozialrecht werden 
häufig Dokumente aus dem Herkunftsland benötigt, 
die die Identität belegen, z. B. für Eheschließungen, 
die Registrierung von Geburten oder die Prüfung 
eines Anspruchs auf Sozialleistungen (s. Ferreri 2022; 
Statefree 2023; Weber et al. 2023).

2.1 Völkerrechtliche und internationale 
Verpflichtungen

Um den Rechtsstatus staatenloser Personen zu 
regeln und zu verbessern, haben die Verein-
ten Nationen 1954 das Übereinkommen über die 
Rechtsstellung der Staatenlosen (Staatenlosen-
übereinkommen, StaatenlÜbk)21 beschlossen, das 
sich im Großen und Ganzen an der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK) orientiert. Die Vertragsstaa-
ten22 – darunter auch Deutschland – verpflichten 
sich darin, staatenlose Personen nicht schlechter 
zu behandeln als Ausländerinnen und Ausländer 
(Art.  7 Abs.  1 StaatenlÜbk), ihnen die Einbürgerung 

https://treaties.un.org/pages/ViewDetailsII.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=V-3&chapter=5&Temp=mtdsg2&clang=_en#4
https://treaties.un.org/pages/ViewDetailsII.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=V-3&chapter=5&Temp=mtdsg2&clang=_en#4
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zu erleichtern (Art. 32) und ihnen Reiseausweise für 
staatenlose Personen auszustellen, sofern sie sich 
rechtmäßig im Hoheitsgebiet aufhalten (Art.  28). 
Für manche Bereiche gilt zudem eine sog. Inländer-
gleichbehandlung: In Bezug auf die Freiheit der Reli-
gionsausübung (Art. 4) oder den Zugang zu Gerichten 
(Art. 16) etwa sind Staatenlose den eigenen Staats-
angehörigen gleichzustellen (vgl. Hoffmann 2004: 
5; 2017: 326; zu diesbezüglichen Einschränkungen in 
Deutschland s. u.). Insgesamt folgt das Staatenlosen-
übereinkommen einem ähnlichen Grundsatz wie die 
GFK: Es definiert zwar Rechte für anerkannte Staa-
tenlose, nicht aber das Recht auf die Feststellung der 
Staatenlosigkeit. 

Kritische Stimmen verweisen allerdings auf er-
hebliche Schwächen in der Umsetzung des Abkom-
mens. So bemängeln Swider und den Heijer (2017: 135), 
dass ein Verfahren zur Feststellung der Staatenlosig-
keit fehlt, dass die Vertragsstaaten staatenlosen Per-
sonen nur sehr zögerlich einen legalen Aufenthalt ge-
währten, dass sie die Definition23 von Staatenlosigkeit 
sehr eng auslegten und dass die Überwachungs- und 
Aufsichtsmechanismen zur Einhaltung der Verpflich-
tungen ineffektiv seien.

Außer dem Staatenlosenübereinkommen ist 
Deutschland noch weiteren völkerrechtlichen Abkom-
men beigetreten, um das Problem der Staatenlosig-
keit anzugehen. Manche davon beziehen sich konkret 
auf das Thema, wie das Übereinkommen zur Vermin-
derung der Staatenlosigkeit (StaatenlMindÜbk) von 
196124 und das Übereinkommen zur Verringerung 
der Fälle von Staatenlosigkeit (StaatenlVerringÜbk) 
von 1973.25 Diese beiden Konventionen hat der deut-

23	 Während es in der englischen Fassung der Definition von Staatenlosigkeit in Art. 1 des StaatenlÜbk „under the operation of its 
law” heißt, ist die deutsche Fassung „auf Grund seines Rechtes“ deutlich enger formuliert: Erstere bezieht sich nicht nur auf die 
bestehende Gesetzeslage, sondern berücksichtigt auch die praktische Anwendung in den jeweiligen Staaten; das fehlt in der 
deutschen Fassung (Hintergrundgespräch mit Statefree am 07.03.2024; s. Kap. 4.1.1). Allerdings kann ein Staat in der Praxis durchaus 
anders handeln, als sein Staatsangehörigkeitsgesetz eigentlich vorgibt (UNHCR 2016a: Rn. 23–24).

24	 Übereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit vom 30.08.1961, in Kraft getreten am 13.12.1975; gilt in Deutschland seit 
dem 29.11.1977 (BGBl. II 1977 Nr. 45 S. 1217 vom 26.10.1977). 

25	 Übereinkommen zur Verringerung der Fälle von Staatenlosigkeit vom 13.09.1973, in Kraft getreten am 31.07.1977; gilt in Deutsch-
land seit dem 25.09.1977 (BGBl. II 1977 Nr. 45 S. 1219 vom 27.10.1977).

26	 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16.12.1966, in Kraft getreten am 23.03.1976; gilt in Deutschland 
seit dem 17.12.1973 (BGBl. II 1973 Nr. 60 S. 1533, 1534 vom 20.11.1973).

27	 Übereinkommen über die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) vom 20.11.1989, in Kraft getreten am 02.09.1990; gilt 
in Deutschland seit dem 05.04.1992 (BGBl. II 2011 Nr. 16 S. 600 vom 26.05.2011).

28	 Europäisches Übereinkommen über die Staatsangehörigkeit vom 06.11.1997, in Kraft getreten am 01.03.2000; gilt in Deutschland 
seit dem 01.09.2005 (BGBl. II Nr. 15 S. 578 vom 18.05.2004).

sche Gesetzgeber mit dem Gesetz zur Verminderung 
der Staatenlosigkeit von 1977 (StaatenlMindÜbkAG) 
in nationales Recht umgesetzt (Wissenschaftliche 
Dienste des Deutschen Bundestags 2019: 3).

Zudem lassen sich völkerrechtliche Verpflichtun-
gen in Bezug auf Staatenlosigkeit aus anderen Ab-
kommen ableiten, etwa dem Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR),26 dem 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes (KRK)27 
und dem Europäischen Übereinkommen über die 
Staatsangehörigkeit (EUStAÜb).28 Im Unterschied zum 
StaatenlÜbk zielen diese Abkommen weniger auf die 
Rechtsstellung von Staatenlosen als auf die Verringe-
rung und Vermeidung von Staatenlosigkeit: Sie erklä-
ren, dass grundsätzlich jeder Mensch das Recht auf 
eine Staatsangehörigkeit hat (z. B. Art. 7 Abs. 1 KRK; 
Art. 4a EUStAÜb; Hoffmann 2017: 326), und formulieren 
Regelungen zum Erwerb einer Staatsangehörigkeit 
(vgl. Art.  6 Abs.  2 EUStAÜb). Deutschland setzt die 
Inhalte dieser Abkommen jedoch nicht vollständig 
um, bei einzelnen Punkten gibt es Vorbehalte und 
Einschränkungen. So wird Art.  23 StaatenlÜbk (Zu-
gang zur öffentlichen Fürsorge) nur auf Staatenlose 
angewandt, die zugleich Flüchtlinge im Sinne der GFK 
sind. Darüber hinaus wird Art.  27 StaatenlÜbk (Aus-
stellung von Personalausweisen) nicht angewendet, 
Staatenlose erhalten somit keine deutschen Perso-
naldokumente. Bei der Unterzeichnung des Staa-
tenlMindÜbk hat Deutschland ebenfalls Vorbehalte 
formuliert; diese werden derzeit überprüft (für ei-
nen ausführlichen Überblick s. European Network on 
Statelessness 2022: 3–7).

               Rechtlicher Status und Rahmenbedingungen bei Staatenlosigkeit 
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2.2 Aufenthaltsrecht

Bei Staatsangehörigen von Drittstaaten in Deutsch-
land entscheidet sich der rechtliche Status nach 
dem jeweiligen Aufenthaltstitel. Das gilt auch für 
Personen ohne bzw. mit ungeklärter Staatsange-
hörigkeit, die zur ausländischen Bevölkerung in 
Deutschland zählen. Insgesamt gibt es in Deutsch-
land sieben verschiedene (befristete und unbefriste-
te) Aufenthaltstitel, aus denen sich unterschiedliche 
Rechtsfolgen ergeben.29 Personen ohne Aufenthalts-
titel sind hingegen ausreisepflichtig. Allerdings kön-
nen sie eine Duldung erhalten (§§  60a–c). Sie sind 
dann zwar weiterhin ausreisepflichtig, ihre Abschie-
bung wird aber aus rechtlichen (z. B. schwere Krank-
heit) oder tatsächlichen Gründen (z. B. Passlosigkeit 
oder generelle Aufnahmeverweigerung des Her-
kunftsstaats) vorübergehend ausgesetzt.30 Ferner er-
halten Personen, die einen Antrag auf internationa-
len Schutz stellen, eine Aufenthaltsgestattung (§ 55 
AsylG). Damit können sie sich für die Dauer des Asyl-
verfahrens rechtmäßig in Deutschland aufhalten.31 

Staatenlose und Personen mit ungeklärter Staats-
angehörigkeit können auf verschiedenen Wegen 
einen Aufenthaltstitel für Deutschland erhalten, bei-
spielsweise über einen positiv beschiedenen Asylan-
trag, aus familiären Gründen, zum Zweck der Ausbil-

29	 Das sind die Aufenthaltserlaubnis, die Blaue Karte EU, die ICT-Karte, die Mobile-ICT-Karte, die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU, 
die Niederlassungserlaubnis und das Visum (§ 4 Abs. 1 AufenthG); s. dazu auch Müller 2023: 9–12).

30	 Die überwiegende Mehrheit der ausreisepflichtigen Personen in Deutschland hat eine Duldung und kann somit nicht abgescho-
ben werden. Das gilt auch für Personen ohne bzw. mit einer ungeklärten Staatsangehörigkeit: Von 7.245 Ausreisepflichtigen mit 
ungeklärter Staatsangehörigkeit hatten am 30.06.2023 6.625 eine Duldung (91 %) (BT-Drs. 20/8182: 65–66).

31	 Die Aufenthaltsgestattung stellt jedoch keinen eigenständigen Aufenthaltstitel dar, sondern bescheinigt lediglich den rechtmä-
ßigen Aufenthalt für die Dauer des Asylverfahrens.

32	 Aus dem StaatenlÜbk lässt sich nicht ableiten, dass Staaten nach der Anerkennung von Staatenlosigkeit einen Aufenthaltstitel 
vergeben müssen. Der UNHCR empfiehlt aber in seinen Ausführungen zu dem Abkommen, „dass Personen, die als staatenlos 
anerkannt wurden, ein Aufenthaltstitel mit einer Gültigkeit von mindestens zwei Jahren erteilt wird, wobei längerfristige Auf-
enthaltstitel von z. B. fünf Jahren im Interesse der Stabilität vorzuziehen wären. Diese Aufenthaltstitel sollten verlängerbar sein 
und die Möglichkeit der erleichterten Einbürgerung im Sinne von Artikel 32 des Staatenlosenübereinkommens vorsehen“ (UNHCR 
2016a: Rn. 148).

33	 Allerdings bezieht Art. 28 S. 2 StaatenlÜbk auch Personen ein, die sich nicht rechtmäßig, sondern lediglich mit einer Duldung 
im Land aufhalten. Anders als bei einem rechtmäßigen Aufenthalt haben diese Personen jedoch keinen Anspruch darauf, dass 
ihnen ein Reiseausweis für Staatenlose ausgestellt wird; vielmehr liegt das im Ermessen der Behörde. Diese Ermessensausübung 
wird allerdings von manchen Bundesländern eingeschränkt bzw. ausgesetzt. Die Ausstellung setzt ebenfalls voraus, dass die 
Staatenlosigkeit der betreffenden Person festgestellt wurde; eine De-facto-Staatenlosigkeit wird in der Rechtsprechung als nicht 
ausreichend angesehen (vgl. VG Düsseldorf, Urt. v. 05.03.2015, 8 K 4951/12; VG Gelsenkirchen, Urt. v. 23.09.2019, 17 K 950/18; OVG 
Bremen, Beschl. v. 04.05.2010, 1 S 3/10).

34	 Mit einem Aufenthaltstitel nach § 25 Abs. 3 oder Abs. 5 ist somit auch ein „rechtmäßiger Aufenthalt“ in Deutschland gegeben, 
und die betreffenden Personen können einen Reiseausweis für Staatenlose beantragen (Hoffmann 2017: 331). Insgesamt hatten 
in Deutschland zum Stichtag 29.02.2024 rund 5.000 Personen ohne oder mit ungeklärter Staatsangehörigkeit einen Aufenthalts-
titel nach § 25 Abs. 3 oder Abs. 5 (BAMF 2024).

dung oder zum Zweck der Erwerbstätigkeit. Während 
anerkannte Flüchtlinge nach § 25 Abs. 1 oder Abs. 2 
AufenthG einen Rechtsanspruch auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis besitzen, folgt aus der Feststel-
lung von Staatenlosigkeit aber nicht ‚automatisch‘ 
ein Anspruch auf einen Aufenthaltstitel – und das, 
obwohl bestimmte Rechte aus der Konvention von 
1954 an einen „rechtmäßigen Aufenthalt“ gebunden 
sind (Bianchini 2017: 45).32 Der Prozess zur Feststel-
lung von Staatenlosigkeit, der mit der Beantragung 
eines Reiseausweises für Staatenlose angestoßen 
wird, setzt vielmehr einen „rechtmäßigen Aufenthalt“ 
in Deutschland schon voraus, womit der Zugang er-
schwert wird.33

Allerdings kann ein Aufenthaltstitel gemäß § 25 
Abs. 3 oder Abs. 5 AufenthG erteilt werden, wenn ei-
ne Person aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den nicht ausreisen kann und nicht damit zu rechnen 
ist, dass sich das in absehbarer Zeit ändert. Dies setzt 
voraus, dass die Person unverschuldet an der Ausrei-
se gehindert ist. In der Praxis wird diese Möglichkeit 
jedoch eher als Notlösung gesehen und ungern ge-
nutzt (vgl. Hoffmann 2017: 332).34

Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit 
stehen dabei vor besonderen Hürden. Denn die Ertei-
lung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, 
dass die Passpflicht erfüllt und „die Identität und – 
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Info-Box 3 � Ungeklärte Staatsangehörigkeit und Identität im Kontext 
von Abschiebungen

35	 Zum Stichtag 29.02.2024 hielten sich in Deutschland rund 1.000 Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit und rund 50 staa-
tenlose Personen mit einer solchen ‚Duldung light‘ auf; das entspricht ca. 6 Prozent aller Personen mit einer Duldung auf der 
Grundlage von § 60b AufenthG (BAMF 2024; BT-Plenarprotokoll 20/124 vom 27.09.2023: 15517).

36	 Dahinter steht laut Hoffmann (2004: 5) folgender Gedanke: „Der Staat will Ausländerinnen und Ausländer so mit allem Nachdruck 
veranlassen, sich um die Klärung ihrer Staatsangehörigkeit zu bemühen. Wenn dies erfolglos bleibt, wird in der Regel kein Auf-
enthaltstitel erteilt, sondern der Aufenthalt nur geduldet.“

37	 Mit Ausnahme der Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 24 oder 25 Abs. 1–3 sowie § 25 Abs. 4a und 4b AufenthG erfordert 
die Aussetzung der Klärungspflicht bei allen anderen Aufenthaltstiteln, die gemäß Kap. 2 Abschn. 5 AufenthG erteilt werden, eine 
Ermessensprüfung durch die Ausländerbehörde (vgl. § 5 Abs. 3 S. 1–3 AufenthG).

Die Klärung der Staatsangehörigkeit oder die 
Feststellung von Staatenlosigkeit ist nicht nur 
wichtig für die Vergabe von Aufenthaltstiteln, sie 
spielt auch eine zentrale Rolle im Kontext von Ab-
schiebungen. Hierfür sind Reise- und Identitäts-
dokumente unerlässlich, denn danach bestimmt 
sich der Zielstaat der Rückführung (Hoffmann 
2017: 334). Zudem sind Staaten grundsätzlich nur 
verpflichtet, ihre eigenen Staatsangehörigen zu-
rückzunehmen. Entsprechend übernehmen sie in 
der Regel nur Personen, deren Staatsangehörig-
keit und Identität geklärt ist (Ausnahmen kön-
nen z. B. durch Rückführungs- oder Migrations-
abkommen geregelt werden). Tatsächlich scheitern 
viele Abschiebeversuche entweder daran, dass 
die Herkunftsländer bzw. Zielstaaten nicht ko-
operieren, oder an fehlenden Dokumenten zum 
Nachweis der Staatsangehörigkeit und Identität. 
In letzterem Fall ist eine Ausweisung nicht mög-
lich, weil ein Zielstaat fehlt; so muss eine Duldung 
erteilt werden. Das gilt sowohl für Personen, die 
bei der Klärung ihrer Identität und Staatsangehö-
rigkeit nicht mitwirken, als auch für jene, die ih-
re Staatenlosigkeit oder ihre Staatsangehörigkeit 
aus unterschiedlichen Gründen nicht nachweisen 
können. Für Erstere wurde 2019 mit dem Zweiten 

Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
pflicht eine sog. Duldung light geschaffen (§ 60b 
AufenthG). Eine solche wird vergeben, wenn die 
Ausländerbehörde zu dem Ergebnis kommt, dass 
die betreffende Person sie über ihre Identität oder 
Staatsangehörigkeit getäuscht, an der Aufklärung 
nicht mitgewirkt oder andere falsche Angaben zur 
Identität und Staatsangehörigkeit gemacht hat.35 
Daraus folgen u. a. ein Arbeitsverbot und eine 
Wohnsitzauflage. Zudem wird die Zeit einer „Dul-
dung mit ungeklärter Identität“ nicht als Aufent-
haltszeit für Bleiberechtsregelungen angerechnet. 
Welche Mitwirkungspflichten „regelmäßig zumut-
bar“ sind, ist in § 60b Abs.  3 S.  1 AufenthG de-
finiert. Im Kontext einer Aufenthaltsbeendigung 
sind die Behörden bzw. der Staat meist sehr viel 
stärker als die Betroffenen daran interessiert, de-
ren Staatsangehörigkeit zu klären. Entsprechend 
bemühen sie sich darum aktiver als in Fällen, wo 
es ‚nur‘ darum geht, die Rechte von legal aufhäl-
tigen Personen zu verbessern (s. Kap. 3). So gibt 
es in den Bundesländern zum Teil eigens darauf 
spezialisierte zentrale Stellen, die für die Identi-
tätsklärung zum Zweck der Abschiebung sowie 
deren Durchführung zuständig sind, aber keine 
zur Feststellung einer Staatenlosigkeit.

falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat be-
rechtigt ist – die Staatsangehörigkeit des Ausländers 
geklärt ist“ (§ 5 Abs. 1 S. 1a AufenthG). Das bedeutet 
konkret: Bevor Identität und Staatsangehörigkeit von 
geduldeten Ausländerinnen und Ausländern geklärt 
sind bzw. die Staatenlosigkeit anerkannt ist, wird in 

der Regel kein Aufenthaltstitel erteilt. Der Aufenthalt 
ist weiterhin nur geduldet und damit unrechtmäßig.36 
Von dieser Klärungspflicht kann jedoch auch abge-
sehen werden, z. B. wenn ein Anspruch auf einen 
humanitären Aufenthaltstitel besteht (§ 5 Abs. 3 S. 1 
oder S.  2 AufenthG).37 Damit sieht der Gesetzgeber 
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Ausnahmen bei der Identitäts- und Staatsangehörig-
keitsklärung vor, wodurch diese eine weniger strikte 
Voraussetzung darstellen als z. B. bei einem Einbürge-
rungsverfahren (Lehnert 2024: 44). 

Aufenthaltstitel im Überblick
Ein Blick auf die Empirie zeigt die verschiedenen 
Wege von als staatenlos anerkannten Personen und 
solchen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit in einen 
Aufenthaltstitel: Von den Personen mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit besaß im Jahr 2021 fast ein Drit-
tel (28 %) keinen Aufenthaltstitel. Ihr Aufenthalt war 
überwiegend geduldet oder aufgrund eines noch lau-
fenden Asylverfahrens gestattet; einige hatten jedoch 
weder eine Duldung noch eine Aufenthaltsgestattung 
(Statistisches Bundesamt 2024a). Einen unbefristeten 
Aufenthaltstitel und somit einen gesicherten Aufent-
haltsstatus hatten von allen Personen mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit nur 10  Prozent. Bei den aner-
kannten Staatenlosen lag dieser Anteil mit 22 Prozent 
deutlich höher. Eine Mehrheit in beiden Gruppen (60 
bzw. 53 %) hatte einen befristeten Aufenthaltstitel, 
meist aus völkerrechtlichen, humanitären oder poli-
tischen Gründen (Statistisches Bundesamt 2024a).38 
Dabei handelte es sich ganz überwiegend um kurdi-
sche und palästinensische Volkszugehörige, die zuvor 
in Syrien oder im Libanon gelebt hatten (BAMF 2020: 
81; 2024; Hoffmann 2017: 327; s. Kap.  3.1). Ein deut-
lich kleinerer Teil hatte den zeitlich befristeten Auf-
enthaltstitel aus familiären Gründen erhalten und nur 
ein minimaler Anteil zum Zweck der Ausbildung oder 
Erwerbstätigkeit (vgl. Müller 2023: 10–11). 

38	 Die Anerkennung von Staatenlosigkeit ist auch bei einem zunächst gesicherten Aufenthalt in Deutschland wichtig. Denn Staaten-
lose können z. B. auch nach Beendigung eines Konflikts nicht unbedingt ins Herkunftsland zurückkehren.

39	 In deutschen Dokumenten wird eine ungeklärte Staatsangehörigkeit mit dem Länderkürzel „XXX“ und Staatenlosigkeit mit „XXA“ 
vermerkt.

40	 Wann ein Aufenthalt rechtmäßig ist, entscheidet sich – mangels eigener Bestimmungen dazu im StaatenlÜbk – grundsätzlich 
nach den einschlägigen Vorschriften im Aufenthaltsrecht des jeweiligen Vertragsstaats. In Deutschland geht die Rechtsprechung 
grundsätzlich von einem rechtmäßigen Aufenthalt aus, wenn die zuständige Ausländerbehörde diesen erlaubt hat. Das erfordert 
in der Regel eine gültige Aufenthaltserlaubnis; eine Duldung reicht nicht aus (vgl. VG Düsseldorf, Urt. v. 05.03.2015, 8 K 4951/12, 
Rn. 26–28).

41	 Dazu hat das BMI in einem Rundschreiben aus dem Jahr 2020 klargestellt: „Sofern eine Person beide genannten Voraussetzungen 
erfüllt, ist ein Reiseausweis für Flüchtlinge auszustellen (Vorrang der GK)“ (Rundschreiben des BMI vom 18.06.2020: Personen mit 
palästinensischer Volkszugehörigkeit, Az. M3-20302/2#1: 3). Am Stichtag 29.02.2024 besaßen in Deutschland rund 26.000 Perso-
nen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit und rund 10.000 Staatenlose einen Reiseausweis für Flüchtlinge (BAMF 2024).

Reiseausweis für Ausländerinnen und Ausländer, 
Reiseausweis für Flüchtlinge oder Reiseausweis für 
Staatenlose?
Staatenlose haben laut Art. 28 S. 1 des Staatenlosen-
übereinkommens Anspruch auf Ausstellung eines 
Reiseausweises für Staatenlose (parallel zu Art.  28 
der GFK). Es handelt sich dabei um einen Passersatz, 
mit dem die betreffende Person ihre Passpflicht er-
füllen und ins Ausland reisen kann.39 

Für die Erteilung eines Reiseausweises für Staa-
tenlose muss erstens eine Behörde Staatenlosig-
keit und die Identität festgestellt haben. Zweitens 
muss die betreffende Person sich rechtmäßig40 im 
Land aufhalten. Doch nicht alle Staatenlosen erhal-
ten automatisch einen Reiseausweis für Staatenlo-
se, sobald ihre Staatenlosigkeit festgestellt wurde. 
Einen solchen besaßen nur 8.815 der 29.260 Staaten-
losen und 715 der 96.370 Personen mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit, die sich am 29. Februar 2024 in 
Deutschland aufhielten (BAMF 2024). Dies hat vor al-
lem drei Gründe: Erstens sind viele Staatenlose und 
Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit zu-
gleich anerkannte Flüchtlinge und haben somit auch 
Anspruch auf den Reiseausweis für Geflüchtete, der 
vorrangig ausgestellt wird.41 Zweitens beantragen 
nicht alle Personen, bei denen die Staatenlosigkeit in 
anderen Zusammenhängen festgestellt wurde (z. B. 
im Rahmen der Ausstellung einer Geburtsurkunde 
oder einer standesamtlichen Eheschließung oder bei 
Sozialbehörden und Arbeitsagenturen bzw. Jobcen-
tern), auch einen Reiseausweis. Manchmal besteht 
dafür schlicht keine Notwendigkeit; zum Teil wurden 
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sie darüber nicht aufgeklärt. Drittens wird in man-
chen Fällen zwar Staatenlosigkeit festgestellt, der 
Reiseausweis kann aber dennoch nicht erteilt wer-
den, weil Ausschlussgründe vorliegen (z. B. bestimm-
te Arten von Straffälligkeit oder kein rechtmäßiger 
Aufenthalt).

Reiseausweise für Staatenlose bieten nicht nur 
den Vorteil, dass die betreffenden Personen damit 
reisen können. Sie können damit auch im Einbürge-
rungsverfahren die Staatenlosigkeit und ihre Iden-
tität nachweisen42 (BT-Drs.  20/10093: 9).43 Nur mit 
dem Reiseausweis für Staatenlose erhalten sie die 
volle Anerkennung als staatenlose Person mit den 
dazugehörigen Rechten. Solange er nicht vorliegt, 
haben sie in der Regel auch keinen bzw. nur einen 
beschränkten Zugang zu Rechten aus den internationa-
len Abkommen. 

Wenn weder ein Reiseausweis für Flüchtlin-
ge noch ein Reiseausweis für Staatenlose infrage 
kommt, können die Ausländerbehörden auch einen 
Reiseausweis für Ausländerinnen und Ausländer 
ausstellen. Das liegt in ihrem Ermessen; sie sol-
len diese Option jedoch zurückhaltend nutzen, weil 
Deutschland damit in die Passhoheit anderer Staaten 
eingreifen würde (vgl. Allgemeine Verwaltungsvor-
schriften zum Aufenthaltsgesetz (AufenthG-AVwV) 
Nr.  3.3.1.1).44 Als Voraussetzung gilt, dass ein Pass 
oder Passersatz nicht auf zumutbare Weise beschafft 
werden kann (vgl. AufenthG-AVwV Nr. 3.3.1.1). Insge-
samt 1.345 Staatenlosen und 16.185 Personen mit un-
geklärter Staatsangehörigkeit war am Stichtag 29. Fe-
bruar 2024 ein Reiseausweis für Ausländerinnen und 
Ausländer erteilt worden (BAMF 2024).

Hier stellen sich mindestens zwei Fragen. Ers-
tens: Warum haben anerkannte Staatenlose einen 
Reiseausweis für Ausländerinnen und Ausländer, 
obwohl sie mit der Anerkennung von Staatenlosig-

42	 Allerdings ist diese Feststellung für andere Behörden rechtlich nicht bindend (Rundschreiben des BMI vom 18.06.2020: Personen 
mit palästinensischer Volkszugehörigkeit, Az. M3-20302/2#1: 3).

43	 Beides ist mit einem Reiseausweis für Flüchtlinge oder einem Reiseausweis für Ausländerinnen und Ausländer nicht oder nur 
eingeschränkt möglich. Das gilt insbesondere dann, wenn in dem Pass vermerkt ist, dass die Angaben zur Identität auf eigenen 
Angaben beruhen.

44	 Diese Ansicht ist jedoch umstritten. So kritisiert Lehnert (2024: 13), dass „die besagte Passhoheit, die an dieser Stelle gerne ins 
Feld geführt wird, […] an dieser Stelle gar keine Relevanz [hat]: Die Passhoheit wurzelt in der völkerrechtlich anerkannten Per-
sonalhoheit des Staates, und sie untersagt demzufolge primär und grundsätzlich, dass gültige Pässe eines anderen Staates nicht 
[sic] dauerhaft eingezogen werden, vernichtet oder verändert werden [dürfen]. Der Grundsatz der Passhoheit macht derweil 
keine Vorgaben, inwiefern andere Staaten Ausweis- oder Reisedokumente ausstellen dürfen.“

keit Anspruch auf einen Reiseausweis für Staaten-
lose haben? Zweitens: Warum haben Personen mit 
ungeklärter Staatsangehörigkeit einen Reiseausweis 
für Staatenlose, wenn mit der Erteilung dieses Pass
ersatzes auch Staatenlosigkeit festgestellt wird? Zur 
ersten Frage gibt es mehrere mögliche Erklärungen. 
Beispielsweise erkennen nicht alle Staaten den Rei-
seausweis für Staatenlose an. Ist die Reise in einen 
solchen Staat geplant, kann es sinnvoller sein, einen 
Reiseausweis für Ausländerinnen und Ausländer aus-
zustellen (vgl. AufenthG-AVwV Nr. 3.3.1.5). Zudem sind 
die Anforderungen für die Ausstellung eines Reise-
ausweises für Staatenlose höher als bei einem Reise-
ausweis für Ausländerinnen und Ausländer. Deshalb 
wird Letzterer möglicherweise vorgezogen, selbst 
wenn Staatenlosigkeit vorliegt. Eine Erklärung für 
den zweiten Punkt könnte sein, dass der Staatsange-
hörigkeitsschlüssel im AZR noch nicht entsprechend 
umgestellt wurde.

Insgesamt ist anzunehmen, dass die Behörden 
die Ausstellung von Reiseausweisen für Staatenlo-
se unterschiedlich handhaben, da diese nicht durch 
eine (bundesweit geltende) Verwaltungsvorschrift 
eindeutig geregelt ist. Dementsprechend gibt es Un-
terschiede zwischen den einzelnen Bundesländern 
hinsichtlich der Anweisungen zur Ausstellung von 
Reiseausweisen.

2.3 Exkurs: Einbürgerung als Weg zur Verrin-
gerung von Staatenlosigkeit und ungeklärter 
Staatsangehörigkeit

Das effektivste Mittel, um Staatenlosigkeit zu be-
enden und damit den völkerrechtlichen Zielen und 
Verpflichtungen nachzukommen, ist die Einbürge-
rung. In Deutschland wird diese vorwiegend durch 
das Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) geregelt und 
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von den kommunalen Einbürgerungsbehörden um-
gesetzt.45 Es gibt prinzipiell drei Wege, um die deut-
sche Staatsangehörigkeit zu erlangen: 

Erstens über das Abstammungsprinzip (ius san-
guinis), das in Deutschland vorherrscht.46 Kinder von 
staatenlosen Eltern oder von Eltern mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit können die deutsche Staatsange-
hörigkeit allerdings nicht über diesen Weg erlangen. 
Vielmehr geben die Eltern ihre ungeklärte Staatsan-
gehörigkeit in der Regel an ihre Kinder weiter.

Zweitens über das Geburtsortprinzip (ius soli): 
Seit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 
von 1999/2000 (zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts 
(StARModG) von 2023/2024) werden Kinder nicht-
deutscher Eltern, die in Deutschland geboren werden, 
automatisch deutsche Staatsangehörige, sofern sich 
einer der beiden Elternteile seit mindestens fünf Jah-
ren in Deutschland aufhält und einen unbefristeten 
Aufenthaltstitel besitzt (§ 4 Abs. 3 Ziff. 2 StAG). Dieses 
hybride Konstrukt aus ius soli und ius sanguinis be-
wirkt jedoch im Zusammenspiel mit den jeweiligen 
Erwerbsoptionen aus dem Staatsangehörigkeitsrecht 
anderer Länder (Herkunfts- oder Geburtsländer), dass 
manchmal bei der Geburt keine Staatsangehörigkeit 
besteht. Das ist etwa der Fall, wenn Frauen nach 
den gesetzlichen Regelungen im Herkunftsland ihre 
Staatsangehörigkeit nicht an die Kinder weiterge-

45	 Staatsangehörigkeitsrecht ist Bundesrecht, das die Länder als eigene Angelegenheit ausführen (Art.  73 Abs.  1 Nr.  3, Art.  83 
GG). Die einzige Staatsangehörigkeitsbehörde auf Bundesebene ist das Bundesverwaltungsamt. Als Bundesoberbehörde im Ge-
schäftsbereich des BMI regelt es staatsangehörigkeits- und einbürgerungsrechtliche Angelegenheiten von Personen mit Wohn-
sitz im Ausland (§§ 13–14 StAG). Für die Ausführung des Staatsangehörigkeitsrechts im Inland sind allein die Länder zuständig 
(§§ 8–10 StAG).

46	 Ein Kind erhält bei Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn mindestens ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzt (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 StAG).

47	 In solchen Fällen erhalten staatenlos geborene Kinder nicht automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit. Sie haben jedoch 
unter bestimmten Voraussetzungen bis zu ihrem 21. Lebensjahr einen Anspruch auf Einbürgerung (Art. 2 StaatenlMindÜbkAG). Hier 
wird u. a. kritisiert, dass diese Regelung kaum bekannt ist und dass die Einbürgerung beantragt werden muss. Zudem wird die 
Einbürgerung staatenloser Kinder in der Praxis vor allem dadurch erschwert, dass dafür die Identität und Staatsangehörigkeit der 
Eltern geklärt sein muss (vgl. Statefree 2023: 4).

48	 Bei besonderen Integrationsleistungen, z. B. besonders guten schulischen, berufsqualifizierenden oder beruflichen Leistungen, 
kann die Zeit auf drei Jahre verkürzt werden (§ 10 Abs. 3 StAG). Weitere Voraussetzungen für eine Anspruchseinbürgerung sind, 
dass die betreffenden Personen den Lebensunterhalt für sich und ihre Familien bestreiten können, ohne Sozialleistungen in 
Anspruch zu nehmen, und nicht strafrechtlich verurteilt sind. Außerdem müssen sie sich zur freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung und zur besonderen Verantwortung Deutschlands für die nationalsozialistische Unrechtsherrschaft und ihre Folgen, ins-
besondere für den Schutz jüdischen Lebens bekennen, ebenso zum friedlichen Zusammenleben der Völker und zum Verbot der 
Führung eines Angriffskriegs. Schließlich müssen sie im Regelfall ausreichende deutsche Sprachkenntnisse haben (Niveau B1 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen) und in einem Einbürgerungstest nachweisen, dass sie die Rechts- 
und Gesellschaftsordnung und die Lebensverhältnisse in Deutschland kennen (§ 10 Abs. 1 StAG; s. auch SVR 2024: 195–200). 

49	 Hierbei handelt es sich um eine sog. Kopplungsvorschrift. Denn es wird immer zunächst geprüft, ob die im Gesetz genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind; erst wenn das nicht der Fall ist, wird der Raum für die Ermessenseinbürgerung eröffnet. 

ben können.47 Für Kinder von Eltern mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit ist der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit bei Geburt besonders hürden-
reich. Denn zum einen steht weder eine auslän-
dische Staatsangehörigkeit noch Staatenlosigkeit 
fest. Zum anderen haben die Eltern aufgrund ih-
rer ungeklärten Staatsangehörigkeit in der Regel 
kein Daueraufenthaltsrecht in Deutschland; das ist 
aber eine Bedingung für den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit bei Geburt (Farinha 2022: 805).

Drittens über Einbürgerung: Ausländische Staats-
angehörige können sich auf Antrag in Deutschland 
einbürgern lassen, wenn sie bestimmte Vorausset-
zungen erfüllen. Welche Voraussetzungen in Deutsch-
land lebende Ausländerinnen und Ausländer für eine 
Einbürgerung erfüllen müssen, ist in §§ 8–10 StAG ge-
regelt. § 8 StAG regelt die Ermessenseinbürgerung, 
§ 9 StAG die Einbürgerung von Ehegatten deutscher 
Staatsangehöriger und §  10 StAG die Anspruchsein-
bürgerung. Einen Rechtsanspruch auf Einbürge-
rung nach §  10 haben Ausländerinnen und Auslän-
der seit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 
2024, wenn sie u. a. seit fünf Jahren rechtmäßig in 
Deutschland leben.48 Wenn die Voraussetzungen für 
die Anspruchseinbürgerung nicht erfüllt sind, ist un-
ter Umständen eine Ermessenseinbürgerung möglich 
(§ 8 StAG).49 Hier haben die Behörden einen gewis-
sen Spielraum, dem Antrag zu entsprechen oder ihn 
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abzulehnen. Zwingende Voraussetzungen für eine 
Einbürgerung nach § 8 und § 10 StAG ist die Klärung 
von Identität und Staatsangehörigkeit (§ 8 Abs. 1 so-
wie § 10 Abs. 1). 

Einbürgerung von Staatenlosen in Zahlen
Seit 2004 wurden in Deutschland knapp 20.000 
Staatenlose und 12.000  Personen mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit eingebürgert. Im Jahr 2022 ist 
die Zahl nicht nur bei manchen Herkunftsländern 
erheblich gestiegen – besonders stark bei der Ukrai-
ne (+190,6 %) und Syrien (+153,1 %) –, sondern auch 
bei zuvor staatenlosen Personen (+90,0 %): Hier lag 
sie 2022 bei 2.575 Personen (2021: 1.355; 2020: 795) 
(BMI/BAMF 2024, 221, 308).50 Der mit Abstand größte 
Teil aller Einbürgerungen sind solche nach §§ 8 und 
10 StAG. Auch bei den Einbürgerungen von Staaten-
losen entfielen 2022 rund 82 Prozent auf § 10 und 
rund 15 Prozent auf § 8; ähnlich bei Personen mit 
ungeklärter Staatsangehörigkeit (86 % bzw. 7 %). Auf 
der Grundlage von Art. 2 des Gesetzes zur Verminde-
rung der Staatenlosigkeit wurden 2022 nur 30 bzw. 
35  Personen eingebürgert; seit dem Jahr 2000 wa-
ren es insgesamt lediglich 2.370 bzw. 1.154 Personen 
(Statistisches Bundesamt 2024c).

2.4 Zwischenfazit: Ungeklärte Staatsangehörig-
keit und Identität als besondere Herausforde-
rungen

„Ungeklärte Staatsangehörigkeit“ ist kein juristischer 
Begriff, sondern ein von den Behörden gewählter 
Ausdruck. Obwohl er nur als temporärer Arbeitsbe-
griff angelegt ist (bis zur Klärung der Staatsangehö-
rigkeit oder Staatenlosigkeit), bleibt diese Katego-

50	 Dieser Anstieg bei den Einbürgerungszahlen könnte u. a. erklären, warum die Gesamtzahl der in Deutschland registrierten Staa-
tenlosen leicht gesunken ist (s. Kap. 1).

51	 Dieses Einbürgerungshindernis wurde 2019 mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes verfestigt, 
das die „geklärte Identität und Staatsangehörigkeit“ ausdrücklich als Einbürgerungsvoraussetzung einführte, zumal hier auch 
keine Ausnahme- oder Härtefallregelung vorgesehen ist (vgl. §§ 8 und 10 StAG). Zuvor war bereits durch die Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts vorgegeben, dass diese Klärung zwingend ist (BVerwG, Urt. v. 01.09.2011, Az. 5 C 27.10). Die 
Festschreibung im Gesetz scheint die Einbürgerungspraxis kaum beeinflusst zu haben, denn die Einbürgerungszahlen lagen nach 
2019 auf einem ähnlichen Niveau wie in den Jahren zuvor (Statistisches Bundesamt 2024c). 

52	 Dies zeigt auch ein Blick auf die Aufenthaltstitel: Zwar gibt es Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit, die einen unbefris-
teten Aufenthaltstitel haben; verglichen mit der ausländischen Bevölkerung (rund 19 %) und anerkannten Staatenlosen (21 %) 
ist der Anteil aber mit 9 Prozent deutlich geringer (s. Kap. 2.2; Statistisches Bundesamt 2024a). Gleiches gilt für die Einbürge-
rungszahlen: Diese sind bei den Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit gemessen an der Größe der Gruppe recht gering 
(s. Kap. 2.3).

risierung oft über Jahre, Jahrzehnte oder sogar über 
Generationen hinweg bestehen. Problematisch daran 
ist, dass eine ungeklärte Staatsangehörigkeit den Be-
troffenen den Zugang zu Identitäts- und Reisedoku-
menten erschwert oder gar versperrt. Das wiederum 
beschränkt ihre Reisefreiheit, erschwert ihnen den 
Erhalt einer Niederlassungserlaubnis und hindert sie 
unter Umständen daran, sich in Deutschland einbür-
gern zu lassen (vgl. BT-Drs. 20/6463: 2). Denn sowohl 
für einen (unbefristeten) Aufenthaltstitel als auch für 
die Einbürgerung muss die Staatsangehörigkeit und 
Identität geklärt sein (§ 5 Abs. 1 S. 1a AufenthG so-
wie § 10 Abs. 1 S. 1 StAG; Hoffmann 2017: 329).51 Und 
genau hier liegt das Problem: Anders als für auslän-
dische Staatsangehörige ist für Personen ohne oder 
mit ungeklärter Staatsangehörigkeit in Deutschland 
nicht klar geregelt, unter welchen Umständen sie 
sich einbürgern lassen oder einen Aufenthaltstitel 
erhalten können (Hintergrundgespräch mit Statefree 
am 07.03.2024). In der Regel werden als Identitäts-
nachweis offizielle staatliche Dokumente bzw. ein 
Nationalpass benötigt (§ 3, § 5 Abs. 1 Ziff. 4 AufenthG, 
§§ 4–6 und 18 AufenthV).52 Ohne Identitätsnachweis 
ist dies in der Praxis aber kompliziert bis unmöglich. 
Aber auch in anderen Kontexten ergeben sich da-
durch Schwierigkeiten. So ist z. B. eine standesamt-
liche Trauung ohne Personenstandsdokumente nicht 
möglich.
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3 ‚Blackbox‘ Verwaltung: Einblicke 
in den Umgang mit Staatenlosigkeit 
und ungeklärter Staatsangehörigkeit 
in der behördlichen Praxis

Staatenlose und Personen mit ungeklärter Staatsan-
gehörigkeit bilden eine heterogene Gruppe, in der 
sich die vielen denkbaren Ursachen und Kontexte 
widerspiegeln, durch die sie bedingt ist. Sie können 
in Deutschland geboren oder nach Deutschland ein-
gereist sein, sie können legal aufhältig oder ohne 
Papiere sein, sie können anerkannte Flüchtlinge, 
abgelehnte Asylbewerber und Asylbewerberinnen 
oder Personen sein, die in das Land eingereist sind, 
ohne jemals einen Asylantrag zu stellen (s.  Kap.  1 
und 2). Je nachdem, was auf eine Person zutrifft, 
unterscheiden sich ihre Wege durch die deutschen 
Behörden, die behördlichen Zuständigkeiten und die 
Folgen ihres Status z. B. für den Aufenthalt oder die 
Möglichkeiten der Einbürgerung. Entsprechend gibt es 
nicht die eine Behörde, die für Staatenlose und Perso-
nen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit zuständig ist. 
Ausländerbehörden spielen im Umgang mit der Ziel-
gruppe aber eine zentrale Rolle. Sie werden deshalb 
in dieser Studie exemplarisch näher betrachtet.53

Diese Sonderrolle hat mehrere Gründe: Erstens 
müssen alle Ausländerinnen und Ausländer – dazu 
zählen auch Staatenlose und Personen mit unge-
klärter Staatsangehörigkeit – grundsätzlich eine Aus-
länderbehörde aufsuchen, um ihren Aufenthalt zu 
legalisieren. Darüber hinaus sind sie für die Ausstel-
lung von Reiseausweisen für Staatenlose zuständig. 
Andere Behörden sind dagegen nur in bestimmten 
Fällen beteiligt, etwa das BAMF für die Feststellung 
der Flüchtlingseigenschaft oder des Rechts auf subsi-
diären Schutz oder die Staatsangehörigkeitsbehörden 

53	 Gemäß § 71 AufenthG sind die Ausländerbehörden zuständig für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidun-
gen nach dem AufenthG und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen. Die Landesregierung oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann festlegen, dass für einzelne Aufgaben in diesem Bereich nur jeweils bestimmte Ausländerbehörden 
zuständig sind (§ 71 Abs. 1 S. 2 AufenthG).

54	 Ohne einen gesicherten Aufenthalt ist es häufig schwierig, eine sichere und gut bezahlte Arbeit oder einen Ausbildungsplatz zu 
finden. Das wiederum erschwert in der Folge auch den Zugang zur deutschen Staatsangehörigkeit.

bei Einbürgerung. Zweitens sind die Ausländerbehör-
den diejenigen, die aufenthaltsrechtliche Regelungen 
umsetzen und durchführen, und in diesem Zusam-
menhang zuständig für eine Vielzahl von Aufgaben: 
Sie entscheiden z. B. über den Rechtsstatus ausländi-
scher Personen – in Form von Aufenthaltstiteln – und 
somit auch darüber, ob die Voraussetzungen für die 
Ausstellung von Reise- und Identitätspapieren oder 
für eine Einbürgerung erfüllt sind. Mit dem Aufent-
haltstitel hängen dann weitere Aspekte zusammen, 
etwa ein sicheres Anstellungs- oder Ausbildungsver-
hältnis (Bauer/Schreyer 2019).54 

Die behördliche Entscheidung, wer als staatenlos 
gilt und wer in der ungeklärten Staatsangehörigkeit 
verbleibt, hat für die Betroffenen fundamentale Aus-
wirkungen. Die Praxis deutscher Ausländerbehörden 
ist jedoch bisher insgesamt kaum erforscht (z. B. Eule 
2014; Schammann et al. 2020; Schlee/Schammann/
Münch 2023), und speziell zu ihrem Umgang mit 
Staatenlosigkeit und ungeklärter Staatsangehörigkeit 
gibt es noch keinerlei Erkenntnisse.

Die wichtigsten Fallgruppen 
Staatenlosigkeit und ungeklärte Staatsangehörig-
keit können ganz verschiedene Ursachen haben 
(Müller 2023: 6; s. Kap.  1). Dass die entsprechende 
Bevölkerungsgruppe in Deutschland in der jünge-
ren Vergangenheit gewachsen ist, geht vor allem 
zurück auf den Zerfall Jugoslawiens und der Sowjet
union bzw. ihrer Nachfolgestaaten, auf Flucht-
migration aus dem Libanon und Syrien infolge von 
Bürgerkriegen und auf politische Entscheidungen 
wie die Nichtanerkennung eines palästinensischen 
Staates (BT-Drs.  20/6463: 4–5, 8; BAMF 2024). Ent-
sprechend dominieren im ‚Alltagsgeschäft‘ deutscher 
Ausländerbehörden Fälle aus diesen politisch-geo-
grafischen Kontexten. Daneben haben die Mitarbei-
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tenden aber auch mit anderen Konstellationen zu 
tun, z. B. bei Personen aus afrikanischen oder asiati-
schen Ländern (INT01; INT02).55 

Auffällig ist, dass viele der von den Interviewten 
genannten Fälle ungeklärter Staatsangehörigkeit auf 
Ereignisse zurückgehen, die schon mehrere Jahrzehn-
te zurückliegen. Daher haben die Behörden oft viele 
Altfälle, in denen sich nichts mehr bewegt. Es gibt 
jedoch kaum Richtlinien oder Konzepte, die den be-
hördlichen Umgang mit ungeklärter Staatsangehö-
rigkeit und der Feststellung von Staatenlosigkeit in 
solchen Fällen anleiten (s. Kap 3.3 und 4.2).

Regionale Unterschiede
Die Zahl der Fälle von Staatenlosigkeit und ungeklär-
ter Staatsangehörigkeit ist zwischen den Bundeslän-
dern sehr unterschiedlich. Besonders hoch ist sie in 
Ländern wie Nordrhein-Westfalen (ca. 26.000), Ber-
lin (ca. 25.000), Baden-Württemberg (ca. 17.000) und 
Niedersachsen (ca. 13.000), wo Zugewanderte und 
ihre Nachkommen einen großen Anteil an der Ge-
samtbevölkerung haben. In den anderen Bundeslän-
dern liegen die Zahlen zwischen einigen Hundert und 
wenigen Tausend Personen (BAMF 2024). Mit wel-
chen Fallgruppen die Behördenmitarbeitenden am 
häufigsten zu tun haben, variiert je nach Einwan-
derungshistorie und der damit verbundenen demo-
grafischen Zusammensetzung der Bevölkerung in 
den Ländern, Kreisen und Städten. In ostdeutschen 
Bundesländern gibt es beispielsweise häufiger Fälle 
von Staatenlosigkeit und ungeklärter Staatsangehö-
rigkeit, die auf den Zerfall der Sowjetunion und die 
daraus neu gebildeten Nationalstaaten zurückgehen. 
In westdeutschen Bundesländern sind die Betroffe-

55	 Ein Beispiel dafür ist Äthiopien: Wegen des aktuellen Grenzkonflikts mit Eritrea entzieht Äthiopien seinen Staatsangehörigen 
eritreischer Volkszugehörigkeit, die in einem Drittland leben, zum Teil die Staatsbürgerschaft. Dadurch werden viele von ihnen 
staatenlos (Schweizerische Flüchtlingshilfe 2014; vgl. auch https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/staatenlose/
unsichtbare-minderheit, 06.05.2024). Besonders stark von Staatenlosigkeit betroffen sind außerdem Gruppen mit einer no-
madischen Lebensweise. Dazu gehören u. a. die Tuareg, die vor allem in den heutigen Grenzgebieten der Staaten Algerien, 
Libyen, Mali, Burkina Faso und Niger leben, oder Beduinen von der arabischen Halbinsel, insbesondere aus Kuwait (Rosa-Luxem-
burg-Stiftung 2020: 26, 38).

56	 Für diese Gruppe verwenden deutsche Behörden häufig das Kürzel „Lib-Türk“, weil es sich dabei oft um Personen mit kurdischer 
Volkszugehörigkeit handelt, die ursprünglich in der Türkei ansässig waren. Mittlerweile lebt jedoch der Großteil von ihnen im 
Libanon.

57	 Bis zum Jahr 2020 hatten lediglich 23 Staaten ein Staatenlosigkeitsfeststellungsverfahren eingeführt (UNHCR 2020). Zehn weitere 
hatten beim Global Refugee Forum 2019 angekündigt, dass sie ein solches Verfahren einführen wollten (vgl. https://www.unhcr.
org/ibelong/results-of-the-high-level-segment-on-statelessness/, 06.05.2024).

nen hingegen oft kurdische Volkszugehörige aus dem 
Libanon56 oder Menschen aus dem ehemaligen Jugo-
slawien (BAMF 2024; BT-Drs. 20/6463: 4–5, 8). 

Entsprechend verfügen die Behörden in Bezug auf 
Fallkonstellationen und -gruppen über unterschiedli-
ches Fachwissen. Diese unterschiedlichen Expertisen 
machen sie sich auf der Arbeitsebene zum Teil durch 
Erfahrungsaustausch zunutze.

Wir haben ja auch deutschlandweit, sag ich mal, 
Erfahrungsaustausche, in denen wir mitarbeiten, 
[…] bei den Lib-Türks, […] ich kenne da ein paar 
Kollegen, wo ich sagen würde: Wie würdest du 
bei dem Fall vorgehen, oder das ist mir vorgelegt 
worden, wo vielleicht die anderen Kollegen, eben 
gerade wenn es um Ostblockländer geht, eher 
uns […] anfragen.

(INT02)

Kein standardisiertes Verfahren zur Feststellung von 
Staatenlosigkeit 
Bevor Staatenlose die damit verbundenen Rechte in 
Anspruch nehmen können, muss ihre Staatenlosig-
keit zunächst anerkannt werden. Die Vorgehenswei-
se zur Feststellung von Staatenlosigkeit ist allerdings 
nicht weiter formalisiert: Anders als in anderen (euro-
päischen) Staaten wie z. B. Frankreich, Spanien oder 
Ungarn gibt es dafür in Deutschland kein standardi-
siertes Verfahren, wie es etwa für die Feststellung der 
Flüchtlingseigenschaft etabliert ist (Bianchini 2017; 
Gerbig 2021; Hoffmann 2017: 334; UNHCR 2020).57 

Den derzeitigen Prozess zur Feststellung von 
Staatenlosigkeit beschreiben sowohl Betroffene 
als auch zivilgesellschaftliche Organisationen als 
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undurchsichtig, zeitintensiv und willkürlich (Farinha 
2021; Hoffmann 2017). Dies führt laut Berichten von 
Betroffenen u. a. dazu, dass die Behörden sie nicht 
als staatenlos anerkennen und sie somit nicht die 
bestehenden völkerrechtlichen Regelungen wahr-
nehmen bzw. ihre Rechtsstellung verbessern können 
(vgl. Bianchini 2014: 38; BT-Drs.  20/6463: 1; Farinha 
2022: 800; Hintergrundgespräch mit Statefree am 
07.03.2024).

3.1 Ungeklärte Staatsangehörigkeit hat vielfältige 
Gründe

Einordnung in die Kategorie „ungeklärte Staatsange-
hörigkeit“
Nach welchen Kriterien die Staatsangehörigkeit als 
ungeklärt gilt, eine Person als staatenlos eingeordnet 
und anderen eine ausländische Staatsangehörigkeit 
zugeordnet wird, scheint in der Praxis nicht immer 
klar zu sein und ist jedenfalls nicht einheitlich gere-
gelt (Bianchini 2014: 38; Farinha 2022; Statefree 2023). 
Dieser Eindruck wird von den im Rahmen der Studie 
geführten Interviews zum Teil bestätigt. So basieren 
die Fallentscheidungen, die darin beispielhaft ange-
führt werden, auf verschiedenen Begründungsfigu-
ren: In manchen Fällen sind offenbar die Selbstan-
gaben der betreffenden Person ausschlaggebend 
dafür, dass sie als Person mit ungeklärter Staatsange
hörigkeit eingeordnet wird. Das folgende Zitat zeigt 
dies im Umkehrschluss: 

Es ist nicht so, dass wir alle Personen, die jetzt 
ohne Dokumente kommen, als ungeklärte Staats-
angehörige ansehen. […] Wir haben relativ häufig 
Personen aus dem Irak oder aus Vietnam, die ohne 
Dokumente kommen, aber die geben ja trotzdem 
an, ich bin Iraker, ich bin Vietnamese. Wir haben 
noch keinen Vietnamesen auf ungeklärt gesetzt, 
bloß weil er kein Personaldokument hat.

(INT01)

In diesem Fall nutzt die Behörde zunächst die münd-
lichen Angaben der Personen, um zu entscheiden, 
welchen Staatsangehörigkeitsschlüssel sie im AZR 
einträgt. In anderen Konstellationen wählt sie dage-
gen den Staatsangehörigkeitsschlüssel „ungeklärte 

Staatsangehörigkeit“, wenn die betreffende Person 
keinen Pass oder ausreichende Nachweise für eine 
Staatenlosigkeit vorlegen kann. Das geschieht auch, 
wenn die Behörden an den Angaben der Person oder 
den vorgelegten Dokumenten Zweifel haben.

Der wird als ungeklärt geführt. Weil wir eben die 
nigerianische Staatsangehörigkeit nicht nachwei-
sen können, die ruandische aber ausschließen, 
weil die ruandische Botschaft gesagt hat, das ist 
kein ruandischer Staatsangehöriger.

(INT04)

Beispielsweise sagt eine Person, sie ist eingereist, 
und sie sagt, ich habe die ghanaische Staatsan-
gehörigkeit. Dann gab’s vielleicht mal einen Pass, 
und dann führen wir die Person natürlich auch als 
ghanaisch. Später kommt dann die Angabe, ich 
bin eigentlich in Togo geboren. Ähm, dann ha-
ben wir auf einmal zwei Optionen als Staatsan-
gehörigkeit, und die Person ist dann auf einmal 
von Ghana auf ungeklärt gerutscht. Selbst wenn 
es sogar togoische Unterlagen gibt. Weil wir da 
eher schauen müssen, welche Unterlagen, wel-
che Dokumente, welche Urkunden sind denn jetzt 
echt? Also sind es die ghanaischen oder sind es 
die togoischen? Insbesondere, wenn dann beide 
Dokumente formell richtig sind, aber inhaltlich 
muss ja irgendein Dokument falsch sein. 

(INT05)

Bisweilen wird auch eine bestehende Staatenlosig-
keit nicht formal festgestellt, obwohl alle notwendi-
gen Dokumente vorliegen.

Ich habe mal ein Gespräch geführt mit jemand, der 
sagte mir: Könnte ich nicht eigentlich einen Staa-
tenlosenausweis kriegen? Ich bin Palästinenser. 
Und dann habe ich ihm die Voraussetzungen auf-
gezählt, die er dann haben muss. Unter anderem 
UNHCR-Flüchtlingsausweis oder Registrierung […]. 
Da sagt er: Es ist doch alles in Ihrer Akte. Und dann 
habe ich mir die Akte geholt und festgestellt, der 
hatte alle Voraussetzungen erfüllt, um als staaten-
loser Palästinenser anerkannt zu werden.

(INT04)
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Insbesondere bei Fällen, die über das in der Behör-
de vorhandene Fachwissen hinausgehen oder von 
bekannten Fällen und Konstellationen abweichen, 
können die Sachbearbeitenden unsicher sein, wie 
damit umzugehen ist. Dies kann dazu führen, dass 
entweder Staatenlosigkeit nicht festgestellt oder 
von einer falschen Staatsangehörigkeit ausgegan-
gen wird. In der Literatur wird z. B. davon berichtet, 
dass Mitgliedern der gleichen Familie von verschie-
denen Sachbearbeitenden auf den Passersatzpapie-
ren oder Aufenthaltstiteln unterschiedliche Länder-
schlüssel zugeordnet wurden: Beispielsweise gilt 
eine Person als staatenlos, während bei einem an-
deren Familienmitglied (z. B. Bruder oder Schwester) 
die Staatsangehörigkeit als ungeklärt angesehen wird 
(Farinha 2022; watson 2022). Dieses Problem ist auch 
den Befragten durchaus bekannt.

Das ist das Thema mit der Einheitlichkeit. Das ist 
ja mein Job, darauf zu achten, dass nicht der ei-
ne Kollege dem Bruder von dem anderen einen 
Staatenlosenausweis gibt und der Bruder kriegt 
den nicht, weil er einen anderen Zuständigen hat. 
Das darf nicht passieren. Und zwischen verschie-
denen Ausländerbehörden bin ich mir sicher, dass 
das passiert. 

(INT04)

Vielfältige Gründe für fehlende Nachweise
Zentraler Ausgangspunkt für die Arbeit der Auslän-
derbehörden ist die jeweilige Dokumentenlage. Da-
mit sie eine bestehende Staatsangehörigkeit oder 
Staatenlosigkeit feststellen können, müssen die 
Antragstellenden einen Pass oder andere glaubhaf-

58	 Der Zerfall der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien sowie veränderte Staatsbürgerschaftsgesetze und massive Ver-
treibungen in den 1990er Jahren haben dazu geführt, dass viele Menschen im westlichen Balkan staatenlos wurden (s. z. B. 
Blitz 2006; Shaw/Štiks 2013; Štiks 2010). Besonders Roma-Gemeinschaften sind davon unverhältnismäßig stark betroffen und 
fallen oft aus dem Rahmen der Verfahren, die diesen Menschen helfen sollen (Krasniqi/Stjepanović 2015: 118). Die Konflikte in 
den ehemaligen jugoslawischen Republiken hatten für sie schwerwiegende Folgen, darunter Zwangsumsiedlungen, den Verlust 
von Personenstandsregistern und das Verschwinden von Staatsangehörigkeitsnachweisen. Insbesondere während des Koso-
vo-Konflikts 1999 wurden zudem viele Roma Opfer von Kriegsverbrechen. Die Einführung neuer Staatsbürgerschaftsgesetze und 
-verfahren nach dem Krieg erschwerte die Dokumentation und führte zu rechtlichen Unsicherheiten. Viele Menschen konnten 
ihre persönliche Geschichte im Nachhinein anhand persönlicher Aufzeichnungen belegen. Andere – vor allem die am stärksten 
Marginalisierten, darunter viele Roma – sind dagegen in einem rechtlichen Schwebezustand verblieben, weil ihnen gültige Do-
kumente und persönliche Aufzeichnungen fehlen und die Behörden der Nachfolgestaaten ihnen zum Teil die Ausstellung neuer 
Dokumente verweigern (vgl. Institute on Statelessness and Inclusion/European Network on Statelessness/European Roma Rights 
Centre 2017: 20–21).

te Nachweise vorlegen, die den gesetzlichen und 
behördlichen Anforderungen und Standards ent-
sprechen. Solange weder das Bestehen einer be-
stimmten ausländischen Staatsangehörigkeit noch 
Staatenlosigkeit hinreichend nachgewiesen ist, 
sind die Behörden gehalten, die Staatsangehörig-
keit als ungeklärt einzuordnen (vgl. AufenthG-AVwV 
Nr. 3.3.4.9). 

Es gibt viele Gründe für das Fehlen von Dokumen-
ten, die Staatenlosigkeit oder die Staatsangehörig-
keit und die Identität nachweisen: Manchmal haben 
solche Papiere nie existiert, oder sie wurden auf der 
Flucht verloren, zurückgelassen oder vernichtet. Pa-
pierlosigkeit kann auch daraus resultieren, dass die 
(mutmaßlichen) Herkunftsländer nicht kooperieren, 
die Hürden für eine Neuausstellung oder Anerken-
nung von Dokumenten unverhältnismäßig hoch 
sind oder die Geburt nicht registriert wurde (Bauer/
Schreyer 2022: 5; Farinha 2022; Wattenberg 2022c). 
Beispielsweise sind Roma aus Ländern des ehema-
ligen Jugoslawiens besonders stark von der schlech-
ten Dokumentenlage betroffen, die dort nach dem 
Zusammenbruch des Landes herrschte, weil sie oft 
nicht ordnungsgemäß registriert wurden. So können 
sie oft nicht die nötigen Dokumente vorlegen, um ih-
re (vermeintliche) Staatsangehörigkeit zu belegen.58 
Ähnlich ist es bei den Staatenlosen, die aus Syrien 
nach Deutschland gekommen sind. Hier gibt es vor 
allem zwei wichtige Gruppen: Palästinenserinnen 
und Palästinenser, die als Geflüchtete in Syrien gelebt 
hatten, und staatenlose Kurden und Kurdinnen aus 
dem Nordosten Syriens (Institute on Statelessness 
and Inclusion/ASKV/European Network on Stateless-
ness 2019). Palästinensischen Geflüchteten wurden 
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in Syrien in der Regel Reisepässe ausgestellt; in Ver-
bindung mit weiteren Dokumenten können sie damit 
auch in Deutschland ihre Staatenlosigkeit prinzipiell 
nachweisen. Deutlich schlechter ist die Dokumen-
tenlage bei Kurdinnen und Kurden aus der syrischen 
Provinz Hassaka, die nicht an der Volkszählung von 
1962 teilgenommen haben (Albarazi/van Waas 2016; 
Institute on Statelessness and Inclusion/ASKV/Euro-
pean Network on Statelessness 2019).59

Fehlende Dokumente oder Nachweise über die 
Staatsangehörigkeit und Identität sind in der Praxis 
eine zentrale Hürde, da Staatenlose gerade über 
solche Dokumente meist nicht verfügen. Die zent-
rale Frage ist hier: Wie kann eine Person glaubhaft 
machen, dass keine Staatsangehörigkeit vorliegt, 
wenn es keine Dokumente gibt, die diesen Umstand 
zweifelsfrei belegen (vgl. Farinha 2022: 803)? Bei be-
sonders schutzbedürftigen Personen – wie Geflüch-
teten, aber eben auch Staatenlosen – müssten daher 
erschwerte Umstände hinsichtlich der Beschaffung 
von Urkunden berücksichtigt werden. Das ist bisher 
jedoch nur in den Allgemeinen Verwaltungsvorschrif-
ten zum Staatsangehörigkeitsgesetz festgehalten 
(vgl. StAR-VwV Nr. 8.1.3.1). Im Aufenthaltsrecht fehlt 
eine solche Festlegung. Allerdings ist auch dort fest-
gehalten, dass es bei fehlenden Urkunden genügt, 
wenn die Staatsangehörigkeit bzw. Staatenlosig-
keit glaubhaft gemacht wird (vgl. AufenthG-AVwV 
3.3.4.9).60 

Fehlende Bindungswirkung der Entscheidung 
Ausländerbehörden sind wie schon gesagt nicht die 
einzigen Stellen, die Personen als staatenlos und als 
Person mit ungeklärter Staatsangehörigkeit einord-

59	 Staatenlose Kurden und Kurdinnen aus Syrien lassen sich in zwei Gruppen unterteilen: Die einen sind Personen, die an der Volks-
zählung von 1962 teilgenommen hatten, aber nicht nachweisen konnten, dass sie vor 1945 in Syrien ansässig waren; sie wurden 
als Ajanib („Ausländer“) eingestuft. Für diese Gruppe waren der Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen sowie Eigentums- und 
Erbschaftsrechte eingeschränkt. Die zweite Gruppe bilden jene, die sich überhaupt nicht an der Volkszählung beteiligt haben, die 
Maktumeen („Verborgene“). Sie hatten noch weniger Rechte als die Ajanib und durften ohne eine spezielle Sicherheitserlaubnis 
nicht innerhalb Syriens reisen (Institute on Statelessness and Inclusion/ASKV/European Network on Statelessness 2019: 9).

60	 In Abweichung vom sonst üblichen Vollbeweis reicht es in diesem Fall aus, wenn man vernünftigerweise davon ausgehen kann, 
dass die Richtigkeit der Angaben mit hinreichender Wahrscheinlichkeit bestätigt ist, um in der Sache eine Entscheidung zu treffen 
(vgl. Prütting/Gehrlein 2023: § 294 ZPO Rn. 1–3). Mit der Glaubhaftmachung werden also die Anforderungen an die Beweisfüh-
rung gesenkt und das Beweismaß reduziert. Damit können auch die Schwierigkeiten hinsichtlich der Urkundenbeschaffung 
berücksichtigt werden.

61	 Vgl. https://www.bamf.de/DE/Themen/Sicherheit/Identitaetsmanagement/identitaetsmanagement-node.html (06.05.2024).

nen. Bei Geflüchteten erhalten sie häufig zunächst 
Angaben vom BAMF, das im Rahmen der Prüfung 
des Asylantrags bereits verschiedene Prüfungen hin-
sichtlich der Identität und Staatsangehörigkeit vor-
nimmt. Dazu gehören z. B. eine erkennungsdienst-
liche Behandlung und eine physikalisch-technische 
Urkundenuntersuchung.61 Geht das BAMF in seiner 
Entscheidung von Staatenlosigkeit aus, hat das für 
die Ausländerbehörden jedoch keine Bindungswir-
kung – im Gegensatz zur Feststellung einer Schutz-
bedürftigkeit als Resultat eines Asylverfahrens 
(BVerwG, Urt. v. 01.09.2011, 5 C 27.10, Rn. 19–21). Die 
Befragten in den Ausländerbehörden schildern in die-
sem Zusammenhang unterschiedliche Umgangswei-
sen mit den Angaben des BAMF: Während die einen 
dessen Entscheidung eher hinterfragen und zum Teil 
eine erneute Prüfung vornehmen (INT05), überneh-
men andere die Angaben vom BAMF ohne größere 
Einschränkungen (INT3). Jene Behörden, die die Sach-
lage eher noch einmal selbst prüfen, gehen in ers-
ter Linie davon aus, dass die Einordnung vor allem 
auf Selbstangaben beruht und das BAMF diese nicht 
gründlich prüft (INT04).

Also, vom BAMF her kriegen wir es ja erst mal nur 
vorgelegt und präsentiert, sozusagen mit dem Be-
scheid. Es gibt natürlich viele Bescheide, wo dann 
drinsteht, die Person ist staatenlos. Aber letztlich 
ist ein BAMF-Bescheid kein Nachweis über die 
Identität, und wir prüfen das selber noch einmal 
nach. Es lässt sich anhand von BAMF-Bescheiden 
oft feststellen, dass die Angabe staatenlos auf-
grund der Angaben in der Anhörung zum Asylver-
fahren getätigt worden ist. Ich kann mir auch ehr-

https://www.bamf.de/DE/Themen/Sicherheit/Identitaetsmanagement/identitaetsmanagement-node.html
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lich gesagt nicht vorstellen, aber es ist jetzt auch 
nur meine Vorstellung, dass die Staatenlosigkeit 
dort bis aufs Kleinste geprüft wird. 

(INT05)

In den Dienstanweisungen des BAMF (Stand: 
01.01.2023) ist allerdings festgehalten, dass Staaten-
losigkeit im Asylverfahren lediglich angenommen 
werden kann, wenn die Antragstellenden dafür einen 
Nachweis vorlegen, entweder ein Identitätsdokument 
für Staatenlose nach Art.  27 oder einen Reiseaus-
weis für Staatenlose nach Art. 28 StaatenlÜbk (BAMF 
2023; 282–283; Hintergrundgespräch mit Statefree am 
07.03.2024). Wenn aber kein Nachweis für Staatenlo-
sigkeit existiert, wird das BAMF sich in der Regel nicht 
weiter um eine Klärung bemühen, weil es dafür nicht 
zuständig ist.

Im AZR führen wir nur die als staatenlos, die wir 
als staatenlos identifiziert haben […]. Alle an-
deren führen wir, ich spreche nur für den Kreis 
[…], nicht als Staatenlose! Es gibt welche, die das 
BAMF uns als Staatenlose übermittelt. Die kom-
men dann im System auch erstmal staatenlos an. 
Die stellen wir dann um auf ungeklärt […].

(INT04) 

Die Entscheidungen der Ausländerbehörde sind ih-
rerseits für andere Behörden ebenso wenig bindend 
wie die des BAMF. Das macht die Angelegenheit für 
die Behörden, aber vor allem für die Betroffenen 
noch komplizierter. So wird manchmal eine bereits 
festgestellte Staatenlosigkeit erneut geprüft. Das 
geschieht z. B. häufig nach einem Umzug durch die 
neu zuständige Ausländerbehörde, durch Mitarbei-
tende des Standesamts bei einer gewünschten Ehe-
schließung oder der Registrierung einer Geburt oder 
durch die Einbürgerungsbehörden im Rahmen des 
Einbürgerungsprozesses (Farinha 2023: 85–86). In den 
Interviews werden beispielsweise häufiger Bedenken 
geäußert, dass andere Ausländerbehörden Reiseaus-
weise für Staatenlose zu großzügig ausgeben und zu 
schnell von Staatenlosigkeit ausgehen.

[…] es gibt mit Sicherheit eine ganze Menge Leute, 
die als Staatenlose rumlaufen mit einem Staaten

losenausweis, die keine Staatenlosen sind, weil 
die Behörde ist immer nur so gut wie der Mitar-
beiter, der das letztlich entscheidet. 

(INT04)

Hinzu kommt, dass die Gründe für die Entscheidung 
in den Akten manchmal nicht ausreichend vermerkt 
werden. Neu zuständige Ausländerbehörden oder 
Einbürgerungsbehörden können sie dann nicht nach-
vollziehen.

Wir haben halt sehr oft das Problem bei Zuzügen, 
dass Ausländerbehörden Reiseausweise für Aus-
länder ausstellen, ohne dass irgendwelche Doku-
mentationen drin sind: Warum kann der keinen 
Pass beschaffen? Was hat er getan? Welche Mit-
wirkungspflichten hatte der? Da ist nichts drin. 

(INT02)

In solchen Fällen kann es vorkommen, dass Mitarbei-
tende eine erneute Prüfung einleiten und die betrof-
fenen Personen im AZR von „staatenlos“ auf „unge-
klärt“ zurücksetzen (Statefree 2023: 13). 

Dass Entscheidungen nicht nachvollziehbar er-
scheinen oder sogar angezweifelt werden, geschieht 
vor allem, wenn die einzelnen Behörden sich nicht 
austauschen bzw. wenn die Entscheidungen nicht 
gemeinsam oder zumindest koordiniert getroffen 
werden. Sind dagegen z. B. Ausländer- und Einbür-
gerungsbehörden unter einem Dach angesiedelt, 
werden bereits gefällte Entscheidungen in der Regel 
nicht angezweifelt.

Also, die [Einbürgerungsbehörden] fangen nicht 
noch mal neu an zu ermitteln und stellen unsere 
Entscheidungen infrage, wir sind in einem Haus. 
Es heißt so schön: Die Verwaltung spricht mit ei-
ner Stimme. 

(INT04)
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Zudem sind laut den Befragten die Wege deutlich 
kürzer und der Verwaltungsaufwand geringer, wenn 
Ausländer- und Einbürgerungsbehörde eng zusam-
menarbeiten.62 Beispielsweise äußert eine interview-
te Person, dass in Fällen, wo die Ausländerbehörde 
Staatenlosigkeit festgestellt hat, die Einbürgerung 
zum Teil direkt im Anschluss stattfindet, sofern alle 
weiteren Voraussetzungen erfüllt sind.

Wir haben dann gleich gesagt: Wissen Sie was? 
Wir machen jetzt die Feststellung der Staatenlo-
sigkeit, das haben wir gemacht. Und dann habe 
ich die sofort ins Einbürgerungsverfahren mit-
gezogen, um, sage ich mal, diese Staatenlosig-
keit so kurz wie möglich zu halten. Weil das ist 
ja eigentlich Ansehen der Sache, dass wir eine 
Staatenlosigkeit versuchen zu vermeiden, und da 
versuchen wir, die Übergänge auch zwischen Aus-
länderbehörde und Staatsangehörigkeitsbehörde 
dann zusammen zu gestalten. 

(INT02)

3.2 Von ungeklärt zu staatenlos: Vorgehens
weise der Ausländerbehörden

Um zu verstehen, wie die zuständigen Behörden 
bei der Klärung der Staatsangehörigkeit bzw. der 
Feststellung von Staatenlosigkeit vorgehen, sind die 
dahinterstehenden Zielsetzungen und (staatlichen) 
Interessen zu berücksichtigen. Diese ergeben sich in 
erster Linie daraus, ob ein Aufenthaltstitel vorhanden 
ist oder nicht. Ist das der Fall, z. B. weil das BAMF die 
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt oder ein Abschiebe-
verbot verhängt hat, besteht für Ausländerbehörden 

62	 Eine Bündelung migrationsbezogener Aufgaben gibt es in einigen Kommunen bereits in Form von Ämtern für Migration und 
Integration; dort sind verschiedene Verwaltungseinheiten unter einem Dach angesiedelt (Schammann et al. 2020: 33). Jüngst 
wurde beispielsweise in Berlin die größte deutsche Ausländer- und Staatsangehörigkeitsverwaltung entsprechend reformiert: 
Seit dem 01.01.2024 ist die Staatsangehörigkeitsbehörde eine Abteilung des Landesamts für Einwanderung. Das soll die Einbür-
gerungsverfahren vereinheitlichen und beschleunigen (vgl. Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2023). Schlee et al. (2023: 
25) verweisen allerdings darauf, dass bisher kaum evaluiert wurde, wie unterschiedliche Organisationsmodelle auf das Publikum 
und die Verwaltung wirken. Für einen positiven Effekt bedarf es einer strukturierten und organisierten Zusammenarbeit, nicht 
nur einer gemeinsamen Adresse.

63	 Für die Verschleierung bzw. das Verschweigen der Staatsangehörigkeit kann es aber noch andere Beweggründe geben, z. B. 
Angst vor Verfolgung durch den Herkunftsstaat (Richter-Devroe 2022). Opfer von Menschenrechtsverletzungen etwa können ein 
Interesse daran haben, ihre Identität in Deutschland nicht gänzlich offenzulegen, weil sie z. B. Verfolgung durch Gruppen aus dem 
Herkunftsland fürchten (Bauer/Schreyer 2022). Aber auch in weniger extremen Fällen kann das Zurückhalten von Dokumenten 
für die betroffenen Personen vernünftig sein oder auf Angst, Verunsicherung oder Unwissenheit zurückgehen.

kaum Anlass, sich weiter um Klärung der Staatsange-
hörigkeit zu bemühen. Nur wenn die Betroffenen den 
Reiseausweis für Staatenlose beantragen oder ein 
Wechsel des Aufenthaltstitels infrage kommt, setzt 
die Ausländerbehörde einen entsprechenden Pro-
zess in Gang. In beiden Fällen muss die Initiative in 
der Regel von den Betroffenen ausgehen, die einen 
solchen Verwaltungsakt mit ihrem Antrag anstoßen 
(INT02; INT05).

Anders liegt der Fall, wenn z. B. ein Asylgesuch 
vom BAMF abgelehnt wurde, die betreffende Person 
ausreisepflichtig ist und abgeschoben werden soll. 
Für eine Abschiebung muss sowohl die Staatsange-
hörigkeit als auch die Identität geklärt sein, denn 
Staaten sind völkerrechtlich nur verpflichtet, ihre 
eigenen Staatsangehörigen zurückzunehmen (Hoff-
mann 2017: 334; Info-Box 3). In solchen Fällen kann 
es also im Interesse der betreffenden Person sein, 
ihre Staatsangehörigkeit zu verschweigen oder durch 
Falschangaben zu verschleiern, um eine Abschie-
bung aus Deutschland zu verhindern.63 Hier werden 
die Ausländerbehörden von sich aus aktiv und ver-
suchen, sowohl die Staatsangehörigkeit als auch die 
Identität der betreffenden Person aufzuklären, zur 
Not auch ohne deren Mitwirkung (INT03). 

Okay, die haben einen Aufenthaltstitel, denen 
passiert nix, die können halt nur nicht reisen, und 
das ist eigentlich das, was die als Motivation ja 
auch selber haben müssen […] als Perspektive, 
dass der Anreiz für diese Leute ja da ist. Und auf 
der anderen Seite, da, wo es um die Aufenthalts-
beendigung geht, ist es das Gegenteil. Da ist es 
ein permanenter Kampf. Da wirkt keiner freiwillig 
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mit. Das ist auch menschlich nachvollziehbar. Die 
wollen nicht abgeschoben werden. Warum soll-
ten sie dann irgendwas tun, was uns diese Arbeit 
erleichtert? 

(INT04)

Je nach Zielsetzung der Behörden bzw. der betroffe-
nen Personen unterscheiden sich der Grund für die 
Klärung der Staatsangehörigkeit wie auch deren 
Ausgang. So sind etwa die Anforderungen an eine 
Identitätsklärung für eine Abschiebung in der Regel 
niedriger als im Einbürgerungsprozess. Es muss ledig-
lich ein Passersatzpapier beschafft werden, mit dem 
der mutmaßliche Herkunftsstaat die Rücknahme ak-
zeptiert (Der schleswig-holsteinische Beauftragte für 
Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen 2023: 21; 
Schulz 2021: 5). Es ist daher stark vom Einzelfall und 
auch von der Behörde abhängig, zu welchen Maß-
nahmen diese gesetzlich befugt ist und welche Art 
von Kooperation sie von den betroffenen Personen 
verlangen kann. Beispielsweise haben Ausländerbe-
hörden bei einer Passbeschaffungsmaßnahme mit 
Identitätsfeststellung zum Zweck einer Abschiebung 
deutlich mehr Befugnisse (z. B. dürfen sie mobile 
Endgeräte auslesen oder Privaträume durchsuchen) 
als bei der Feststellung von Staatenlosigkeit zur Aus-
stellung eines Reiseausweises für Staatenlose (§ 48 
Abs.  3a und 3b AufenthG; Der schleswig-holsteini-
sche Beauftragte für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwande-
rungsfragen 2023). 

Da das Vorgehen zur Klärung einer ungeklärten 
Staatsangehörigkeit sich jeweils am Einzelfall aus-
richtet, lässt sich laut den Befragten kaum pauschal 
angeben, welche konkreten Handlungen sie dabei 
von den betreffenden Personen einfordern oder 
wann diese ihre Mitwirkungspflicht erfüllt haben. 
Bestimmte Aspekte wurden jedoch übereinstim-
mend genannt. Der folgende Abschnitt gibt daher 
einen Überblick darüber, welche Vorgehensweisen 
Behörden zur Feststellung einer Staatenlosigkeit oder 
Klärung einer ausländischen Staatsangehörigkeit an-
wenden und welche Anforderungen damit verbun-

64	 Das geschieht bei Ausländerbehörden meist in Verbindung damit, dass die betreffenden Personen einen Reiseausweis für Staa-
tenlose beantragen.

den sind. Nicht alle diese Maßnahmen werden in 
jedem Fall im gleichen Umfang oder in der gleichen 
Reihenfolge angewendet. 

Erstgespräch sowie Akten- und Sachverhalts- 
(vor)klärung
Wenn Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit 
von sich aus an die Ausländerbehörde herantreten, 
um Staatenlosigkeit feststellen zu lassen,64 führen 
die Behörden zunächst bestimmte allgemeine Schrit-
te durch, um sich einen Überblick über den Fall zu 
verschaffen. Erst dann werden weitere Maßnahmen 
ergriffen. Als Erstes müssen die Betroffenen einen 
Gesprächstermin vereinbaren, um ihr Anliegen vor-
zutragen und damit die Prüfung in Gang zu setzen 
(INT05).

Wenn die betreffende Person ein Asylverfahren 
durchlaufen hat oder aus dem Einzugsbereich einer 
anderen Ausländerbehörde zuzieht, fordern die Sach-
bearbeitenden zur Vorbereitung des Gesprächs die 
entsprechende Akte an, um die bisherigen Schritte 
nachzuvollziehen und die vorliegenden Dokumente 
zu sichten. Im Erstgespräch geht es dann in erster Li-
nie um biografische Fragen, aus denen sich Anhalts-
punkte für Staatenlosigkeit oder potenziell erworbe-
ne oder wiedererwerbbare Staatsangehörigkeiten 
ergeben können. Dazu gehören auch die Volkszuge-
hörigkeit, Stationen im Lebenslauf und familiäre Be-
ziehungen, denn eine potenzielle Staatsangehörig-
keit kann nur nach dem Territorialprinzip oder dem 
Abstammungsprinzip bestehen, je nachdem, welches 
davon in dem betreffenden Staatsangehörigkeits-
recht verankert ist. 

Ich habe als Erstes gesagt: Wissen Sie, was mir 
helfen würde? Dass Sie einfach mal einen aus-
führlichen Lebenslauf schreiben. Wann sind Sie 
geboren? Von wann bis wann haben Sie wo ge-
lebt? Was haben Sie für eine Ausbildung gemacht? 
Wie heißt Mama, wie heißt Papa? Wer sind Ihre 
Geschwister? Das ist dort erst mal so, ich sage 
immer Puzzle, wir machen eigentlich ein Puzzle 
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und versuchen, um den Lebenslauf drum herum 
das mit Dokumenten, sag ich mal, zu unterlegen. 

(INT02)

Die Regelungen für den Erwerb und Verlust einer 
Staatsangehörigkeit unterscheiden sich je nach Ge-
burts- oder Herkunftsland und müssen bei der Prüfung 
berücksichtigt werden. In der Praxis spielen somit das 
investigative Engagement und die Aufklärungskom-
petenzen der Sachbearbeitenden eine wichtige Rolle.

Aufforderung zum Einholen von Negativbescheiden 
Aus Informationen zu ihrem Geburtsort und zu den 
Staatsangehörigkeiten ihrer Familienangehörigen 
werden Staaten abgeleitet, denen die oder der An-
tragstellende angehören könnte. Die betreffende Per-
son muss dann beweisen, dass diese Staaten sie nicht 
als ihre Staatsangehörige betrachten. Die Behörden 
fordern sie auf, dafür entsprechende Negativbeschei-
de von öffentlichen Stellen dieser Staaten (z. B. Aus-
landsvertretungen in Deutschland) beizubringen. Ein 
Nachweis von allen Staaten der Welt wird dabei nicht 
erwartet (INT04). In Fällen wie etwa dem ehemaligen 
Jugoslawien oder der ehemaligen Sowjetunion kön-
nen allerdings eine Reihe von Nachfolgestaaten infra-
ge kommen, für die alle ein Negativbescheid erbracht 
werden muss. 

[…] und wenn nicht ganz klar ist, welcher Nachfol-
gestaat von Ex-Jugoslawien zuständig ist, da muss 
man dann halt herausfinden, welche Staaten alle 
in Betracht kommen können, und dann verlangen 
wir von den Leuten, Negativbescheinigungen vor-
zulegen, dass die zum Beispiel nicht kosovarische 
Staatsangehörige sind oder eben nicht mazedo-
nische. 

(INT03)

Je mehr Staaten involviert sind, desto schwieriger und 
aufwendiger wird dieser Nachweis für die Betroffe-

65	 Diese Strategie wird häufig bei kurdischen Volkszugehörigen aus dem Libanon angewendet. Bei diesen besteht zum Teil die 
Möglichkeit, dass die Großeltern in der Türkei als Staatsangehörige registriert sind bzw. waren. Mit zwei DNA-Abgleichen (zwi-
schen Großelternteil und Elternteil sowie zwischen Elternteil und Kind) kann dann die Abstammung von einem oder einer 
türkischen Staatsangehörigen nachgewiesen werden. Daraufhin kann die betreffende Person sich theoretisch in der Türkei 
nachregistrieren lassen, womit sie die türkische Staatsangehörigkeit erhält.

nen. Zudem stellen nicht alle Länder solche Negativ-
bescheinigungen aus oder antworten überhaupt auf 
entsprechende Anfragen, ob diese nun von Privatper-
sonen kommen oder von deutschen Behörden.

Nachregistrierung als Weg zur (Wieder-)Erlangung 
einer (potenziellen) Staatsangehörigkeit 
Sofern die Möglichkeit besteht, dass die antragstel-
lende Person über eine nachträgliche Registrierung 
im Geburtenregister eines Landes oder auf anderen 
Wegen dessen Staatsangehörigkeit (wieder-)erlangen 
kann, fordern die Ausländerbehörden sie in der Regel 
dazu auf (AufenthG-AVwV Nr. 3.3.5.4). In solchen Fäl-
len wird Staatenlosigkeit in der Regel nicht anerkannt. 

In der Türkei ist es beispielsweise oft so, dass eine 
Person die Staatsangehörigkeit der Türkei nicht 
hat. Die Eltern sind aber zum Beispiel türkisch. 
Jetzt […] ist es möglich, dass, wenn eine Person in 
der Türkei nachregistriert wird […], kann sie sich 
durch die Nachregistrierung nachträglich einbür-
gern lassen. Also diese Option auf den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit existiert zum Beispiel dann 
in so einem Fall, und dann kann ich nicht sagen, 
dass diese Person staatenlos ist, wenn es eine 
Möglichkeit zum Erwerb einer Staatsangehörig-
keit gibt. 

(INT05)

Um die Staatsangehörigkeit von Staaten wiederzu
erlangen, in denen das Abstammungsprinzip gilt, 
kann eine Person beispielsweise DNA-Gutachten 
anfertigen lassen, die eine entsprechende Abstam-
mung nachweisen, und sich damit in die Register 
des betreffenden Landes nachtragen lassen (OVG 
Niedersachsen, Urt. v. 10.12.2007, 2  LA  441/07).65 
Allerdings ist diese Option mit hohen Kosten und 
Aufwand verbunden: Die Betroffenen müssen ei-
nen oder mehrere DNA-Tests bezahlen, Anwälte 
einschalten, um Gerichtsverfahren zu führen, oder 
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in das betreffende Land reisen, um eine Nachregis-
trierung zu veranlassen. Das können sich viele nicht 
leisten. Was vor diesem Hintergrund zumutbar ist 
und wo die Grenzen liegen, muss jeweils im Einzel-
fall geklärt werden.

Prüfung der Echtheit und Glaubwürdigkeit von 
Dokumenten  
Zentral für die Entscheidung der Sachbearbeiten-
den sind letztlich die Glaubwürdigkeit der vorge-
tragenen Antworten und des Lebenslaufs und die 
Authentizität der vorgelegten Dokumente. Die Dar-
legungs- und Beweislast liegt bei den Betroffenen. 
Die individuellen Kompetenzen, die Einstellung und 
das Engagement der Sachbearbeitenden wie auch 
die  verfügbaren zeitlichen Ressourcen für den Prüf-
prozess können das Ergebnis jedoch entscheidend 
beeinflussen.

Und wir haben dann die Leute aufgefordert, uns 
entsprechende Nachweise vorzulegen, und je 
nachdem, was vorgelegt wurde, lag dann an uns 
die rechtliche Bewertung, ob tatsächlich die Staa-
tenlosigkeit schon anhand dessen, was vorgelegt 
wurde, festgestellt werden kann oder halt noch 
zusätzliche Unterlagen erforderlich sind, um eine 
solche feststellen zu können. 

(INT03)

Die vorgelegten Dokumente werden auf Echtheit66 
geprüft und die Angaben zur Person und zum Lebens-
lauf mit denen aus anderen Kontexten abgeglichen, 
beispielsweise der BAMF-Akte. Dabei gibt es in den 
Behörden verschiedene Herangehensweisen und 
auch unterschiedliche Ansprüche in Bezug auf vor-
gelegte Dokumente und Angaben. So wird berichtet, 
dass Sachbearbeitende manchmal eigene Recherchen 
durchführen (z. B. auf Social-Media-Plattformen) oder 
die Antragstellenden zu landesspezifischen Merkma-
len oder Traditionen befragen (INT04). Problematisch 
ist es, wenn Sachbearbeitende sich vorschnell von 
vermeintlichen Ungereimtheiten oder Falschanga-
ben leiten lassen oder von einem Täuschungsversuch 

66	 Die Prüfung der Dokumente erfolgt entweder durch geschulte Mitarbeitende innerhalb der Behörde oder durch die Landeskrimi-
nalämter oder die Polizei (INT04).

ausgehen und deshalb Staatenlosigkeit ausschließen. 
Solche Herangehensweisen sind besonders dadurch 
fehleranfällig, dass Staatenlosigkeit häufig sprachli-
che, kulturelle und ethnische Minderheiten trifft. So 
kann etwa die Schreibweise von Namen je nach Land 
und Dialekt variieren (z. B. im arabischen Raum) oder 
auch im Zuge des Asylantrags anders notiert worden 
sein. Dies beweist nicht zwangsläufig eine abwei-
chende Identität. Darüber hinaus wissen die Betroffe-
nen manchmal selbst nicht, dass sie staatenlos sind. 
Vielmehr sind sie überzeugt, dass sie eine bestimmte 
Staatsangehörigkeit haben, und geben diese entspre-
chend an, ohne sie jedoch belegen zu können.

Mitwirkungspflichten bei Passbeschaffung und 
Identitätsklärung 
Neben der oben behandelten Bestimmung des Her
kunftsstaats und der Klärung einer etwaigen Staats-
angehörigkeit ist ein weiterer zentraler Faktor bei der 
Feststellung von Staatenlosigkeit, dass die Identität 
der jeweiligen Personen zweifelsfrei festgestellt wer-
den muss. Ohne geklärte Identität ist ein Wechsel 
von ungeklärter Staatsangehörigkeit zu Staatenlo
sigkeit nicht möglich, denn dann lässt sich nicht er
mitteln, ob die Person ggf. die Staatsangehörigkeit 
eines anderen Landes besitzt (Hoffmann 2017: 334). 
Identität und Staatsangehörigkeit werden in der Re-
gel durch einen gültigen Pass oder Passersatz nach-
gewiesen (§§ 3 und 5, § 48 Abs. 1–3 AufenthG; vgl. 
auch AufenthG-AVwV Nr.  5.1.4.1), denn diese gelten 
als anerkannte Identitätsdokumente und bestäti-
gen, dass die Inhaberin bzw. der Inhaber die Staats-
angehörigkeit des ausstellenden Staates besitzt 
(AufenthG-AVwV Nr. 3.0.4, 3.0.8). Bei vielen Staaten-
losen lässt sich die Staatenlosigkeit und Identität aber 
eben nicht durch ein einzelnes Dokument zweifelsfrei 
klären (Statefree 2023: 4).

Dabei obliegt es grundsätzlich den Betroffenen, 
ihre Staatenlosigkeit und Identität nachzuweisen. 
Denn laut einem Urteil des Verwaltungsgerichts Han-
nover sind „die erforderlichen Informationen – etwa 
die detaillierte Darlegung der Abstammung und die 
Angaben zu den Vorfahren mit Geburtsdaten, Geburts-
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orten und Wohnorten – [...] grundsätzlich solche aus 
dem Lebensbereich des Betroffenen und seiner Her-
kunftsfamilie, die einer Ermittlung von Amts wegen 
weitgehend nicht zugänglich sind“ (VG Hannover, Urt. 
v. 22.12.2021, 5 A 1570/21, Rn. 70; vgl. VG Hannover, 
Urt. v. 27.04.2010, 2  A  6108/08, Rn.  16). Ausländer-
behörden sind aber aufgrund ihres systematischen 
Informations- und Erfahrungsvorsprungs verpflichtet, 
die Betroffenen bei ihren Bemühungen um Iden-
titätsklärung zu unterstützen und sie über entspre-
chende Wege aufzuklären (§ 82 Abs. 3 AufenthG; VG 
Hannover, Urt. v. 22.12.2021, 5 A 1570/21, Rn. 70). 

Solange die vorgelegten Unterlagen nicht aus-
reichen, sind die Betroffenen verpflichtet, bei der 
Passbeschaffung und Identitätsklärung mitzuwir-
ken (§  48 Abs.  3 S.  1 AufenthG). Dazu müssen sie 
der Ausländerbehörde auf Verlangen alle Urkun-
den, sonstigen Unterlagen und Datenträger, die zur 
Feststellung der Identität und Staatsangehörigkeit 
erforderlich sind, vorlegen oder aushändigen. 

Diesen Nachweis, wann war er wo, das ist seine 
Mitwirkungspflicht, das muss er nachweisen, und 
da gibt es ja auch Möglichkeiten. Studierenden-
nachweis aus Moskau, Abschlüsse und Zeugnis der 
Schule noch aus Kiew. Dann sieht man ja, wann 
wurde das eine beendet? Wann fing das andere 
an? Wenn es da Lücken gibt, muss er diese Lücken 
füllen. […] Wenn es da eine Lücke von zwei Jahren 
drin geben würde, müsste er eben nachweisen, 
wo er in diesen zwei Jahren war. Denn es könn-
te durchaus denkbar sein, dass er in der Zeit in 
Lettland, Riga war oder eben auch in einem ganz 
anderen Land, wo dann immer noch, wenn auch 
eine kleine, Wahrscheinlichkeit besteht, dass er 
diese Staatsangehörigkeit erworben hat. 

(INT01)

Kann die betreffende Person die erforderlichen Doku-
mente nicht selbst beschaffen, müssen die Behörden 
anhand der Gesamtsituation beurteilen, welche For-
men der Mitwirkung sie fordern können und welche 
ggf. nicht zumutbar sind (INT01). In der Regel fordern 
sie dann dazu auf, die Dokumente über Angehörige 
oder sog. Vertrauensanwälte im Herkunftsland be-
schaffen zu lassen; das haben Gerichte auch als in der 

Regel möglich und zumutbar angesehen (Der schles-
wig-holsteinische Beauftragte für Flüchtlings-, Asyl- 
und Zuwanderungsfragen 2023: 80).

Bitte schaltet auch den Vertrauensanwalt ein, der 
für dich eine Geburtsurkunde oft als ersten Schritt 
besorgt. Oder eben beim Dorfvorsteher, der dei-
ne Geburt bekundet hat oder eben diese Zeugen 
besorgt. 

(INT01)

Allerdings sind solche Beschaffungen oft mit hohen 
Kosten verbunden, die sich viele nicht leisten können. 
Besonders wenn Menschen aufgrund fehlender Doku-
mente in prekären Umständen leben, ist es ihnen 
oft unmöglich, mehrmals drei- oder vierstellige 
Beträge aufzubringen. Hohe Kosten sind für die Be-
hörden jedoch nicht zwangsläufig ein Grund, auf eine 
mögliche Klärung zu verzichten, wenn es keine Alter-
nativen gibt. Das tun sie nur, wenn der (finanzielle) 
Aufwand für die Beschaffung unverhältnismäßig hoch 
ist (Lehnert 2024: 12, 15). In der Praxis halten die Be-
hörden oft an den hohen Anforderungen fest, obwohl 
ihnen das Problem bekannt ist. Dies führt regelmäßig 
dazu, dass die betreffenden Personen im ungeklärten 
Status verbleiben.

Also, was diese Gruppe der überwiegend De-facto-
Staatenlosen aus dem Bereich Balkan betrifft, 
funktioniert das mit der Mitwirkung relativ gut. 
Das einzige Problem ist, dass diese Staaten na-
türlich sehr viel Geld haben wollen für einen Pass 
[…]. Die Mutter geht morgens putzen, abends 
geht sie noch mal putzen, muss nur vorher die 
Kinder von der Schule abholen und hinbringen. 
Die hat wirklich so einen 40-Stunden-Tag, um ihre 
Familie durchzubringen. Der Vater ist Dachdecker, 
der ist im Winter immer arbeitslos, das heißt, die 
haben nicht die Mittel zur Verfügung. Und wenn 
der Staat sagt, ja, du musst erst mal 300 Euro zah-
len, […] dann musst du nach Montenegro reisen, 
dort in der Stadt zum Bürgermeister gehen und 
dein Kind nachregistrieren lassen, das sind alles 
Kosten, die auf sie zukommen. Das führt dazu, 
dass es nicht so zügig vorangeht, wie es manch-
mal gehen könnte, und wenn die sich dann die 
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Hacken wund laufen, das gemacht haben und 
dann immer noch nichts bei rumkommt, haben 
das Geld in den Sand gesetzt, dann geht natürlich 
auch irgendwann die Motivation weg. 

(INT04)

Darüber hinaus können die Behörden die Antragstel-
lenden auch auffordern, die Botschaften der poten-
ziellen Herkunftsländer aufzusuchen und sich dort 
beispielsweise eine Negativbescheinigung ausstellen 
zu lassen (§ 82 Abs. 4 S. 1 AufenthG). Alternativ kön-
nen sie auch selbst aktiv werden, indem sie beispiels-
weise bei deutschen Auslandsvertretungen um Amts-
hilfe bitten, um Dokumente wie eine Geburts- oder 
Heiratsurkunde zu beschaffen.

(Keine) Grenze der Mitwirkungspflicht
Die Mitwirkungspflicht hinsichtlich der Passbe-
schaffung und Identitätsklärung ist gesetzlich be-
grenzt, nämlich bei „Unzumutbarkeit“ (§ 48 Abs. 2 
sowie § 60b Abs. 3 S. 1). Was genau zumutbar ist und 
was nicht, ist im Aufenthaltsgesetz allerdings nicht 
definiert und entsprechend umstritten (Becker/
Saborowski 2018: 19; Hörich/Putzar-Sattler 2017: 2). 
Gewisse Grenzen hat hier zwar die Rechtsprechung 
der Verwaltungsgerichte (VG) gesetzt: Unzumutbar ist 
etwa, wenn die betreffende Person eine sog. Reueer-
klärung67 unterzeichnen und sich damit selbst einer 
Straftat bezichtigen muss, damit der betreffende 
Staat ihre Staatsangehörigkeit bestätigt (vgl. BVerwG, 
Urt. v. 11.10.2022, 1 C 9.21). Als unzumutbar gilt auch, 
Familienangehörige oder Bekannte im Herkunftsland 
zu Behördengängen aufzufordern, wenn diese sich 
damit in Gefahr bringen, wobei es der antragstellen-
den Person obliegt, die Unzumutbarkeit nachzuwei-
sen. Eine gerichtlich gefestigte Definition gibt es aber 
ebenfalls nicht. Das führt in der Praxis zu erheblicher 
Unsicherheit hinsichtlich der Grenzen der Zumutbar-
keit (Lehnert 2024: 13).

67	 Eine solche Erklärung müssen etwa Staatsangehörige von Eritrea abgeben, um in der eritreischen Botschaft einen Reisepass 
zu erhalten. Damit erklären sie, dass sie es bedauern, ihren nationalen Pflichten nicht nachgekommen zu sein, und eine dafür 
eventuell verhängte Strafe akzeptieren (Lehnert 2024: 28).

68	 S. z. B. https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/Gesetzliche_Regelungen_zur_Kla__
rung_der_Identita__t_fin__003_.pdf (06.05.2024).

Fraglich ist auch, ob es den Prozess voranbringt, 
wenn eine Person z. B. wiederholt aufgefordert wird, 
mit Botschaften oder Behörden des (mutmaßlichen) 
Herkunftsstaats Kontakt aufzunehmen, wenn diese 
nicht kooperativ sind (Statefree 2023: 9). Gleiches gilt 
für die Anforderung von Geburtsurkunden oder Re-
gisterauszügen aus Ländern, in denen es kein ausge-
bautes (Geburten-)Registrierungssystem gibt. Wenn 
eine Person gar keine Belege hat, werden Behörden 
anderer Länder ihr in der Regel auch keine Dokumen-
te ausstellen – vor allem dann nicht, wenn sie sich für 
diese Person nicht verantwortlich fühlen. Hier muss 
abgewogen werden, ob solche Versuche von vornhe-
rein erkennbar aussichtslos und damit unzumutbar 
sind. 

Wann genau die Grenzen der Mitwirkungspflicht 
erreicht sind und welche Mitwirkungshandlungen die 
Betroffenen in welchem Zeitraum ausführen müssen, 
ist jeweils im Einzelfall zu bestimmen (§ 5 Abs. 2 Auf-
enthV, § 60b Abs. 3, § 82 Abs. 4 und 5 AufenthG). 
Die Tatbestandsmerkmale in den zentralen Rechts-
normen zur Klärung von Identität und Staatsangehö-
rigkeit eröffnen hier erhebliche Auslegungsspielräu-
me.68 Eine verwaltungsrechtliche Klage stellt oft die 
einzige verbleibende Option dar, um dies zu klären. 
Dieser Weg ist aber langwierig, kostspielig und kräf-
tezehrend, und viele können und wollen ihn nicht be-
schreiten (Statefree 2023: 9).

Als letztes Mittel: Klärung der Identität durch eine 
behördliche Gesamtschau der Angaben 
Weil Staatenlosigkeit eng mit der Identität verknüpft 
ist, wird Staatenlosigkeit in der Regel erst festgestellt, 
wenn auch die Identität geklärt ist. Prinzipiell ist dies 
aber auch ohne staatliche Ausweis- oder Identitätspa-
piere möglich, wenn solche nicht vorgelegt und nicht 
im zumutbaren Rahmen beschafft werden können. 
Bezogen auf Einbürgerungsverfahren entwirft das 
maßgebliche Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
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vom 23. September 2020 für die Identitätsklärung ein 
vierstufiges Verfahren (Info-Box 4). Hierbei muss suk-
zessive für jede Stufe einzeln geprüft werden, ob die 
Vorlage der jeweils verlangten Beweismittel objek-
tiv überhaupt möglich und ob sie subjektiv zumutbar 
ist.69 Eine Gesamtschau der Ergebnisse erfolgt erst als 
letztes Mittel. Dafür tragen die Sachbearbeitenden 
alle vorgebrachten Informationen und Unterlagen 
zusammen und bewerten deren Glaubhaftigkeit und 
Stringenz.

Dieses Stufenverfahren zur Feststellung der 
Identität bei der Einbürgerung eignet sich poten-
ziell auch, um in der ausländerrechtlichen Verfah-
renspraxis Staatenlosigkeit oder eine eventuelle 
ausländische Staatsangehörigkeit festzustellen. 
Tatsächlich wird es von einigen Behörden in die-
sem Kontext auch bereits angewendet. Allerdings 
berücksichtigt das Verfahren in seiner bisherigen 
Form nicht die Besonderheiten beim Nachweis von 
Staatenlosigkeit.70 

Es gibt – aber das ist dann tatsächlich der aller, 
aller, aller, allerletzte Schritt – die Möglichkeit der 
Gesamtschau des gesamten Vorgangs. So was 
kann man aber nicht machen, wenn es keine Mit-
wirkung gab, weil da hat man keine Dokumen-
te, kein gar nichts, keine Zeugen, null Aussagen, 
auf die man sich irgendwie in einer Gesamtschau 
stützen kann. Gesamtschau heißt ja, man hat 
keine Nachweise, aber der Vortrag ist komplett 
glaubhaft und stringent. 

(INT01)

Da der Begriff der Zumutbarkeit nicht klar definiert 
ist, liegt es im Ermessen der Behörden, wann bei der 
Beschaffung der auf einer Stufe verlangten Beweis-
mittel jeweils die Grenzen des Zumutbaren erreicht 
sind.71 Ermessen üben die Behörden in diesem Kon-

69	 Dies erfordert mehrere Verwaltungsvorgänge, was das Verfahren aufwendig macht und die Entscheidungsfindung in die Länge 
zieht (Lehnert 2024: 41–42).

70	 Das Verfahren ist daher nach Einschätzung von Statefree in seiner jetzigen Form nicht für eine breitflächige Anwendung im Kon-
text von Staatenlosigkeit geeignet (Hintergrundgespräch mit Statefree am 07.03.2024).

71	 Besonders bei der Passbeschaffung auf der ersten Stufe und der Beschaffung anderer Dokumente können die Behörden sich 
jedoch an den Zumutbarkeitskriterien nach § 5 AufenthV und § 60b AufenthG und an den gerichtlich festgelegten Grenzen ori-
entieren (Lehnert 2024: 41).

text allerdings eher zurückhaltend aus und nur selten 
zugunsten der Betroffenen. Darüber hinaus werden 
die Entscheidungen und die Ausübung des Ermessens 
von verschiedenen Faktoren beeinflusst. Dazu ge-
hören bundesland- oder behördenspezifische Vorga-
ben – z. B. von der Behördenleitung oder den jeweils 
zuständigen Ministerien der Länder –, aber auch die 
Einstellungen und bisherigen Erfahrungen der Mitar-
beitenden (Eule 2014; Marambio 2023; Oberhäuser 
2017; Schlee/Schammann/Münch 2023). Die Ausle-
gung in Bezug auf die Anerkennung von Staatenlosig-
keit erfolgt somit in einem sehr engen Rahmen und  
laut den Befragten meist nur als allerletztes Mittel 
und wird daher nur selten angewendet. Manchmal 
wird sie gerichtlich angefochten, wobei die Gerich-
te zum Teil einem weniger strengen Ansatz folgen 
(s.  auch Statefree/European Network on Stateless-
ness/Institute on Statelessness and Inclusion 2023: 5). 

Da sind natürlich auch wirklich Fälle, die vor Ge-
richt verhandelt worden sind, wo wir Behörden 
vielleicht dann auch gesagt haben, wir würden 
eher nein sagen, und die Gerichte sagen aber, das 
ist für uns ausreichend. 

(INT02)

Wie soll das denn gehen? Wie will denn jemand 
seine Identität klären, wenn er keine Papiere hat 
mit einem Lichtbild drauf? Gut, da gibt es wieder 
die große Differenz zwischen Ausländerbehörden 
und Standesämtern. Standesämter sagen, der 
muss eine Geburtsurkunde haben, und ich sage 
immer, das könnte die Geburtsurkunde von je-
mand anders sein, da ist kein Lichtbild, kein nichts 
drauf, was belegt, dass die Person auch die ist, für 
die die Urkunde ausgestellt worden ist. 

(INT04)
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Info-Box 4 � Vier-Stufen-Verfahren zur Klärung der Identität im 
Einbürgerungsverfahren

Für die Einbürgerung in Deutschland ist eine zwin-
gende Voraussetzung die Klärung der Identität 
(§ 10 Abs. 1 S. 1 und § 8 Abs. 1 StAG). Die Verwal-
tungsgerichte in verschiedenen Bundesländern 
haben hier oft streng geurteilt und immer wieder 
die Vorlage eines gültigen Ausweispapiers ver-
langt. Beispielsweise versagte das VG Stuttgart 
einer tibetischen Nonne die Einbürgerung, weil 
sie keine amtlichen Dokumente vorlegen konnte. 
Zum Nachweis ihrer Identität hatte sie lediglich 
eine Bescheinigung des Klosters, eine Geburts-
bestätigung vom Büro des Repräsentanten des 
Dalai Lama sowie eine Bestätigung des Vereins 
der Tibeter in Deutschland e. V. eingereicht. Im 
Rahmen des anschließenden Klageverfahrens 
stellte das BVerwG klar, dass in Ausnahmefällen 
die Klärung der Identität im Einbürgerungspro-
zess auch ohne amtliche Ausweispapiere möglich 
sein müsse. Die Begründung lautete, dass das 
Einbürgerungserfordernis der geklärten Identität 
zwar gewichtigen Sicherheitsbelangen diene; 
zugleich müsse der betreffenden Person der ihr 
abverlangte Nachweis aber auch objektiv möglich 
sein, wenn sie bis an die Grenzen der Zumutbar-
keit umfassend mitwirke. Um dies zu gewährleis-
ten, hat das Gericht ein vierstufiges Modell zur 
Identitätsprüfung vorgegeben (vgl. BVerwG, Urt. 
v. 23.09.2020, Az. 1 C 36.19):

1.	� Im Regelfall müssen Einbürgerungsbewer-
ber und -bewerberinnen zum Nachweis ihrer 
Identität einen Pass oder ein anerkanntes 
Passersatzpapier vorlegen.

2.	� Kann ein Pass oder ein Passersatzpapier nicht 
vorgelegt oder zumutbar beschafft werden, 
kann die betreffende Person auch andere dafür 
geeignete amtliche Urkunden vorlegen, bei de-
ren Ausstellung die Richtigkeit der Verbindung 
von Person und Name überprüft worden ist.

3.	� Kann der Einbürgerungsbewerber bzw. die Be-
werberin auch solche Dokumente nicht oder 
nicht zumutbar beschaffen oder reichen sie zur 
Identitätsklärung für sich allein nicht aus, kön-
nen dafür – allein oder ergänzend – auch ande-
re aussagekräftige Beweise vorgelegt werden, 
insbesondere sonstige amtliche und nichtamt-
liche Urkunden oder Zeugenaussagen Dritter.

4.	� Wenn ein solcher Rückgriff auf sonstige Be-
weismittel ebenfalls objektiv nicht möglich 
ist und alle Möglichkeiten einer Ermittlung 
von Amts wegen ausgeschöpft sind, kann 
schließlich in besonderen Ausnahmefällen die 
Identität der betreffenden Person auch allein 
aufgrund ihrer Angaben als nachgewiesen an-
gesehen werden. Dazu muss die Behörde alle 
vorgebrachten Unterlagen und Angaben in ei-
ner Gesamtschau würdigen und entscheiden, 
ob sie sie insgesamt als schlüssig und glaub-
haft ansieht.

Altfälle auf Wiedervorlage
Es liegt zwar im Sinne der Ausländerbehörden, Fäl-
le ungeklärter Staatsangehörigkeit zu klären, damit 
sie beispielsweise einen Aufenthaltstitel oder einen 
Reiseausweis ausstellen oder eine Rückführung orga-
nisieren und so auch die Kontakthäufigkeit und da-
mit den Arbeitsaufwand reduzieren können (INT04). 
In festgefahrenen Fällen bemühen sich die Behörden 

aber nicht unbedingt darum, die Sache voranzubrin-
gen, besonders wenn die Betroffenen selbst keine 
(weiteren) Schritte zur Aufklärung unternehmen. 
Nach einer gewissen Zeit landen diese Fälle daher 
meistens auf dem Wiedervorlagestapel. Solange die 
Betroffenen die jeweiligen Forderungen nicht erfüllen 
können, verbleiben sie im Status ungeklärter Staats-
angehörigkeit und Identität. 
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Also so, muss ich sagen, sind die Ausländerbehör-
den meistens gewesen, dass sie lieber ungeklärt 
reinstellen, als eine Entscheidung zu treffen. Des-
wegen gibt’s wahrscheinlich auch so wenig an-
erkannte Staatenlose. […] Die Ausländerbehörde 
muss erst mal was reinsetzen, wie ungeklärt, und 
die Ausländerbehörde kommt mit dem ungeklärt 
ganz gut klar. Die kann halt auch Aufenthaltstitel 
erteilen, und dann gibt es halt nur einen Reise-
ausweis für Ausländer und keinen Staatenlosen-
pass. Die Notwendigkeit für Ausländerbehörden, 
die Staatsangehörigkeit vollumfänglich zu klären, 
die ist nicht so groß gegeben. 

(INT02)

Doch selbst wenn die Ausländerbehörden gewillt sind, 
eine potenzielle Staatenlosigkeit festzustellen, kön-
nen sie die aufwendigen und ressourcenintensiven 
Schritte dafür zum Teil nicht unternehmen. Ein Grund 
ist die vielfach von den Behörden beklagte derzei-
tige hohe Auslastung oder gar Überlastung (s.  dazu 
Kap. 3.3). Aber auch unzureichende Aus- und Fortbil-
dungen, Desinteresse am Arbeitsbereich in Verbin-
dung mit mangelnden Aufstiegsmöglichkeiten kön-
nen dazu führen, dass Sachbearbeitende solche Fälle 
nicht oder unzureichend bearbeiten.

Kommunikation mit Betroffenen über Aufgaben und 
Anforderungen
Die Ausländerbehörden sind gehalten, Betroffene bei 
ihrem Bemühen um Klärung von Identität und Staats-
angehörigkeit bzw. Staatenlosigkeit entsprechend 
ihrem systematischen Informations- und Erfahrungs-
vorsprung zu unterstützen (§  82 Abs.  3 AufenthG). 
Die Mitarbeitenden müssen entsprechende Wege 
aufzeigen und auf konkrete Möglichkeiten hinwei-
sen, die den Betroffenen vielleicht nicht bekannt sind 
(VG Hannover, Urt. v. 22.12.2021, 5 A 1570/21, Rn. 70). 
Zudem ist der Rechtsstaat grundsätzlich verpflichtet, 
sein Verwaltungshandeln transparent zu gestalten 
und den Betroffenen Anforderungen und Entschei-
dungen entsprechend zu kommunizieren (Schlee/
Schammann/Münch 2023: 36). 

Die Komplexität der Verfahren in Kombination mit 
fehlenden Möglichkeiten, die Behörden bzw. ihre Mit
arbeitenden zu kontaktieren, bewirkt jedoch, dass die  

Betroffenen behördliche Entscheidungen – die für sie 
schwerwiegende Folgen haben – oftmals nicht nach-
vollziehen können oder als willkürlich wahrnehmen 
(Bakoben/Rumpel/Schlee 2023: 11). Dazu trägt auch 
bei, dass gemäß § 23 Abs. 1 Verwaltungsverfahrens-
gesetz (VwVfG) und den entsprechenden Vorschriften 
in den VwVfG der Länder die Amtssprache Deutsch ist 
(Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundes-
tags 2017: 3): Unzureichende Sprachkenntnisse und 
Kommunikationsschwierigkeiten können bewir-
ken, dass die Betroffenen Anforderungen und Auf-
forderungen der Behörde nicht verstehen und die 
geforderten Mitwirkungsaufgaben nicht erfüllen. 
Zugleich gibt es auch Kritik an der Kommunikation 
und am Verhalten von Behördenmitarbeitenden; 
das reicht von missverständlichen oder unverständ
lichen Informationen bis zu Diskriminierung (An-
tidiskriminierungsstelle des Bundes 2016: 9; Herz-
berger 2013: 8). Gescheiterte Kommunikation führt 
dann häufig dazu, dass die Bearbeitung des Falls 
stagniert. Das hat für die Betroffenen gravierendere 
Folgen als für die Behörde. In einer solchen Situation 
hilft es laut einigen Befragten, wenn die Betroffenen 
einen rechtlichen Beistand hinzuziehen (s. dazu auch 
Schlee/Schammann/Münch 2023: 27).

Also, wir haben da welche, die von Anwälten 
vertreten sind. Und ich bin manchmal nicht böse, 
wenn ein Anwalt mit im Fall ist. […] Weil es das 
einfacher macht, weil ich dann dem Anwalt sage: 
Verkaufen Sie Ihrem Mandanten, warum der das 
braucht.

(INT02)

Häufig können die Betroffenen sich juristische Unter-
stützung allerdings nicht leisten. Zudem gibt es nur 
wenige Anwältinnen und Anwälte mit ausgewiesener 
Expertise auf dem Gebiet der Staatenlosigkeit.

Fazit: Aufklärung der Staatsangehörigkeit im Fokus 
Insgesamt weisen die Interviews darauf hin, dass 
der Fokus in den Behörden meist auf der – positi-
ven – Feststellung einer Staatsangehörigkeit liegt. 
Staatenlosigkeit festzustellen wird nur in seltenen 
Fällen als tatsächliche oder bevorzugte Option an-
gesehen – und wenn, dann nur unter sehr stren-
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gen Auflagen. Die meisten gehen davon aus, dass 
in der Regel eine bestehende Staatsangehörigkeit 
nachgewiesen werden kann, wenn man sich nur ent-
sprechend bemüht. Das führt manchmal dazu, dass 
die Behörden eine Staatsangehörigkeit annehmen, 
obwohl keine existiert (Swider/den Heijer 2017: 112). 
Dies hängt auch damit zusammen, dass es für die 
Feststellung einer Staatsangehörigkeit in der Praxis 
mehr Hinweise, Befugnisse und Erfahrungen gibt 
als für die Feststellung von Staatenlosigkeit, die viel 
weniger greifbar und schwieriger zu beweisen ist. 
Zudem ist Staatenlosigkeit mit dem bestehenden 
System von souveränen Nationalstaaten und dem 
Konzept, dass jeder Mensch einem Staat angehört, 
nur schwer vereinbar (vgl. Farinha 2022: 804, 811). Für 
die Betroffenen zieht sich der Prozess dadurch häu-
fig enorm in die Länge, weil zunächst alle potenziel-
len Länder ermittelt werden müssen und diese das 
Nichtbestehen einer Staatsbürgerschaft durch einen 
formellen Negativbescheid bestätigen müssen.

Darüber hinaus kann es zu Konstellationen kom-
men, in denen Personen, die in Deutschland geboren 
sind und zum Geburtsort der Eltern oder Großeltern 
selbst keinen Bezug haben, von den Behörden zur 
Wiedererlangung einer potenziellen Staatsangehö-
rigkeit aufgefordert werden. Dann müssen die Be-
troffenen dies recherchieren und Nachweise für ein 
Bestehen oder Nichtbestehen dieser Staatsangehö-
rigkeit erbringen. Hier stellt sich nicht zuletzt die Fra-
ge, warum bei in Deutschland geborenen Personen 
die Wiedererlangung einer potenziellen ausländi-
schen Staatsangehörigkeit der Verleihung der deut-
schen Staatsangehörigkeit vorgezogen werden sollte. 

Einige der befragten Behördenmitarbeitenden 
sind sich dieser Probleme durchaus bewusst und 
versuchen, dafür Lösungen zu finden, beispielsweise 
durch Nutzung des Ermessensspielraums. 

Und dann haben Sie jetzt Leute, die nach 20 Jah-
ren keinen russischen Pass mehr kriegen. Dort 

72	 Neben den hier behandelten Herausforderungen aufseiten der Behörden kann es noch weitere geben, die in den Interviews 
nicht zur Sprache kamen. Für die Betroffenen stellen sich teils ähnliche, teils aber auch ganz andere Probleme (z. B. Diskriminie-
rung); dieser Aspekt kann hier nicht vertieft werden (s. hierzu Bianchini 2014; Farinha 2022; 2023; Hoffmann 2017; Statefree 2023: 
7–8).

haben wir dann in Verbindung mit der Ausländer-
behörde auch die Staatenlosigkeit festgestellt, 
weil der Bescheid ist für mich jetzt zumindest erst 
mal maßgeblich, und ich sage ihnen ganz ehrlich, 
natürlich könnte ich sagen, klagen Sie jetzt noch 
dagegen und legen Sie alle Rechtsmittel ein. Die 
junge Dame war 25, also die hat mit Russland da 
nicht viel zu tun gehabt […] 

(INT02)

Manchmal wissen die Mitarbeitenden aber auch nicht 
weiter. Das hat meist zur Folge, dass die Betroffenen 
im ungeklärten Zustand verbleiben.

3.3 Zentrale Herausforderungen in der behörd
lichen Praxis

In den Interviews werden verschiedene Herausfor-
derungen im Umgang mit ungeklärter Staatsan-
gehörigkeit und der Feststellung von Staatenlosig-
keit angesprochen, die in der behördlichen Praxis 
auftreten. Sie reichen von Unsicherheit aufgrund 
fehlender Vorgaben über fehlende Mitwirkung der 
Betroffenen und mangelnde Kooperationsbereit-
schaft der (potenziellen) Herkunftsländer bis hin zu 
strukturellen Schwierigkeiten aufgrund von Perso-
nalmangel. Diese Herausforderungen aus der Sicht 
der Ausländerbehörden werden im Folgenden aus-
führlicher erläutert.72 

Fehlende Mitwirkung der Betroffenen und Betrugs-
verdacht
Eine zentrale Herausforderung, die in allen Interviews 
genannt wird, ist fehlende Mitwirkung der Betroffe-
nen. Alle Befragten beschreiben verschiedene Fälle, 
in denen Staatenlosigkeit aus behördlicher Sicht nicht 
anerkannt werden konnte, weil die Betroffenen bei 
der Beschaffung von Dokumenten nicht mitwirkten. 
Dabei thematisieren sie häufig die Motive der Betrof-
fenen, die sich je nach Konstellation und Hintergrund 
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der Aufforderung zur Mitwirkung unterscheiden. Nicht 
selten wird in solchen Fällen eine Täuschungsabsicht 
angenommen.

Im Wesentlichen kommen die Täuschungshand-
lungen dann, wenn die Person an sich keine 
aufenthaltsrechtliche Perspektive in Deutschland 
hat. Meistens stammen diese Leute aus negativ 
entschiedenen Asylverfahren. Wissen dann auch, 
dass sie eigentlich ausreisen müssten und dass 
ihnen die Abschiebung droht und dass sie diese 
Abschiebung halt damit verhindern, indem sie ih-
re Staatsangehörigkeit gar nicht preisgeben und 
ihre wahre Identität nicht aufklären. Damit haben 
wir dann halt auch viel zu tun. Und jetzt auch im 
Rahmen des Chancen-Aufenthaltsrechts, was ja 
relativ neu eingeführt wurde, zeigte sich dann an 
vielen Fällen auch, dass bisherige Staatsangehö-
rigkeiten oder Identitäten dann doch nicht so der 
Wahrheit entsprochen haben, wie die Leute das 
die ganze Zeit in den Verfahren behauptet haben. 

(INT03)

Aufgrund von negativen Erfahrungen mit Falschan-
gaben zur Staatsangehörigkeit und Identität haben 
die Befragten bei Personen mit ungeklärter Staats-
angehörigkeit häufig Vorbehalte und misstrauen 
deren Angaben. Wenn keine entsprechenden Doku-
mente beigebracht werden, gehen sie schnell davon 
aus, dass die Betroffenen ihre Identität und Staats-
angehörigkeit verschleiern wollen, um z. B. eine Ab-
schiebung zu verhindern.73

Da geht es in dem Sinne um eine Person, die eben 
auch gesagt hat, ich bin kein libanesischer Staats-
angehöriger, ich bin Palästinenser aus dem Liba-
non, durchaus auch sogar Dokumente dafür bei-
gebracht hat und aufgrund dessen zeitweise eben 
doch ein Aufenthaltsrecht hatte, also nur, weil er 
ungeklärter Palästinenser war, und jetzt an sich 

73	 Aus anderen Studien ist bereits bekannt, dass Skepsis bezüglich der Angaben der Betroffenen stark vom Klima in den Behörden, 
den internen Diskussionen und ausgetauschten Erfahrungen abhängt, zum Teil auch von den jeweiligen Personen (Eule 2014; 
Schlee/Schammann/Münch 2023).

seit 1996 aber libanesischer Staatsangehöriger 
ist. Dementsprechend seit 1996 auch kein Aufent-
haltsrecht in Deutschland irgendwie gehabt hätte. 
[…] Aber Sie sehen eben eine Täuschung über fast 
30 Jahre in dem Vorgang. Und wir haben das […] 
bei verschiedenen Gruppen in dem Sinne immer 
wieder. Wie gesagt, der erste Vortrag, ich bin Un-
geklärter oder ich bin Staatenloser, ist regelmäßig 
in dem Sinne einfach mit Vorsicht zu genießen, 
und dementsprechend wird ja dann eben darauf 
auch gepocht, dass der Mitwirkungspflicht Genü-
ge getan wird und dann entsprechend Nachweise 
beigebracht werden. 

(INT01)

Neben bewussten Täuschungshandlungen zum eige-
nen Vorteil können Betroffene Informationen auch 
aufgrund von Misstrauen gegen die Behörden oder 
schlicht aus Unkenntnis der Prozessabläufe oder aus 
Angst zurückhalten (INT02). Staatenlose Syrerinnen 
und Syrer etwa befürchten laut McGee und Albarazi 
(2020: 41) oft, dass sie sich – sowohl in Syrien als 
auch im Ausland – weiteren Gefahren und Problemen 
aussetzen, wenn sie ihre fehlende Staatsangehörig-
keit offenlegen.

Wie häufig tatsächlich Täuschungsversuche vor-
kommen und wie oft fehlende Dokumente andere 
Ursachen haben, lässt sich nicht ermitteln. Nega-
tive Erfahrungen mit Täuschungsabsichten können 
aber dazu führen, dass Behördenmitarbeitende 
diese verallgemeinern, dadurch hinsichtlich der 
Anforderungen insgesamt strenger werden und in 
künftigen Verfahren eher restriktiv und zuunguns-
ten der Betroffenen entscheiden. 

Eine zentrale Herausforderung für Sachbearbei-
tende bei der Klärung von Identität und Staatsange-
hörigkeit besteht also darin, objektiv zu unterschei-
den, wer absichtlich Informationen zurückhält und 
wer zwar willens, aber nicht in der Lage ist, hinrei-
chende Dokumente beizubringen.
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Mangelnde Kooperation potenzieller Herkunfts- oder 
Geburtsländer
Die Befragten aus den Ausländerbehörden berichten 
zudem häufig von Problemen bei der Zusammenar-
beit mit den (mutmaßlichen) Herkunftsländern. Wenn 
z. B. mehrere Staatsangehörigkeiten infrage kommen 
wie bei den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugo-
slawiens, schieben sich die Länder zum Teil gegen-
seitig die Verantwortung zu. Das führt manchmal zu 
absurden Situationen. 

[…] montenegrinische Mutter, mazedonischer Va-
ter bekommen Kinder. Sie hat einen serbischen 
Pass, er hat einen mazedonischen. Die Staatsange-
hörigkeiten stehen einwandfrei fest. Jetzt gehen 
sie zu den Botschaften und sagen, wir möchten 
gerne unsere Kinder registrieren lassen, damit die 
Pässe kriegen. Mazedonien sagt: Geh doch nach 
Montenegro. Montenegro sagt: Geh doch nach 
Mazedonien. Beide verweigern die Ausstellung 
von Pässen. Diese Kinder sind definitiv, wir gu-
cken mal in das Völkerrecht, und auch die haben 
das Abstammung-nach-dem-Blut-Prinzip […], sind 
das Staatsangehörige sowohl von Mazedonien als 
auch von Montenegro. Beide Staaten stellen kei-
nen Pass aus. Sie sind also nicht de-jure- sondern 
nur de-facto-staatenlos. So, wir können denen al-
so keinen Staatenlosenausweis ausstellen […] 

(INT04)

Wie dieses Beispiel illustriert, entsteht aus bestimm-
ten Gegebenheiten im Zusammenspiel mit den be-
hördlichen Ansprüchen manchmal ein Teufelskreis: 
Solange die potenziellen Herkunftsländer nicht 
kooperieren und z. B. Negativbescheide ausstel-
len, verbleiben die betreffenden Personen in der 
Kategorie der ungeklärten Staatsangehörigkeit. 
Die Betroffenen sehen sich dann sowohl den An-
forderungen der deutschen Behörden als auch 
denen der Behörden im vermuteten Herkunftsland 
ausgesetzt und können oft weder die einen noch 
die anderen erfüllen. Denn es ist fraglich, ob und 

74	 Laut einem Urteil des VG Hannover von 2021 liegt die Anforderung der Wiedereinbürgerung darin begründet, dass „ein bewusstes 
Zusammenwirken des Ausländers mit den Behörden des ausländischen Staates zu Lasten der Bundesrepublik Deutschland ver-
mieden werden [soll]. Die Mitwirkungspflicht des Ausländers verlangt ihm daher auch ab, dass er ggf. seine Nachregistrierung 
im Ausland betreibt“ (VG Hannover, Urt. v. 22.12.2021, 5 A 1570/21, Rn. 71).

inwieweit sie selbst überhaupt beeinflussen kön-
nen, dass ein (mutmaßlicher) Herkunftsstaat ihnen 
Dokumente ausstellt, oder wissen, wie sie an die 
von den deutschen Behörden verlangten Dokumen-
te kommen. Darauf wird von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen immer wieder hingewiesen (s.  z. B. 
Statefree 2023: 13; Hintergrundgespräch mit Statefree 
am 07.03.2024). Und selbst wenn die angefragten 
Länder Negativbescheide ausstellen, führt dies oft 
nicht zur Feststellung von Staatenlosigkeit. Denn so-
lange die theoretische Möglichkeit besteht, dass die 
betroffene Person sich nachregistrieren lassen oder 
die Staatsangehörigkeit eines Landes (wieder-)erlan-
gen kann, können die deutschen Ausländerbehörden 
sie zu entsprechenden Bemühungen auffordern (VG 
Düsseldorf, Urt. v. 05.03.2015, 8 K 4951/12, Rn. 43–45; 
Oberverwaltungsgericht NRW, Urt. v. 06.07.2012, 
18 E 1084/11).74 In der Zwischenzeit gilt sie als de-facto- 
staatenlos und damit als Person mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit (INT04). Zwar kann eine Person 
zum (Wieder-)Erwerb einer Staatsangehörigkeit nicht 
gezwungen werden (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.07.1996, 
1 C 30.93). Unterlässt sie den Versuch, muss sie aber 
die Konsequenz daraus tragen, nämlich den Verbleib 
in der Kategorie „ungeklärte Staatsangehörigkeit“.

Ob eine Nachregistrierung und damit die Wieder-
erlangung einer Staatsangehörigkeit rechtlich und 
tatsächlich möglich ist, muss jeweils im Einzelfall 
geklärt werden. Das wiederum ist für die Behörden-
mitarbeitenden eine Herausforderung und kann zu 
Verwirrung und fehlerhaften Einschätzungen führen. 
Im Prinzip müssen sie dafür sowohl die jeweiligen 
Gesetze der in Betracht kommenden Staaten als auch 
deren praktische Handhabung kennen. Dafür fehlen 
oft schlicht ausreichende Hintergrundinformationen 
(etwa Berichte von zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen, wissenschaftliche Arbeiten etc.), und es gibt 
keine zentrale Kompetenzstelle, die solche Informa-
tionen sammelt. Nach derzeitiger Lage müssen sich 
die Mitarbeitenden der rund 600 Ausländerbehörden 
in Deutschland das jeweils erforderliche Wissen also 
selbst erarbeiten. Zudem fehlt es an Richtlinien, wie 
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in solchen (unklaren) Fällen durch die Behördenmit-
arbeitenden zu verfahren ist (s. u.).

Notwendiges Wissen nicht breit verfügbar 
Wie oben schon angesprochen, müssen bei solchen 
Fällen nicht nur Gesetze, untergesetzliche Regelungen 
und die Verwaltungspraxis der jeweiligen Herkunfts-
länder (z. B. bei der Geburtenregistrierung) berück-
sichtigt werden, sondern z. B. auch historische und 
gesellschaftliche Hintergründe (vgl. OVG NRW, Urt. v. 
01.07.1997, 25 A 564/96; OVG Berlin, Urt. v. 12.06.1991, 
5 B 44.90). Ihre Bearbeitung erfordert also erhebliches 
Fachwissen (INT03). Über eine entsprechende Exper-
tise verfügen häufig nur Einzelpersonen, die schon 
lange in der Behörde arbeiten (INT02). Sie speist sich 
neben der Kenntnis einschlägiger Gesetze und Erlasse 
vor allem aus Erfahrungswissen und Know-how, das 
sie sich im jahrelangen Umgang damit angeeignet 
haben.

Seit 2007 bin ich jetzt in der Behörde, und gerade 
in dem Bereich lebt es wahnsinnig viel von Kennt-
nissen oder von Sachen, die man selber schon 
mal selbst ermittelt hat oder mit denen man zu 
tun hat. Also viel nicht bloß aus Gesetzen oder 
Erlassen, sondern eben wirklich auch mit Fällen, 
mit denen man selber gearbeitet hat, also dieses 
Know-how, was man sich so rundherum erarbei-
tet. Das ist auch in dem Bereich sehr, sehr wichtig. 

(INT02) 

Mitarbeitende, die erst seit Kurzem in den Auslän-
derbehörden sind und mit ungeklärter Staatsan-
gehörigkeit und Staatenlosigkeit noch kaum oder 
keine Berührungspunkte hatten, haben dagegen 
oft nicht das nötige Fachwissen für diese komple-
xe Materie (INT2). Durch die hohe Fluktuation beim 
Personal haben sie zudem kaum genug Zeit und 
Gelegenheit, solches Wissen aufzubauen, während 
Personal mit der entsprechenden Expertise verloren 
geht. Die Folge ist, dass behördliche Entscheidungen 
über die Feststellung von Staatenlosigkeit sich in die 
Länge ziehen können und fehleranfällig sind. 

Der Umgang mit fehlendem Wissen oder Unsi-
cherheit bei komplizierten Fällen variiert je nach 
Ausländerbehörde. Zum Teil holen sich die Sachbe-

arbeitenden bei der Bearbeitung komplexer Fälle 
Hilfe innerhalb und manchmal auch außerhalb der 
eigenen Behörde. Letzteres tun vor allem jene, die 
schon lange in dem Feld arbeiten und ein gewisses 
Netzwerk aufgebaut haben (INT02; INT04). Sie spre-
chen z. B. mit Kolleginnen und Kollegen aus anderen 
(Ausländer-)Behörden über solche Fälle oder teilen 
allgemeine Hinweise und Informationen. Dies er-
folgt aber nicht strukturiert, sondern ist abhängig 
von Einzelpersonen. Zudem beschränkt sich die Zu-
sammenarbeit meist auf die umliegenden Kreise und 
kreisfreien Städte oder das Bundesland; ein bundes-
weiter Austausch besteht kaum. Eine der befragten 
Personen verweist aber auf ein Online-Frage-Ant-
wort-Forum, das Mitarbeitende von Ausländerbehör-
den bundesweit nutzen können, um Informationen 
auszutauschen und komplizierte Fälle zu diskutieren 
(INT04). Die Plattform umfasst sowohl offene als 
auch geschlossene Foren. In Ersteren können sich 
Behördenmitarbeitende und Personen aus der Migra-
tionsarbeit und -beratung austauschen. Zu Letzteren 
haben nur Behördenmitarbeitende Zugang (INT04).

Wie und wo Fachwissen gesammelt werden 
kann, ist auch abhängig von den Verwaltungsstruk-
turen: Behörden haben je nach Größe unterschied-
liche Ressourcen und entwickeln unterschiedliche 
Grade von Professionalisierung und Spezialisie-
rung, wobei sich hier kein einheitliches Bild ergibt 
(Schlee/Schammann/Münch 2023: 21, 27). Einige, vor 
allem größere Ausländerbehörden haben beispiels-
weise separate Stellen für die Bearbeitung beson-
ders komplizierter Fälle eingerichtet, damit diese 
möglichst einheitlich entschieden werden. In ande-
ren Behörden sind die Sachbearbeitenden jeweils für 
mehrere Fachgebiete verantwortlich; das macht es 
schwierig, zum Thema Staatenlosigkeit ein vertieftes 
Fachwissen zu entwickeln. Dadurch müssen solche 
Fälle von Sachbearbeitenden ohne entsprechendes 
Fachwissen bearbeitet werden.

Komplexe Rechtslage und fehlende Vorschriften zur 
Auslegung des Rechts 
Im Zusammenhang mit der enormen Komplexität 
der Fälle wird in den Interviews als ein weiteres Pro-
blem immer wieder genannt, dass es zur Feststel-
lung von Staatenlosigkeit oder einer ausländischen 
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Staatsangehörigkeit nur wenige bzw. unpräzise Vor-
gaben und große Ermessensspielräume gibt. Dass 
die gesetzlichen Regelungen und Vorschriften sich 
häufig ändern, verkompliziert die Materie zusätzlich. 
Das führt zu Mehrarbeit in den Ausländerbehörden, 
was wiederum zeitliche und personelle Ressourcen 
bindet (Bogumil/Hafner/Kastilan 2023: 55; Schlee/
Schammann/Münch 2023: 30). Die Überlastung der 
Behörden hat wiederum nachteilige Folgen für die 
Betroffenen (Lamroubal 2023: 196): Können die Mit-
arbeitenden ihre Fälle nicht oder nur rudimentär 
bearbeiten, werden vor allem komplexe Fälle wie 
die Anerkennung von Staatenlosigkeit zurückge-
stellt und deutlich später bearbeitet.

Die grundlegenden rechtlichen Regelungen zum 
Umgang mit Staatenlosigkeit sind im Aufenthalts- 
und im Staatsangehörigkeitsgesetz verankert. Zu bei-
den Gesetzen gibt es zudem verbindliche Allgemeine 
Verwaltungsvorschriften; diese gelten jedoch schon 
länger als veraltet bzw. unvollständig (Hailbronner 
et al. 2022: § 8 StAG, Rn.  10). Staatenlosigkeit wird 
darin zwar erwähnt, und es gibt einige Hinweise auf 
die Mitwirkungspflichten. Diese sind jedoch nicht 
hinreichend expliziert oder konkretisiert (vgl. State-
free/European Network on Statelessness/Institute on 
Statelessness and Inclusion 2023: 5). Zudem wird die 
Definition von Staatenlosigkeit aus Art.  1 Staatenl
Übk sowohl in den Verwaltungsvorschriften des BMI 
als auch in gerichtlichen Entscheidungen recht eng 
ausgelegt (s.  Kap. 4.1.1). Damit liegt die Entschei-
dung oft im Ermessen der Behördenmitarbeitenden, 
sie kann – je nach Gewichtung der einzelnen Tatbe-

75	 Ermessensentscheidungen sind ein zweischneidiges Schwert: Einerseits können sie bewirken, dass die Entscheidungen bis zu 
einem gewissen Grad uneinheitlich sind, zum Teil nicht nachvollziehbar oder sogar willkürlich erscheinen. Ermessen heißt aber 
nicht, dass Verwaltungen nach Gusto entscheiden können, denn die Ausübung des Ermessens ist mit Blick auf Ermessensfehler 
gerichtlich überprüfbar. Andererseits lassen sich nur so auch einzelfallbezogen Entscheidungen im Sinne von Einzelfallgerech-
tigkeit treffen, die das Gesetz oder die Vorschriften z. B. im Sinne der Betroffenen auslegen. Ermessensnormen sorgen auch 
dafür, Gesetze schlank zu halten, denn ohne behördliches Ermessen müsste versucht werden, eine Vielzahl von Konstellationen 
gesetzlich zu erfassen und zu normieren.

76	 So kommt es vor, dass eine vom BMI empfohlene großzügige Auslegung in den Verwaltungsvorschriften einzelner Länder nicht 
nachvollzogen wird. Ebenso können die Länder das Recht auch liberaler auslegen, als das BMI empfiehlt.

77	 Eine Ausnahme bildet z. B. Schleswig-Holstein, wo es einen Erlass zur Klärung der Identität und Staatsangehörigkeit gibt. Zudem 
hat Baden-Württemberg Zustimmungsvorbehalte gegen die Verwaltungsvorschriften formuliert: Hier muss das Regierungsprä-
sidium der erstmaligen Erteilung eines Reiseausweises für Staatenlose zustimmen. Ähnliches gilt in Mecklenburg-Vorpommern 
für Fälle, in denen die Identität und/oder Staatsangehörigkeit im Einbürgerungsverfahren klärungsbedürftig ist. Hier müssen die 
Staatsangehörigkeitsbehörden die Einbürgerungsakte vor der Entscheidung dem Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung 
Mecklenburg-Vorpommern zur Zustimmung übersenden.

78	 In den meisten Bundesländern wurde dieses Rundschreiben, das u. a. Informationen zur Ausstellung von Reiseausweisen für 
Staatenlose und zur Feststellung der Staatenlosigkeit enthält, (per Erlass) an die zuständigen Behörden übersandt.

stände – für oder gegen die Betroffenen ausfallen.75 
Aus der Perspektive der Betroffenen hängt es somit 
in gewisser Weise vom Zufall ab, ob sie auf erfahre-
ne bzw. entsprechend wohlgesonnene Mitarbeiten-
de treffen und ob Staatenlosigkeit festgestellt wird 
(hierzu auch Farinha 2022: 801, 807–808). 

Zu zwischenzeitlichen Änderungen im Aufent-
halts- bzw. Staatsangehörigkeitsrecht veröffentlicht 
das BMI für die Länder vorläufige Anwendungshin-
weise zur Umsetzung. Diese sind jedoch im Gegen-
satz zu den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
unverbindlich.76 Eine grundlegende Aktualisierung 
der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften ist bislang 
nicht erfolgt. Die Bundesländer haben zur Anerken-
nung von Staatenlosigkeit bisher kaum eigene Rege-
lungen oder Erlasse verabschiedet.77

Eine weitere Möglichkeit, die behördliche Praxis 
stärker zu vereinheitlichen, sind themenspezifische 
Rundschreiben des BMI an die Länderministerien, die 
für das Staatsangehörigkeitsrecht und/oder das Auf-
enthaltsrecht zuständig sind. Ein themenspezifisches 
Rundschreiben nutzte das BMI im Jahr 2020, als es 
erkannte, dass die Ausländerbehörden Schwierig-
keiten mit der Feststellung der Staatenlosigkeit von 
palästinensischen Volkszugehörigen hatten und 
solche Fälle uneinheitlich handhabten (Rundschrei-
ben des BMI vom 18.06.2020: Personen mit palästi-
nensischer Volkszugehörigkeit, Az. M3-20302/2#1).78 
Diese Handreichung wird in der Praxis als sehr hilf-
reich wahrgenommen, sowohl für die Behörden als 
auch für die Betroffenen selbst, denen sie Klarheit 
darüber verschafft, was von ihnen verlangt wird.

               ‚Blackbox‘ Verwaltung: Einblicke in den Umgang mit Staatenlosigkeit und ungeklärter Staatsangehörigkeit 
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Ja, also speziell für den Bereich palästinensische 
Flüchtlinge war es eine sehr große Hilfe, muss 
ich sagen, und ich würde auch, das kann ich im 
Namen meiner Kollegin sagen, wir würden uns 
schon wünschen, dass mehr Handreichungen die-
ser Art und Klärungen vorliegen, auch für andere 
Länder, die eben problematisch sind. Weil, es ist 
eine konkrete Linie. Das Ermessen ist da deutlich 
reduziert worden, und das hilft einfach in der Be-
schleunigung auch, und auch für die Person, für 
die betroffene Person selber ist es leichter, weil 
die genau wissen, was brauche ich, und das ist 
bei jedem gleich. 

(INT05)

Weitere spezifische Hinweise oder Versuche, die Pra-
xis zu vereinheitlichen, gibt es kaum, weder vonsei-
ten des Bundes noch von den Landesministerien.79 
Die Befragten würden es begrüßen, wenn es auch für 
andere Fallkonstellationen und zu Staatenlosigkeit all-
gemein Richtlinien gäbe, die schwierige Ermessens- 
entscheidungen begrenzen und sie damit in ihrer Ar-
beit unterstützen. Hier manifestiert sich der Wunsch, 
dass die Landesregierungen und/oder die Bundes-
regierung für Entscheidungen in diesem Feld mehr 
Verantwortung übernehmen (s. dazu Schlee/Scham-
mann/Münch 2023: 22).

Allgemeine behördliche Herausforderungen: Über-
lastung und Kapazitätsengpässe
Neben spezifischen Herausforderungen bei der ver-
fahrensrechtlichen Feststellung von Staatenlosig-
keit, die sich aus der Materie als solcher ergeben, 
wird eine sachgemäße Bearbeitung der Fälle in der 
Praxis auch durch die oft vorgetragene Überlastung 
und personelle Engpässe in den Behörden erschwert 

79	 In einigen Bundesländern gibt es spezifische Informationen sowie Handlungsempfehlungen, insbesondere zum Thema 
Identitätsklärung im Einbürgerungsverfahren. Diese umfassen einerseits Hintergrundinformationen und andererseits Aus-
züge aus der Rechtsprechung bezüglich der Identitätsklärung (vgl. https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_
ab_2012/20190808_MILISH-Erlass-Anlage1-Handlungsempfehlungen-Identitaetsklaerung.pdf, 06.05.2024, sowie https://www.
frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/20190808_MILISH-Erlass-Anlage2-Rechtsprechungsuebersicht-Identitaets-
klaerung_20190620.pdf, 06.05.2024). In Brandenburg werden zudem verwaltungsinterne Informationen für die brandenbur-
gischen Staatsangehörigkeitsbehörden bereitgestellt und in Schleswig-Holstein werden Hinweise und Informationen zur Un-
terstützung bei der Klärung der Identität und Staatsangehörigkeit für bestimmte Nationalitäten angeboten. Diese werden vom 
zuständigen Ministerium bedarfsgerecht und länderspezifisch weiterentwickelt. Das Innenministerium des Saarlands verweist 
darauf, dass es im Saarland lediglich eine Ausländerbehörde (Zentrale Ausländerbehörde des Landesverwaltungsamtes) und nur 
eine Einbürgerungsbehörde (Ministerium für Inneres, Bauen und Sport) gibt, sodass es insbesondere mit Blick auf einen Gleich-
klang von Verwaltungsentscheidungen innerhalb des Landes keiner Regelung bedarf.

bzw. verhindert (Schlee/Schammann/Münch 2023: 
5). Viele Ausländerbehörden arbeiten nach eigener 
Einschätzung „an der Grenze der Belastbarkeit“ (Deut-
scher Landkreistag 2023). Die Gründe dafür sind viel-
fältig und hängen zum Teil miteinander zusammen. 
So fällt es schwer, gutes Personal zu finden und zu 
halten, weil die Arbeitsplätze nicht attraktiv genug 
sind (Eule 2014: 104–106; Schlee/Schammann/Münch 
2023). Durch häufige Personalwechsel kann zugleich 
kaum Fachwissen aufgebaut werden oder geht wie-
der verloren. Das ist in einem so komplexen Arbeits-
feld besonders folgenreich.

Und diese hohe Fluktuation, die wir in den kom-
munalen Behörden haben, macht es uns halt 
wahnsinnig schwer, dieses Know-how zu halten 
und darauf wieder zurückzugreifen. 

(INT02)

In den Interviews wird zudem immer wieder betont, 
dass Fälle der Feststellung von Staatenlosigkeit oder 
einer Staatsangehörigkeit aufgrund ihrer Komplexität 
und des damit verbundenen Arbeitsaufwands meist 
weit über das hinausgehen, was in einzelnen Aus-
länderbehörden geleistet werden kann. Mit den vor-
handenen Mitteln, der Eingruppierung und dem ent-
sprechenden Ausbildungsniveau der Mitarbeitenden 
und der wahrgenommenen hohen Arbeitsbelastung 
der Ausländerbehörden sei eine solche Prüfung nicht 
durchführbar.

Das, was in der Ausländerbehörde, ich sag mal, 
an der Front arbeitet, ist mittlerer Dienst in der 
Vergütungsgruppe 9a. Alles, was in der Staatsan-
gehörigkeitsbehörde arbeitet, ist eine 9c. Schon 
der Anspruch an die Arbeit, selber zu ermitteln, 

https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/20190808_MILISH-Erlass-Anlage1-Handlungsempfehlungen-Identitaetsklaerung.pdf
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/20190808_MILISH-Erlass-Anlage1-Handlungsempfehlungen-Identitaetsklaerung.pdf
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/20190808_MILISH-Erlass-Anlage2-Rechtsprechungsuebersicht-Identitaetsklaerung_20190620.pdf
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/20190808_MILISH-Erlass-Anlage2-Rechtsprechungsuebersicht-Identitaetsklaerung_20190620.pdf
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/20190808_MILISH-Erlass-Anlage2-Rechtsprechungsuebersicht-Identitaetsklaerung_20190620.pdf
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ranzugehen, unterschiedlichste Behörden anzu-
fragen, sich Dokumente […] abzugleichen – da ist 
der Verantwortungsbereich im gehobenen Dienst 
schon doch ein bisschen anders als bei der Aus-
länderbehörde, wo eben vieles über Checklis-
ten-Systeme geht. Dieses individuelle Arbeiten, 
einzelfallbezogene Arbeiten, das kriege ich in der 
Ausländerbehörde noch nicht ganz so stark durch, 
zumindest nicht in den Frontoffice-Bereichen. Und 
deswegen ist die Prüfungstiefe bei der Ausländer-
behörde meist nicht ganz so stark gegeben wie 
bei der Staatsangehörigkeitsbehörde. 

(INT02)

Uneinheitliche Handhabung: Zentralisierung als 
Ausweg?
Alle Befragten plädieren dafür, den Prozess zur 
Feststellung von Staatenlosigkeit oder einer Staats-
angehörigkeit zu zentralisieren. Dabei äußern sie 
durchaus auch Bedenken hinsichtlich der Umsetzung 
und der Machbarkeit einer Zentralisierung. 

Also, ich bin ein Verfechter der Zentralisierung. 
Das liegt aber einfach daran, dass ich über die 
Jahre gemerkt habe, dass dieses Know-how, was 
man sich erarbeitet in den Bereichen, und auch, 
welche Informationen gebündelt werden müssen, 
weil sie von überall kommen, ich immer mehr da-
zu übergehe, dass es eben wirklich sinnvoll ist, 
Spezialisten ranzulassen. 

(INT02) 

[…] es führt eben zu dem Ergebnis, dass 600 Aus-
länderbehörden 600-mal unterschiedlich ent-
scheiden, vielleicht bei demselben Fall. Und 
deswegen wäre an der Stelle eine zentrale Zu-
ständigkeit aus unserer Sicht wünschenswert, er-
fordert aber eben eine Gesetzesänderung im Auf-
enthaltsgesetz, damit das BAMF dafür überhaupt 
zuständig wird. 

(INT01)

80	 Der Wunsch nach einer Zentralisierung auf Bundesebene wurde auch von mehreren Landesministerien im Rahmen der Abfrage 
angeführt.

81	 Diese Verpflichtung wurde u. a. vom UNHCR, dem UN-Menschenrechtsausschuss und dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte bekräftigt (European Network on Statelessness 2021: 5).

Wir haben […] Unterbesetzung, Fachkräftemangel, 
es kommt einfach kaum jemand nach, und dass 
man dann so eine Staatenlosenprüfung ordentlich 
durchführt, ist einfach schwierig und zeitlich nicht 
machbar. […] Das kann dann nur schieflaufen. 
Und wenn man es zentralisiert, gibt es eben Mit-
arbeiter dafür, die sind geschult, die machen nur 
das, und auch für die Betroffenen wäre es einfach 
leichter. Für uns auch, weil wir können [uns] dann 
auch darauf verlassen, dass das dann richtig ist. 

(INT05)

Von einer Zentralisierung versprechen sich die Befrag-
ten in erster Linie eine Entlastung der eigenen Behörde. 
Sie meinen aber auch, dass es die Entscheidungspraxis 
(stärker) vereinheitlichen und die Entscheidungsquali-
tät verbessern würde, wenn solche Fälle von darauf 
spezialisiertem Personal bearbeitet werden.80

4 Fazit und Handlungsempfehlungen

Deutschland ist als Vertragsstaat des Staatenlosen-
übereinkommens implizit verpflichtet, Staatenlose 
in seinem Hoheitsgebiet zu identifizieren und ihnen 
Zugang zu nationalen und internationalen Rechten 
zu gewähren.81 Im Übereinkommen der Vereinten 
Nationen ist jedoch nicht geregelt, wie ein Verfahren 
zur Feststellung von Staatenlosigkeit konkret ausge-
staltet werden sollte. Die Feststellung von Staatenlo-
sigkeit ist aber rechtlich und verfahrenstechnisch sehr 
komplex (Abb. 1). In Staaten wie Deutschland, die 
kein einheitliches Verfahren dafür etabliert haben, 
führt das in der Praxis häufig zu großer Unsicherheit, 
sowohl aufseiten der Betroffenen als auch bei den 
Mitarbeitenden der damit befassten Behörden. So 
muss dafür u. a. umfassendes Wissen über die deut-
schen wie auch die ausländischen Rechtsnormen und 
Praktiken vorhanden und abrufbar sein. 
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Abb. 1 �‚Blackbox‘ Ausländerbehörde: Vorgehen und Herausforderungen bei der Feststellung von Staatenlosigkeit
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Die zeitaufwendige und komplexe Prüfung kann 
von den Sachbearbeitenden in den Behörden im 
normalen Arbeitsalltag oft nicht geleistet werden. 
Zugleich gibt es Berichte aus der Praxis über Falsch-
angaben und Täuschungsversuche: Manchmal wollen 
Personen über die Anerkennung von Staatenlosigkeit 
oder das Verschweigen ihrer tatsächlichen Staatsan-
gehörigkeit z. B. einen Aufenthaltstitel erlangen oder 
ihre Abschiebung verhindern (s. Kap. 3.2 und 3.3). 
Es liegt also einerseits im staatlichen Interesse, 
Schutzbedürftige zu identifizieren, deren Staatenlo-
sigkeit festzustellen und ihnen Wege dafür aufzuzei-
gen, um im Einklang mit internationalen Abkom-
men Staatenlosigkeit zu reduzieren. Andererseits 
sollte unter ordnungsrechtlichen Aspekten ermit-
telt werden, wer eine Staatsangehörigkeit besitzt 
und diese nur im eigenen Interesse verschleiert. 
Ein funktionierendes Feststellungsverfahren und 
effektive Behörden sind somit eine wichtige Vor-
aussetzung dafür, dass die Vertragsstaaten ihren in-
ternationalen Verpflichtungen nachkommen. Da das 
Anerkennungsverfahren nicht einheitlich geregelt ist, 
an die Mitwirkung der Betroffenen hohe Anforderun-
gen gestellt werden und die betreffenden Behörden 
oft zu stark überlastet sind, um eine Feststellung ord-
nungsgemäß durchzuführen, verbleiben betroffene 
Personen oft in der Kategorie „ungeklärte Staatsan-
gehörigkeit“.

Der wissenschaftliche Stab des SVR leitet aus 
den durchgeführten Interviews, dem Workshop mit 
Expertinnen und Experten, der gesichteten Literatur 
und der systematischen Abfrage zu Leitlinien bezüg-
lich der Feststellung von Staatenlosigkeit bei den 
obersten Landesbehörden die nachfolgenden Hand-
lungsempfehlungen ab. Sie beziehen sich zum einen 
auf grundsätzliche Anpassungsbedarfe in Bezug auf 
die Rechtslage (s.  Kap.  4.1), zum anderen auf insti-
tutionelle Änderungen und Optimierungen hinsicht-
lich der Feststellung von Staatenlosigkeit (s. Kap. 4.2 
und 4.3). 

82	 Eine so enge Definition findet sich auch in den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum StAG: Danach gelten Personen als 
staatenlos, „die kein Staat nach seinem innerstaatlichen Recht als Staatsangehörige[ ] ansieht“ (StAR-VwV Nr. 8.1.3.1).

83	 Im Kontext der GFK wurde einem ähnlichen Umstand mit der Schaffung des subsidiären Schutzes Rechnung getragen.

4.1 Grundsätzlicher Anpassungs- bzw. 
Änderungsbedarf

Um Staatenlosigkeit sowohl effektiv festzustellen 
als auch zu reduzieren, sind zunächst grundsätzliche 
gesetzliche und verwaltungsrechtliche Anpassungen 
notwendig. Diese sollten auch unabhängig von einem 
standardisierten Feststellungsverfahren in Angriff ge-
nommen werden. 

4.1.1 Auslegung der Definition von Staatenlosig-
keit an die Empfehlung des UNHCR angleichen
In den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum 
AufenthG interpretiert das BMI die Definition von 
Staatenlosigkeit aus Art.  1 StaatenlÜbk wie folgt: 
„Staatenlos i. S. d. Übereinkommens sind nur Aus-
länder, die nachweislich keine Staatsangehörig-
keit eines in Betracht kommenden Staates besitzen 
(de-jure-Staatenlose), nicht aber Personen, deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist, oder deren recht-
lich vorhandene Staatsangehörigkeit von ihrem Her-
kunftsstaat rechtswidrig, etwa durch Verweigerung 
der Ausstellung eines Passes, nicht berücksichtigt 
wird (de-facto-Staatenlose, vgl. AufenthG-AVwV 
Nr. 3.3.1.8 und Nr. 48.1.6.1  f.)“.82 Das in Deutschland 
vorherrschende Verständnis von Staatenlosigkeit 
weicht von der (nicht verbindlichen) Auslegung 
ab, die der UNHCR empfiehlt: Nach dem Handbuch 
über den Schutz staatenloser Personen „erfasst der 
Verweis auf das ‚Recht‘ in der Definition der Staaten-
losigkeit nach Artikel  1  (1) auch Fälle, in denen das 
geschriebene Recht bei der praktischen Umsetzung 
wesentlich modifiziert wird“ (UNHCR 2016a: Rn. 24).83 
Das bedeutet: Wenn Menschen zwar das Recht auf 
eine Staatsangehörigkeit haben, diese aber auf-
grund der behördlichen Praxis im Herkunftsland 
nicht erhalten (können), sollten sie ebenfalls als 
de-jure-staatenlos angesehen werden (s. dazu auch 
Massey 2010: 26–27). Eine rein formale Analyse des 
jeweiligen Staatsangehörigkeitsrechts reicht somit 
nicht aus, da es durchaus vorkommt, dass ein Staat 
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sich in der Praxis nicht an das Gesetz hält oder dessen 
„Wesensgehalt ignoriert“ (UNHCR 2016a: Rn. 23).

Vor diesem Hintergrund sollte das BMI bei der 
anstehenden Überarbeitung der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften zum AufenthG und zum StAG 
seine Auslegung der Definition anpassen und 
grundsätzlich auch Personen als staatenlos nach 
Art.  1 StaatenlÜbk anerkennen, die zwar theore-
tisch eine Staatsangehörigkeit besitzen, dazu aber 
aufgrund der praktischen Umsetzung des Rechts 
faktisch keinen Zugang erhalten. Diese Interpreta-
tion wird in anderen Kontexten bereits angewendet. 
So weist das BMI z. B. in den Anwendungshinwei-
sen zum Chancen-Aufenthaltsrecht darauf hin, dass 
„keine Täuschungshandlung in Fällen [vorliegt], in 
denen zwar eine Staatsangehörigkeit vorliegt, sich 
ein Ausländer aber als staatenlos bezeichnet, weil 
kein Staatsangehörigkeitsstaat ihn trotz der abwei-
chenden Rechtslage als eigenen Staatsangehörigen 
in Anspruch nimmt (sogenannte faktische Staatenlo-
sigkeit)“ (BMI 2022: 6).

4.1.2 Staatenlosen im eigenen Land den Zugang 
zur deutschen Staatsangehörigkeit erleichtern
Ein Feststellungsverfahren mit dem Ziel, die Rechts-
stellung als staatenlose Person anzuerkennen 
(s. Kap. 4.2), ist nicht für alle Gruppen sinnvoll. Perso-
nen ohne Staatsangehörigkeit im eigenen Land – al-
so Menschen, die in Deutschland geboren und auf-
gewachsen sind oder deren Familien schon seit 
mehreren Generationen staatenlos in Deutschland 
leben – sollten einen möglichst einfachen Zugang zur 
deutschen Staatsangehörigkeit erhalten und über die 
Möglichkeiten der Einbürgerung aufgeklärt werden 
(vgl. European Network on Statelessness 2021: 3; 
Statefree 2023: 22; UNHCR 2016a: Rn. 58). Schon bei 
der Reform des StAG hatte u. a. der SVR moniert, dass 
keine Regelungen getroffen wurden, um Staatenlo-

84	 Verschiedene zivilgesellschaftliche Organisationen wie Statefree und der Bundeszuwanderungs- und Integrationsrat (BZI) plädie-
ren dagegen für einen unkonditionierten ius soli-Erwerb für in Deutschland geborene Kinder von Staatenlosen (vgl. BZI 2023; 
Statefree 2023). Der SVR gibt zu bedenken, dass von einer solchen Lösung zum einen eine aufenthaltsrechtliche Bindungswir-
kung für die betreffenden Eltern ausgeht. Zum anderen hätte eine solche Regelung auch eine europarechtliche Komponente, 
weil mit der Staatsangehörigkeit der Mitgliedstaaten auch die Unionsbürgerschaft einhergeht (SVR 2023: 6).

85	 In diesem Zusammenhang sollte die Bundesregierung auch die von Berlit (2024) benannten regulierungswürdigen Themen 
prüfen, etwa die Streichung des Merkmals „Staatsangehörigkeit“ in § 10 Abs. 1 sowie eine Aufnahme staatsangehörigkeitsrecht-
licher Sonderregelungen in Bezug auf Personen mit dauerhaft ungeklärter Staatsangehörigkeit.

sen gezielt den Erwerb der deutschen Staatsangehö-
rigkeit zu erleichtern (s. Kap. 1). Der SVR empfiehlt, 
dass in Deutschland geborene Kinder von Staa-
tenlosen automatisch die deutsche Staatsangehö-
rigkeit erhalten, wenn die Eltern seit mindestens 
fünf Jahren rechtmäßig im Land leben. Ein Anspruch 
darauf sollte gesetzlich festgeschrieben werden (SVR 
2023; 2024).84 

Darüber hinaus können Kinder ausländischer El-
tern derzeit auch nach Eintritt der Volljährigkeit nicht 
oder nur unter sehr erschwerten Bedingungen einge-
bürgert werden, wenn die Identität und Staatsange-
hörigkeit der Eltern nicht zweifelsfrei nachgewiesen 
ist. Damit tragen sie faktisch die Folgen, wenn die 
Eltern eine entsprechende Klärung versäumt haben 
oder dazu nicht imstande waren. Versäumnisse oder 
Probleme bei der Klärung der Staatsangehörigkeit 
und Identität aufseiten der Elterngeneration dürfen 
jedoch nicht zulasten der in Deutschland gebore-
nen und/oder aufgewachsenen Kinder gehen. Hier 
sollte von der geforderten lückenlosen Klärung 
der Identität und Staatsangehörigkeit abgewichen 
werden. Das wurde in den Beratungen zum StAR-
ModG u. a. von Statefree gefordert und von den Bun-
desratsausschüssen für Innere Angelegenheiten, für 
Arbeit, Integration und Sozialpolitik, für Frauen und 
Jugend und für Recht empfohlen (BR-Drs.  438/1/23: 
2–3; Statefree 2023: 23; vgl. auch Berlit 2024: 14). Ent-
sprechende Ausnahmen könnten entweder gesetz-
lich oder aber in den Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften zum StAG vorgesehen werden.85 

4.2 Ein standardisiertes Verfahren zur Feststel-
lung von Staatenlosigkeit einführen

Um die bisherige behördliche Praxis besser zu 
strukturieren, die ohnehin überlasteten Behörden 
zu unterstützen und Betroffenen den Zugang zu 
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ihren Rechten zu erleichtern, sollte ein (Regel-)Ver-
fahren zur Feststellung von Staatenlosigkeit (state-
lessness determination procedure, SDP) eingeführt 
werden. Das hat u. a. der SVR bereits in seiner Stel-
lungnahme zur Weiterentwicklung des Staatsange-
hörigkeitsrechts nahegelegt (SVR 2023); es wird auch 
von allen zentralen zivilgesellschaftlichen Akteuren 
und Akteurinnen empfohlen bzw. gefordert (vgl. 
European Network on Statelessness 2021; Statefree 
2023: 13; UNHCR 2016a; 2016b). In anderen Ländern 
(z. B. Frankreich) sind entsprechende Verfahren zum 
Teil schon etabliert (Info-Box 5); sie könnten als Ori-
entierung dienen.

Ein Regelverfahren würde einen Rahmen für die 
Bestimmung des Staatsangehörigkeitsstatus einer 
Person vorgeben. Im Ergebnis würde entweder die 
betreffende Person als staatenlos anerkannt oder 
eine ausländische Staatsangehörigkeit festgestellt. 
Das Feststellungsverfahren sollte dabei fair, effizient 
und leicht zugänglich sein und den Richtlinien des 
UNHCR entsprechen (s. für ausführliche Hinweise und 
Gestaltungsmöglichkeiten Bianchini 2014: 51; 2017; 
European Network on Statelessness 2021; UNHCR 
2016a). Für ein funktionierendes Verfahren sind be-
stimmte Aspekte zentral, die im Folgenden erörtert 
werden. Sie müssen auch gewährleistet sein, wenn 
es für solche Verfahren keine zentrale Stelle gibt 
oder die Zuständigkeit dafür nicht klar definiert ist 
(s. Kap. 4.3).

4.2.1 Mitwirkungspflichten und Grenzen der 
Zumutbarkeit klar definieren
Für die Klärung der Staatsangehörigkeit bzw. Staa-
tenlosigkeit und Identität in der behördlichen Pra-
xis ist zentral, dass die betroffenen Personen dabei 
mitwirken. Bisher ist allerdings unklar, wie weit ihre 
Mitwirkungspflichten gehen und wo die Grenzen der 
Zumutbarkeit liegen. Da es hierfür kaum Standards, 
Leitfäden und definierte Verfahren gibt, wird das in 
der Verwaltungspraxis unterschiedlich gehandhabt. 
Es sind ‚Leitplanken‘ nötig, um den Prozess zur Fest-

86	 Ein solches Vorhaben ist z. B. im aktuellen schleswig-holsteinischen Koalitionsvertrag festgehalten (CDU/Bündnis 90/Die Grünen 
2022: 121). Danach will die Landesregierung zusammen mit den kommunalen Zuwanderungsbehörden Verfahren, Standards und 
Leitfäden für die Mitwirkung bei der Passbeschaffung und Identitätsklärung entwickeln.

stellung von Staatenlosigkeit transparent zu ge-
stalten und zugleich die Behördenmitarbeitenden 
bei schwierigen Ermessensfragen zu unterstützen. 
Dazu sollte entweder das BMI bundeseinheitliche 
Vorgaben ausarbeiten oder die jeweils zuständigen 
Ministerien entsprechende Richtlinien auf Landes-
ebene.86 Beispielsweise könnte festgelegt werden, 
wie häufig die Betroffenen eine Vertretung des 
(mutmaßlichen) Herkunftslands kontaktieren müs-
sen, welche Wartefristen angemessen sind und nach 
wie vielen Versuchen erneute Anfragen unzumutbar 
werden, wenn die Behörde oder die Botschaft nicht 
reagiert.

Eng damit verknüpft sind Fragen der Beweisfüh-
rung. Derzeit liegt die Beweis- und Darlegungslast 
allein bei den Betroffenen. Daraus entstehen in der 
Praxis häufig ‚unlösbare‘ Fälle, weil die betroffenen 
Personen ihre Staatenlosigkeit nicht ausreichend 
belegen können und die Behörden sich häufig nicht 
selbst um (weitere) Klärung bemühen. Um solche 
Sackgassen zu vermeiden, sollte die Beweislast ge-
teilt werden und Antragstellende und zuständige 
Behörden dabei stärker kooperieren. Die Behörden 
könnten z. B. aufgefordert werden, auch selbst Be-
weise zu sammeln und nicht nur auf entsprechende 
Wege und Möglichkeiten hinzuweisen. Dem Ansatz 
geteilter Beweislast folgen die meisten der Länder, 
die bereits ein einheitliches Feststellungsverfahren 
eingeführt haben. Im Kosovo und in der Republik 
Moldau etwa sind die zuständigen Behörden gesetz-
lich befugt, die Behörden der (mutmaßlichen) Her-
kunftsländer zu kontaktieren und von ihnen Unterla-
gen anzufordern (vgl. UNHCR 2020: 7). Im Sinne einer 
erleichterten Beweisführung wäre zudem denkbar, 
dass die Behörden Zweifel an den Angaben betroffe-
ner Personen konkret begründen müssen. Insgesamt 
sollte Staatenlosigkeit festgestellt werden können, 
wenn die betroffene Person sich nachweislich be-
müht hat, ihre Staatsangehörigkeit zu klären, aber 
z. B. die mutmaßlichen Herkunftsländer nicht koope-
rieren. 
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4.2.2 Verfahren(sschritte) befristen und recht
liche Folgen der Anerkennung festschreiben
Die Einordnung „ungeklärte Staatsangehörigkeit“ 
bedeutet prinzipiell nur, dass die Klärung noch nicht 
abgeschlossen ist (vgl. dazu Farinha 2022: 804). Um 
zu verhindern, dass sich dieser Prozess über Jahre 
oder gar ein ganzes Leben hinzieht, ist es wichtig, 
das Feststellungsverfahren und die einzelnen Schritte 
zeitlich zu befristen.87 In diesem Rahmen sollte fest-
gehalten werden, wann eine Entscheidung über den 
Antrag gefällt werden muss. Solche zeitlichen Fristen 
sollten z. B. in die Verwaltungsvorschriften des Bun-
des bzw. der Länder aufgenommen werden.

Um zu verhindern, dass Staatenlose lediglich ei-
ne Duldung erhalten, sollte an die Feststellung von 
Staatenlosigkeit ein Aufenthaltstitel anschließen. 
Dies sollte im AufenthG verankert werden, um dem 
Ziel und Zweck des Staatenlosenübereinkommens 
zu entsprechen (UNHCR 2016a). Bisher gibt es hier 
lediglich Notlösungen und Auffangtatbestände wie 
§ 25 Abs. 5 AufenthG, der Staatenlosen einen Ausweg 
aus der Duldung bietet. Dabei ist aber zu beachten, 
dass Staatenlose in Deutschland auch aus anderen 
Gründen einen Aufenthaltstitel erhalten können, z. B. 
zum Zweck der Erwerbstätigkeit oder der Ausbildung, 
aus familiären oder aus humanitären Gründen. Hier 
sollte daher immer geprüft werden, welcher Grund 
im Einzelfall vorliegt und welcher Aufenthaltstitel zu 
vergeben ist, da andere Aufenthaltstitel infrage kom-
men können, die zu bevorzugen sind. Sowohl Fristen 
im Verfahren als auch die Gewährung eines Aufent-
haltsrechts nach der Feststellung von Staatenlosigkeit 
sind auch in vielen der schon eingeführten Feststel-
lungsverfahren geregelt, z. B. in Ungarn, der Republik 
Moldau und Mexico (UNHCR 2020). 

4.2.3 Entscheidung einer Behörde für andere 
Behörden verbindlich machen
Die Frage der Staatenlosigkeit kann in verschiedenen 
Verwaltungsakten eine Rolle spielen. Wenn eine Be-
hörde Staatenlosigkeit festgestellt hat, entfaltet dies 
bislang keine Bindungswirkung. Andere Behörden 

87	 Auch aus dem Verwaltungsverfahrensgesetz ergibt sich keine wirklich bindende Frist, denn es verlangt nur eine zügige Entschei-
dung. Aus der Regelung zur Untätigkeitsklage in § 75 der Verwaltungsgerichtsordnung lässt sich immerhin ableiten, dass dafür 
in der Regel drei Monate ausreichen.

können somit eine erneute Feststellung für notwen-
dig erachten. Das bindet erhebliche Ressourcen, be-
sonders wenn eine Behörde damit wenig Erfahrung 
hat. Bei der Einführung eines einheitlichen Fest-
stellungsverfahrens für Staatenlosigkeit muss da-
her auch eine Bindungswirkung der behördlichen 
Entscheidung festgeschrieben werden, ähnlich wie 
bei einer Entscheidung des BAMF über die Schutz-
bedürftigkeit im Asylverfahren. Hierbei müssen die 
unterschiedlichen Ansprüche an die Identitätsklärung 
in den verschiedenen Verwaltungsprozessen berück-
sichtigt werden.

4.3 Kompetenzen zur Feststellung von Staaten-
losigkeit bündeln

Der oben behandelte Punkt der Bindungswirkung ist 
eng verknüpft mit der Frage der Zentralisierung und 
der Bündelung von Kompetenzen. Eine Klärung der 
Staatsangehörigkeit – ob sie nun mit der Feststellung 
von Staatenlosigkeit oder mit der einer ausländi-
schen Staatsangehörigkeit endet – ist hochkomplex 
und abhängig von verschiedenen Faktoren, z. B. der 
Dokumentenlage, der Mitwirkung der Betroffenen 
und potenzieller Herkunftsstaaten, aber auch den 
behördlichen Möglichkeiten und Ressourcen (vgl. 
Kap. 3). Dabei spielt auch eine Rolle, wie die Behör-
denmitarbeitenden ihr Ermessen ausüben; dies er-
fordert nicht zuletzt eine gute Kenntnis der Materie 
und eine Sensibilität für das Thema. Daher sollte für 
solche Verfahren nur qualifiziertes Personal mit ent-
sprechender Sachkenntnis herangezogen werden, 
das in der Lage ist, einen Antrag und die vorgelegten 
Beweismittel unparteiisch und objektiv zu prüfen. 
Zwar haben sich einige Mitarbeitende im Laufe der 
Zeit breites Wissen und Erfahrung in diesem Feld an-
geeignet (s. Kap. 3.1). Trotzdem kann entsprechendes 
Know-how nicht in allen Ausländerbehörden voraus-
gesetzt werden, und das ist auch nicht sinnvoll. Fälle 
von Staatenlosigkeit und ungeklärter Staatsange-
hörigkeit haben in Deutschland zwar zugenommen, 
doch auf die einzelnen Kommunen bezogen sind es 
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Info-Box 5  Good-Practice-Beispiele für Feststellungsverfahren

88	 Vgl. https://index.statelessness.eu/sites/default/files/ENS_Statelessness_Index_Survey_France_2023.pdf (06.05.2024).

Die Einführung eines Feststellungsverfahrens für 
Staatenlosigkeit ist das wirksamste Mittel, um die 
Personen zu identifizieren, die nach dem Überein-
kommen von 1954 ein Anrecht auf diesen Status 
haben. Wie solche Verfahren zu gestalten sind, 
ist im Übereinkommen jedoch nicht vorgegeben. 
Entsprechend gibt es bei den schon bestehenden 
Verfahren eine große Bandbreite. Im Folgenden 
werden beispielhaft das älteste (Frankreich) und 
ein relativ junges Feststellungsverfahren (Paragu-
ay) und ihre jeweilige Umsetzung skizziert. Dabei 
werden vor allem positive Aspekte der jeweiligen 
Verfahren fokussiert. Die Ausführungen basieren 
auf dem Statelessness Index Survey für Frankreich 
des European Network on Statelessness (ENS),88 
dem ENS Briefing zu Feststellungsverfahren in Eu-
ropa von 2021 und dem Good Practices Paper des 
UNHCR (2020); dort finden sich weitere Informati-
onen zu den einzelnen Verfahren.

Frankreich
In Frankreich gibt es seit 1952 ein gesetzlich ver-
ankertes Verfahren speziell zur Feststellung von 
Staatenlosigkeit. Zuständig für die Durchführung 
des Verfahrens und den damit verbundenen 
rechtlichen und administrativen Schutz von Staa-
tenlosen ist die nationale Behörde für alle Ange-
legenheiten von Ausländerinnen und Ausländern: 
das französische Amt für den Schutz der Flüchtlin-
ge und Staatenlosen (Office français de protection 
des réfugiés et apatrides, Ofpra). Das Verfahren ist 
frei zugänglich, und es gibt dafür keine Voraus-
setzungen (wie einen legalen Aufenthaltsstatus) 
oder zeitlichen Beschränkungen. Allerdings be-
gründet das Verfahren währenddessen kein Auf-
enthaltsrecht für die Antragstellenden, und sie 
haben keinen Anspruch auf kostenlosen Rechts-
beistand. Eingeleitet wird das Verfahren durch 
einen schriftlichen Antrag bei Ofpra, der in fran-
zösischer Sprache gestellt werden muss. 

Die Beweislast liegt nach dem französischen 
Verwaltungs- und Rechtsrahmen bei den Antrag-
stellenden; in der Praxis wird sie jedoch geteilt. 
Beispielsweise nimmt Ofpra eigenständig Kon-
takt mit den Behörden mutmaßlicher Herkunfts-
staaten auf, wenn die Antragstellenden mög-
licherweise eine Staatsangehörigkeit erhalten 
können und sich darum ernsthaft bemüht haben, 
die Beweise dafür aber nicht ausreichen. Zudem 
haben die Mitarbeitenden der Behörde Zugang 
zu einschlägigen Nationalitätsgesetzen aus der 
Ofpra-Forschungsabteilung. Manchmal kontaktiert 
Ofpra französische Konsulate in entsprechenden 
Ländern, um sich über die rechtlichen Verbindun-
gen der antragstellenden Person zu diesem Land 
zu informieren und sich beraten zu lassen. Wird 
Staatenlosigkeit festgestellt, erhält die betreffen-
de Person eine Aufenthaltserlaubnis für vier Jahre. 
Nach Ablauf dieser Zeit kann sie eine Aufenthalts-
erlaubnis für weitere zehn Jahre erhalten. Eine 
erleichterte Einbürgerung von anerkannten Staa-
tenlosen ist gesetzlich nicht vorgesehen.

Paraguay
Paraguay hat 2018 das Gesetz über den Schutz 
und die Erleichterung der Einbürgerung von Staa-
tenlosen verabschiedet. Zugleich wurde ein spezi-
fisches Feststellungsverfahren eingeführt, das in 
einigen Punkten über das in Frankreich hinaus-
geht. Auch hier wird das Verfahren von einer zent-
ralen Stelle durchgeführt, die zugleich die Asylbe-
hörde ist, nämlich die Nationale Kommission für 
Staatenlose und Flüchtlinge (Comisión Nacional 
para Apátridas y Refugiados, CONARE). Beantragt 
werden kann es sowohl schriftlich als auch münd-
lich, persönlich oder durch eine rechtliche Vertre-
tung; bei einem mündlichen Antrag muss der we-
sentliche Inhalt schriftlich festgehalten werden. 
Darüber hinaus sind alle Behörden verpflichtet, 
den Fall an CONARE weiterzuleiten, wenn sie in 
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ihrer Praxis potenzielle Staatenlosigkeit identi-
fizieren. Antragstellende in Paraguay haben das 
Recht, während des gesamten Verfahrens von 
einem Anwalt oder einer Anwältin vertreten zu 
werden. Mittellose Personen erhalten Zugang 
zu kostenlosen Rechtsbeistandsdiensten, die auf 
den internationalen Schutz von Flüchtlingen und 
Staatenlosen spezialisiert sind. 

Sobald ein Antrag eingereicht wurde, muss die 
zuständige Behörde die Antragstellenden über ih-
re Rechte und Pflichten informieren und ebenso 
über die Kriterien und Verfahren zur Anerkennung 
als Staatenlose. Die Beweislast für die Feststel-
lung ist geteilt. Die Antragstellenden müssen mit 

89	 Denkbar sind Ansätze wie der „One-Stop-Shop“; hier würden die Stellen nicht nur mit Mitarbeitenden von Ausländerbehörden, 
Einbürgerungsbehörden und dem BAMF besetzt, es könnte auch die Expertise und das Wissen aus anderen Kontexten wie etwa 
von Standesbeamtinnen und Standesbeamten einfließen.

90	 Ein Ergebnis ist bis dato nicht bekannt.

dem Exekutivsekretariat zusammenarbeiten, um 
die Tatsachen festzustellen, die ihren Antrag auf 
Staatenlosigkeit rechtfertigen, und alle Beweise 
vorlegen, die sich in ihrem Besitz befinden oder 
die sie vernünftigerweise beschaffen können. 
Wenn sie die erforderlichen Dokumente von aus-
ländischen Behörden nicht erhalten, unterstützt 
CONARE sie bei der Beschaffung. Sobald Staa-
tenlosigkeit festgestellt wird, erhält die Person 
denselben Personalausweis wie Menschen mit 
ständigem Wohnsitz in Paraguay sowie ein Reise-
dokument. Das Gesetz beinhaltet außerdem eine 
Regelung zur Familienzusammenführung und zu 
einer erleichterten Einbürgerung.

meist zu wenige (und zudem die Fälle zu komplex), 
als dass jede Behörde dafür eigene Ressourcen vor-
halten könnte. Und es wäre auch nur bedingt effek-
tiv, für alle Mitarbeitenden der über 600 Ausländer-
behörden (und die der Einbürgerungsbehörden, des 
BAMF etc.) Schulungen zu dem Thema anzubieten.

Ein weiterer wichtiger Schritt neben der Einfüh-
rung eines Regelverfahrens für die Feststellung 
von Staatenlosigkeit (s. Kap. 4.2) wäre deshalb ei-
ne Zentralisierung des Prozesses. Damit würden 
Durchführung und einschlägige Kompetenzen an 
einer Stelle gebündelt, und die Fälle könnten von 
speziell dafür ausgebildetem Personal bearbeitet 
werden, das für das Thema sensibilisiert und regel-
mäßig weitergebildet wird.89 So könnte zum einen 
ressourcenschonend gearbeitet werden, zum ande-
ren ließen sich Fehler und Unsicherheiten bei der Be-
arbeitung und damit auch lange Wartezeiten vermei-
den. Dafür müssen die benötigten Stellen geschaffen 
werden, um zu vermeiden, dass eine Behörde die 
Aufgabe an die nächste weitergibt und sich die Her-
ausforderungen damit lediglich an eine andere Stelle 
verschieben.

Wo das Feststellungsverfahren angesiedelt 
sein sollte, um Staatenlosigkeit bzw. eine vorhan-
dene Staatsangehörigkeit möglichst effektiv und 
effizient zu klären, lässt sich nicht ohne Weiteres 
bestimmen. In Deutschland kommt für eine Zentra-
lisierung aufgrund der föderalen Struktur die Bun-
des- oder die Landesebene infrage. Hier sind ver-
schiedene Varianten vorstellbar, die sich hinsichtlich 
der Zuständigkeitsverteilung und der Bindungswir-
kung unterscheiden (Abb. 2).

4.3.1 Zentralisierung auf Bundesebene
Die Herausforderungen für die Kommunen und deren 
Überforderung bei der Feststellung von Staatenlo-
sigkeit sind der Bundesregierung bekannt. Das BMI 
prüft derzeit gemeinsam mit dem BAMF und den 
Ländern, ob das BAMF die Länder und die kommuna-
len Ausländerbehörden dabei unterstützen kann (vgl. 
BT-Drs. 20/7945: 20–21).90 Ausmaß und Wirkung einer 
solchen Unterstützung sind jedoch abhängig von der 
Ausgestaltung. 

Hierfür sind beispielsweise drei Formen denk-
bar: Erstens könnte das BAMF als nachgeordnete 
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Bundesbehörde mit Zuständigkeiten im Bereich der 
Innenverwaltung (alternativ auch das Bundesver-
waltungsamt) als zentrale Stelle die Feststellung von 
Staatenlosigkeit übernehmen und alle diesbezügli-
chen Prozesse in einer Abteilung vereinen, in Anleh-
nung an die Zuständigkeit des BAMF für die Prüfung 
und Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft. Das 
würde ein bundeseinheitliches Vorgehen sichern. Die 
Bundesoberbehörde (BAMF) wäre in diesem Fall mit 
der Statusfeststellung betraut, die für alle anderen 
Behörden bindend wäre. Im Fall von staatenlosen 
Geflüchteten sollten beide Status geprüft und ggf. 
anerkannt werden.91 Eine solche Zentralisierung wür-
de die Zustimmung der Länder erfordern und müsste 
gesetzlich festgeschrieben werden.

Zweitens wäre denkbar, dass bei der Entscheidung 
über Staatenlosigkeit immer das BAMF beteiligt wer-
den muss.92 Umgesetzt werden könnte das durch ei-
nen entsprechenden neuen Absatz in § 72 AufenthG. 
Diese Option entspräche einer abgeschwächten Form 

91	 In den meisten der bereits etablierten Feststellungsverfahren ist für die Feststellung von Staatenlosigkeit ebenfalls eine zentrale 
Stelle vorgesehen, die bei der für Asylanträge zuständigen Behörde angesiedelt ist (Info-Box 5; UNHCR 2020).

92	 Ein solches Erfordernis entspräche dem Verfahren bei einem zielstaatsbezogenen Abschiebeverbot (§ 72 Abs. 2 AufenthG): Ob 
ein solches verhängt wird oder dafür Ausschlussgründe vorliegen (§ 60 Abs. 5 oder 7; § 25 Abs. 3 S. 3 Nr. 1–4 AufenthG), dürfen 
Ausländerbehörden nur nach vorheriger Beteiligung des BAMF entscheiden.

der Zentralisierung, da das BAMF dann für die Bear-
beitung der Fälle nicht voll zuständig wäre. Dennoch 
würde sie die Kommunen entlasten, da die zustän-
dige Ausländerbehörde dann vor einer (positiven 
oder negativen) Entscheidung über Staatenlosigkeit 
oder eine potenzielle Staatsangehörigkeit von der 
Bewertung der Sachlage seitens des BAMF profitiert. 
Zudem würde diese Option eine bundeseinheitliche 
Entscheidungspraxis fördern und Fehler vermeiden, 
die durch unzureichendes Wissen oder mangelnde 
Ressourcen einzelner Behörden entstehen. Allerdings 
birgt sie auch die Gefahr einer Doppelzuständigkeit 
und eines verwaltungstechnischen Mehraufwands.

Drittens könnte das BAMF (oder eine andere Be-
hörde) als zentrale Sammel- und Ansprechstelle zum 
Thema Staatenlosigkeit fungieren. Zu ihren Aufgaben 
könnte dann gehören, Handreichungen für einzelne 
Länder und Fallkonstellationen zu erstellen und Leit-
linien für die Feststellung von Staatenlosigkeit zu 
entwickeln. Das BAMF wäre somit eine Servicestelle, 

Abb. 2 �Möglichkeiten der Zentralisierung auf Bundes- und Landesebene nach dem Grad der  
Entscheidungskompetenz
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die von den Ländern und den kommunalen Behörden 
genutzt werden kann, es wäre aber nicht für einzelne 
Anträge zuständig und würde keine (bindenden) Ent-
scheidungen treffen (s. für eine Übersicht zu Verwal-
tungskompetenzen und Zuständigkeiten des BAMF 
Bogumil/Hafner/Kastilan 2023: 14–16). Hierfür könn-
ten z. B. die in § 75 AufenthG definierten Aufgaben 
des BAMF um den Themenkomplex Staatenlosigkeit 
erweitert werden.

4.3.2 Zentralisierung auf Landesebene
Eine Zentralisierung auf Bundesebene würde Ge-
setzesänderungen erfordern – z. B. im AufenthG –, 
und Bund und Länder müssten sich zunächst poli-
tisch darauf verständigen, dass eine nachgeord-
nete Bundesbehörde die Aufgabe der Feststellung 
verbindlich übernimmt. Für eine zentrale Stelle auf 
Landesebene sind die Hürden daher deutlich gerin-
ger. Damit würde das Verfahren zwar nicht bundes-
weit standardisiert, doch auch eine Zentralisierung 
auf dieser Ebene könnte die Handhabung stärker 
vereinheitlichen, Fehler reduzieren und helfen, die 
Ressourcen besser zu nutzen. In dem Fall bliebe ei-
ne Varianz zwischen den Ländern bestehen, es sei 
denn, diese stimmen sich ab, um eine gewisse Stan-
dardisierung zu sichern. Falls ein bundeseinheitliches 
Verfahren politisch nicht gewollt ist, sollten die Län-
der die kommunalen Behörden mit dieser komple-
xen Thematik nicht länger alleinlassen, sondern dafür 
eine zentrale Stelle auf der Landesebene schaffen. 
Impulse dazu könnten auch die Landesparlamente 
setzen. Beispielsweise könnten die Abgeordneten 
sich bei den kommunalen Behörden ihrer Wahlkrei-
se über solche Fälle informieren und auf dieser Ba-
sis entsprechende Anfragen an die Landesregierung 
richten oder Gesetzes- bzw. Verordnungsinitiativen 
zur Bündelung von Kompetenzen einbringen. 

Je nach Aufbau der Landesverwaltung gibt es 
auch hier verschiedene Möglichkeiten, eine solche 
Zentralstelle zu verorten, die jedoch ähnlich ausge-
staltet sein könnte wie auf Bundesebene:

93	 Beispielsweise wurde in Schleswig-Holstein ein „virtuelles Wissensmanagement“ eingerichtet, auf das nur die Ausländer- und 
Einbürgerungsbehörden des Landes Schleswig-Holstein sowie das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integra-
tion und Gleichstellung Zugriff haben. In diesem Rahmen können u. a. auch Fragen zum Umgang mit ungeklärter Staatsange
hörigkeit diskutiert werden. Die Diskussionen werden dabei von dem Ministerium strukturiert.

Erstens könnten die zuständigen obersten Lan-
desbehörden eine spezialisierte Organisationseinheit 
schaffen, die für die Feststellung von Staatenlosigkeit 
zuständig ist. Als Unterabteilung einer nachgeordne-
ten Landesbehörde bzw. einer nachgeordneten Be-
hörde (z. B. bei den Landesverwaltungsämtern, die 
es in einigen Bundesländern gibt) würden sie alle 
entsprechenden Fälle übernehmen. Alternativ könnte 
zweitens bei den zentralen Ausländerbehörden, die 
es in fast allen Ländern gibt (§ 71 Abs. 1 AufenthG), 
eine eigene Abteilung für die Feststellung von Staa-
tenlosigkeit eingerichtet werden.

Drittens könnte auch auf Landesebene jeweils 
eine zentrale Kompetenzstelle etabliert werden, die 
z. B. länderspezifische Informationen zusammenstellt 
und Leitlinien zur Feststellung von Staatenlosigkeit 
entwickelt und die als Ansprechstelle für die Auslän-
derbehörden fungiert.

4.3.3 Digitale Austauschforen als niedrigschwel-
liges Koordinationsmittel
Falls für die Einführung einer zentralen Stelle (auf 
Bundes- oder Länderebene) der politische Wille 
fehlt, sollten Austauschforen geschaffen oder, wo 
vorhanden, gefördert werden, in denen Hinweise 
zur Feststellung von Staatenlosigkeit und entspre-
chende Länderinformationen gesammelt und ge-
teilt werden können.93 Austauschforen sollten idea-
lerweise bundesweit zugänglich sein. Darin könnten 
von einzelnen Behörden entwickelte Konzepte wie 
Fallkonferenzen oder Clearingverfahren genutzt wer-
den, in denen verschiedene Stellen (z. B. Ausländer-
behörden, Einbürgerungs- und Staatsangehörigkeits-
behörden, Standesämter etc.) ihr Wissen und ihre 
Expertise zum Thema Staatenlosigkeit einbringen 
und diskutieren können. In besonders festgefahrenen 
Fällen könnten zur Informationsvermittlung, Aufklä-
rung, Mediation und Konfliktvermeidung auch andere 
Instanzen wie Clearingstellen vermittelnd tätig wer-
den (vgl. Schneider/Tonn 2024). 
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4.4 Ausblick

Die kürzlich erfolgte Reform des Staatsangehörig-
keitsgesetzes sollte nicht dazu führen, dass das 
Thema Staatenlosigkeit und ungeklärte Staatsan-
gehörigkeit wieder in Vergessenheit gerät und der 
unbefriedigende Status quo unverändert bleibt. Vor 
allem die anstehende Überarbeitung der Verwal-
tungsvorschriften sowie der Anwendungshinweise 
zum Staatsangehörigkeitsrecht und zum Aufenthalts-
recht sollte genutzt werden, um sich den bestehen-
den Herausforderungen zu widmen. Grundsätzlich 
sollte die Einführung eines Feststellungsverfahrens 
das Ziel sein. Nur so können die Behörden bei der 
Bearbeitung entsprechender Fälle unterstützt und 
zugleich betroffenen Personen der Zugang zu ihren 
völkerrechtlich garantierten Rechten gewährleistet 
werden. 

Wie ein solches Feststellungsverfahren konkret 
ausgestaltet und wo die Zuständigkeit dafür verortet 
wird, sollten die verantwortlichen Akteurinnen und 
Akteure auf der Basis wissenschaftlicher Erkennt-
nisse unter Einbezug von Betroffenenvertretung- 
en entwickeln. Die Nichtregierungsorganisation 
Statefree plant derzeit die Formalisierung eines di-
gitalen Feststellungsverfahrens für Deutschland. Die 
Ergebnisse könnten als Grundlage für die spezifische 
Regelung von Verfahrensvorschriften zur Anerken-
nung von Staatenlosigkeit dienen. Darüber hinaus 
sollte sich Deutschland an Good-Practice-Beispielen 
aus dem Ausland orientieren und bewährte Mecha-
nismen übernehmen.94 

Solange kein zentrales Feststellungsverfahren für 
Staatenlosigkeit existiert, wäre es sinnvoll, wenn die 
Kommunen – sofern das strukturell möglich ist – die 
zu bearbeitenden Fälle in zwei Gruppen einteilen und 
die komplizierten Fälle Sachbearbeitenden aus dem 
gehobenen Dienst zuteilen. Eine solche Herangehens-
weise hat sich in anderen Kontexten schon bewährt; 
so verfährt beispielsweise das Regierungspräsidium 
Darmstadt bei der Einbürgerung von Flüchtlingen. 
Dieser Ansatz könnte auf andere Ebenen übertragen 
und ausgebaut werden. 

94	 Bei der Ausarbeitung eines Feststellungsverfahrens und ggf. der rechtlichen Umsetzung einer (technischen) Lösung könnte 
Deutschland sich zudem vom UNHCR unterstützen lassen, der in dieser Sache bereits andere Länder beraten hat.
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